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Corona-Bewältigung 4
Der Dresdner Stadtrat bestätigte den 
Corona-Bewältigungsfonds 2021 
für Kultur und Tourismus sowie 
die Änderung der Förderrichtlinie 
Großveranstaltungen (ab Seite 30), 
welche Kunst- und Kulturschaf-
fenden sowie der Veranstaltungs-
branche für dieses Jahr zusätzliche 
Fördergelder in Höhe von 850.000 
Euro zur Verfügung stellen. 

Sie ist die Schönste im Dresdner Kleingartenland
Prohliser Anlage „Am Geberbach" gewinnt den 17. Wettbewerb 2021

Die Kleingartenanlage „Am 
Geberbach“ ist die schönste 
Kleingartenanlage 2021. Mit 

diesem Ergebnis endete der diesjäh-
rige Wettbewerb um die „Schönste 
Kleingartenanlage Dresdens“, den 
die Landeshauptstadt Dresden ge-
meinsam mit dem Stadtverband 
„Dresdner Gartenfreunde“ e. V. 
bereits im 17. Jahr organisierte. 

Mit 103 Parzellen zählt der 1978 
gegründete Kleingartenverein „Am 
Geberbach“ an der Fritz-Mein-
hardt-Straße im Stadtbezirk Prohlis 
zu den großen und jungen Vereinen 
in Dresden. Die Kleingärtnerinnen 
und -gärtner errangen nach 2017 
bereits zum zweiten Mal diesen 
Titel. 2015 belegte der Verein den 
dritten und 2016 den zweiten Platz. 
Die intensive und vielgestaltige 
Gartennutzung sowie die Aktivi-
täten des Vorstandes und der Gärt-
nerinnen und Gärtner überzeugten 
die Jury auch in diesem Jahr. Dazu 
zählen der Bienenlehrpfad, das Ver-
einsleben und der Umgang mit der 
Natur. Im Stadtbezirk Prohlis wird 
der Verein als aktiver Partner für 
Ordnung und Sauberkeit geschätzt 
und bringt sich bei der Vereinsmeile 
„Prohliser Herbstfest“ ein. 

Für den Siegerverein nahm am 
12. Juni, zum Tag des Gartens, der 

Vorsitzende des Kleingartenver-
eines, Dr. Klaus-Dieter Hansel den 
Wanderpokal „Flora“ entgegen, 
überreicht von Oberbürgermeister 
Dirk Hilbert (Foto), dem Leiter des 
Amtes für Stadtgrün und Abfall-
wirtschaft Detlef Thiel sowie von 
Frank Hoffmann, Vorsitzender des 
Stadtverbandes „Dresdner Garten-
freunde“ e. V. Mit der Auszeichnung 
2021 ist ein Preisgeld in Höhe von 
1.000 Euro verbunden, gestiftet von 
der Landeshauptstadt Dresden.

Über den zweiten Platz und 
das Preisgeld von 500 Euro konnte 
sich der Kleingartenverein „Wilder 
Mann“ e. V. freuen. Der Verein 
beteiligte sich zum ersten Mal am 
Wettbewerb und schaffte es direkt 
auf den Silberrang. 

Der Kleingartenverein „Bühlauer 
Waldgärten“ e. V. wurde Dritter 
und erhielt 250 Euro –gesponsert 
durch den Stadtverband „Dresdner 
Gartenfreunde“ e. V.

Außerdem erhielten vier Ver-
eine Sonderpreise mit jeweils 200 
Euro: „Am Tummelsbach“ e. V., 
„Gartenfreunde Fortschritt I“ e. V., 
„Gartenfreunde II“ e. V.  und „Frie-
belstraße“ e. V. Auch für die ande-
ren teilnehmenden Vereine war es 
eine erfolgreiche Feier, denn jeder 
erhielt 100 Euro vom Stadtverband.

In diesem Jahr fand die Aus-
zeichnung im Kleingartenverein  
„Am Waldrand“ e. V. an der Jungen 
Heide statt, dem Vorjahressieger. 

Insgesamt beteiligten sich in 
diesem Jahr 21 Vereine, wovon 
es elf in die Endrunde schaff-
ten. Die Jury besichtigte diese 
Kleingartenvereine Ende Mai. 
Bewertet wurde nach Kriterien 
wie Gesamteindruck, Einhal-
tung des Bundeskleingarten-
gesetzes, Berücksichtigung des 
Umwelt- und Naturschutzes, 
Qualität des Vereinslebens, Kon-
taktpf lege zum Wohnumfeld, 
Zugänglichkeit für die Öffent-
lichkeit, Gestaltung und Pf lege 
der öffentlich zugänglichen 
Flächen und Wahrnehmung der 
Anliegerpf lichten. Die Jury legte 
besondere Aufmerksamkeit auf 
die Leistungen der Kleingärtner 
zum diesjährigen Motto des Wett-
bewerbes „Kleingartenwesen im 
Wandel – gemeinschaftlich und 
generationsübergreifend“.

Das Motto für den nächsten 
Wettbewerb lautet: „Kleingärten 
als Zeugnis essbarer und nachhaltig 
bewirtschafteter Grünf lächen in 
Dresden“. Weitere Informationen: 
www.dresden.de/kleingaerten. 
Foto: Amt für Stadtgrün und Abfallwirtschaft

Bürgersprechstunde !

Corona-Schutz
Sächsische Verordnung  19
Unterschreitung Inzidenz 26

Stadtrat
Ausschüsse und Beirat               26 
Ausschüsse Beschlüsse  27
Beschlüsse           28

Ausschreibung
Stellen 29

Richtlinie
Förderung von 
Großveranstaltungen 30

Aus dem Inhalt

Oberbürgermeister Dirk Hilbert lädt 
zur nächsten Bürgersprechstunde 
am Sonnabend, 26. Juni, 13 bis 16 
Uhr, ein. Sie findet wieder im Dienst-
zimmer des Oberbürgermeisters im 
Neuen Rathaus, Dr.-Külz-Ring 19, 
statt. Die Dresdner Bürger haben die 
Möglichkeit, in einer Viertelstunde 
ihre Probleme, Anregungen und 
Sachverhalte persönlich darzulegen.
Für diese Bürgersprechstunde und 
auch die nächste am 18. Septem-
ber sind Anmeldungen möglich, 
die das Bürgermeisteramt unter  
buergersprechstunde@dresden.de 
oder (03 51) 4 88 21 49 entgegen-
nimmt. Die Abteilung Bürgeranlie-
gen im Bürgermeisteramt nimmt 
gern auch Anfragen zur schriftlichen 
Beantwortung entgegen. 
Kontaktdaten:
Landeshauptstadt Dresden
Bürgermeisteramt,
Abt. Bürgeranliegen
PF 12 00 20, 01001 Dresden
E-Mail: buergeranliegen@dresden.de
Telefon: (03 51) 4 88 21 21



2
24|2021

Donnerstag, 17. Juni

Dresdner Amtsblattwww.dresden.de/amtsblatt

B A U A R B E I T E N

	■ Niedersedlitz
Bis voraussichtlich Dezember laufen 
die Arbeiten für eine neue Brücke 
über dem Maltengraben auf der 
Lugaer Straße. Eine neue Stahlbe-
tonrahmenbrücke ersetzt dann das 
bisherige Bauwerk. Während der 
Bauzeit nutzt der Verkehr eine pro-
visorische Umfahrung direkt neben 
der Baustelle. Eine Ampel regelt 
den Verkehr, wenn die Umfahrung 
hergestellt wird. Fußgänger können 
das Baufeld jederzeit passieren. Die 
Firma Kleber Heisserer Bau GmbH 
aus Dippoldiswalde führt die Arbei-
ten aus. Die Gesamtkosten betragen 
rund 612.000 Euro.

Die Maßnahme ist Teil der 
Hochwasserschadensbeseitigung 
des Umweltamtes. Der Maltengra-
ben wurde dazu tiefer gelegt und 
deshalb war die alte Brücke nicht 
mehr nutzbar. 

Neue Brücke für den 
Maltengaben

Am Montag, 21. Juni, wird der 
fertig sanierte Brückenzug A der 
Carolabrücke für den Verkehr wie-
der freigegeben. Die Sanierung des 
von der Altstädter Seite aus gesehen 
rechten Brückenzuges begann im 
November 2019. Die Arbeiten führte 
das Straßen- und Tiefbauamt in 
zwei Bauabschnitten durch, um 
den Verkehrsfluss über die Brücke 
aufrechtzuerhalten – sowohl für 
Kraftfahrzeuge als auch Radfahrer 
und Fußgänger. 

Nach Abbruch der alten Brü-
ckenkappen versetzte man neue 
Betonfertigteile im Bereich des 
Fuß- und Radweges. Der Einsatz 
einer neuartigen Bewehrung aus 
Carbon bzw. Basalt ermöglichte 
es, den neuen Geh- und Radweg 
um 65 Zentimeter zu verbreitern. 
Im Gegensatz zur üblichen Eisen-
bewehrung genügt für das neue 
Material eine geringere Beton-
überdeckung, da es nicht rostet. 
Das daraus resultierende geringere 
Gewicht machte die Verbreiterung 
möglich. Auch eine längere Halt-
barkeit mit geringerer Rissbildung 
wird erwartet.

Carbon- und Basaltbewehrun-
gen kommen erstmals bei der 
Sanierung einer Großbrücke zum 
Einsatz. Damit können wertvolle 
Erfahrungen für künftige Pro-
jekte gesammelt werden. Bisher 
sind keine Schäden an den neuen 
Materialien festzustellen.

Die Brücke erhielt weiterhin eine 
neue Abdichtung und einen neuen 
Fahrbahnbelag, neue Geländer 
und Leuchten. Diese sind Nachbil-
dungen der Vorgänger, die wegen 
ihres schlechten Zustandes nicht 
wiederverwendet werden konnten.  
Schadstellen im Brückeninneren 
wurden saniert und die Brücken-
entwässerung instandgesetzt. 

Die Sanierung verlief nicht 
ohne Rückschläge: Nach Abbruch 
der alten Brückenränder stellte 
sich heraus, dass eine Ausgleichs-
schicht vor Verlegung der neuen 
Betonteile notwendig war. Auch 
das Wetter spielte nicht immer 
mit: Sowohl extrem hohe Sommer-
temperaturen als auch tiefe Tem-
peraturen und Schnee erschwer-
ten die Verwendung von Beton für 
die Kappen und Epoxidharz für die 
Abdichtungsschicht.

Die Sanierung verbessert den 
Bauwerkszustand erheblich, so-
dass die Nutzung für die nächsten   

Jahrzehnte sichergestellt ist. Die 
Kosten für die Sanierung des A-Zu-
ges betragen rund 5,7 Millionen 
Euro. Die Sanierung des B-Zuges 
ist derzeit in Planung. Vorgesehen 
ist ein Sanierungszeitraum von 
Oktober 2022 bis Dezember 2023. 
Die Sanierung des C-Zuges befindet 
sich in der Vorplanungsphase. Mit 
einem Bau ist 2024 zu rechnen. 

Erster Brückenzug ist fertig saniert
Carbon- und Basaltbewehrungen kommen erstmals bei Sanierung einer Großbrücke zum Einsatz

	■ Trachau
Von 2016 bis 2021 hat der Eigen-
betrieb Städtisches Friedhofs- und 
Bestattungswesen auf dem Dresdner 
Heidefriedhof auf einer Länge von 
fast 6.000 Metern die Wasserleitun-
gen erneuert. Das Vorhaben kostete 
etwa 1,1 Millionen Euro und ist nun 
abgeschlossen. 

Im Zuge der Bauarbeiten erhielt 
der Ehrenhain eine Beregnungs-
anlage. Sie kommt hauptsäch-
lich nachts zum Einsatz, um das 
Wassersystem tagsüber nicht zu 
überlasten. Auch die Wasserver-
sorgung von vier Brunnen setzten 
Arbeiter instand. 

Durch diverse Absperrschieber 
ist bei Wartungsarbeiten oder 
Havarien eine gestaffelte Abschal-
tung verschiedener Leitungsab-
schnitte möglich.

Neue Wasserleitungen 
auf dem Heidefriedhof

Auf der Carolabrücke. Baubürgermeister 
Stephan Kühn und die Leiterin des Stra-
ßen- und Tiefbauamtes, Simone Prüfer, 
überzeugen sich vom Baufortschritt auf der 
Brücke. Foto: Diana Petters
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C O R O N A - S C H U T Z

	■ Freistaat Sachsen
Die sächsische Staatsregierung 
hat eine neue Sächsische Coro-
na-Schutz-Verordnung verabschie-
det. Sie trat am 14. Juni in Kraft 
und gilt bis einschließlich 30. Juni. 
Die Corona-Schutz Verordnung für 
Sachsen steht auf den Seiten 19 bis 
26 in diesem Amtsblatt. Vorgaben 
für Kitas und Schulen werden 
durch eine eigene Verordnung des 
Kultusministeriums geregelt. Auf-
grund der niedrigeren Inzidenzen 
werden weitere Lockerungen und 
Erleichterungen möglich. 

 ■ Geänderte Grundsätze
Mit der Verordnung werden im Be-
reich der Grundsätze verschiedene 
Anpassungen vorgenommen. Fort-
an gilt für sämtliche Überschreitun-
gen wie auch Unterschreitungen 
von Schwellenwerten, dass die 
damit verbundenen Regelungen am 
übernächsten Tag in Kraft treten, 
wenn der jeweilige Schwellenwert 
zuvor an fünf Tagen über- bzw. 
unterschritten worden ist. Damit 
gilt auch für die 7-Tage-Inzidenz-
marke von 35 nicht mehr die 
14-Tage-Regelung. 

Der bisherige Grenzwert von 
1.300 Betten auf Normalstation 
in Sachsen wird um die Bettenbe-
legung auf den Intensivstationen 
erweitert: Sind entweder mehr 
als 1.300 Betten auf der Normal-
station oder 420 Betten auf den 
sächsischen Intensivstationen mit 
Corona-Patienten belegt, kommt es 
zur Aufhebung aller Lockerungs-
schritte, die bei einer 7-Tage-Inzi-
denz unter 100 möglich sind.

 ■ Kontaktbeschränkungen
Bei einem 7-Tage-Inzidenzwert 
unter 100 bleiben die Kontaktbe-
schränkungen unverändert: Erlaubt 
sind Treffen von zwei Hausständen 
– in geschlossenen Räumen mit 
maximal fünf Personen, sonst 
maximal zehn Personen. Bei Unter-
schreitung des Schwellenwertes 
von 50 dürfen sich bis zu zehn 
Menschen unabhängig von Zahl 
der Haushalte treffen. 

Für Familien-, Vereins- und 
Firmenfeiern, die in Gastronomie-
betrieben, in eigenen oder von 
Dritten überlassenen voneinander 
abgetrennten Räumlichkeiten 
oder Freiflächen stattfinden, be-
steht bei einer 7-Tage-Inzidenz un-
ter 35 eine Begrenzung auf 50 Per-
sonen. Kinder bis zur Vollendung 
des 14. Lebensjahres, Vollständig 
Geimpfte und Genesene zählen 
bei den Kontaktbeschränkungen 
weiterhin nicht mit.

 ■ Maskenpflicht
Im öffentlichen Raum unter frei-
em Himmel besteht weiterhin die 
Verpflichtung zum Tragen einer 
Mund-Nase-Bedeckung, wenn der 
Mindestabstand von 1,50 Meter 
nicht eingehalten wird.

In ambulanten wie stationären 
Alten- und Pflegeeinrichtungen 
kann für Beschäftigte, zu betreu-
ende oder zu pflegende Personen 
und Besucher, sofern alle genann-
ten als genesen oder vollständig 
geimpft gelten, die Pflicht zum 
Tragen einer FFP-2-Maske aufge-
hoben werden. Ein medizinischer 
Mund-Nasen-Schutz (OP-Maske) ist 
dann ausreichend. 

www.coronavirus.sachsen.de 

	■ Landeshauptstadt Dresden
Seit 14. Juni gilt auch für Dresden 
bis einschließlich 30. Juni 2021 die 
neue Sächsische Corona-Schutz-Ver-
ordnung. Wenn die Inzidenz weiter-
hin stabil unter 35 bleibt, werden 
in der Landeshauptstadt zusätzliche 
Lockerungen und Erleichterungen 
möglich:

 ■ Öffentliche Festivitäten sowie 
Feiern auf öffentlichen Plätzen 
mit Hygienekonzept sind zulässig.

 ■ Die Pflicht zur Kontakterfassung 
im Außenbereich der Gastronomie 
entfällt.

 ■ An Eheschließungen und Beerdi-
gungen dürfen bis zu 50 Personen 
teilnehmen, wobei die Testpflicht 
entfällt.

 ■ Die Personenbegrenzung und 
Testverpflichtung bei der Sport-
ausübung fällt weg.

 ■ Saunen, Dampfbäder- und -sau-
nen können mit Hygienekonzept, 
Kontakterfassung und tagesaktu-
eller Testung der Besucher öffnen.

 ■ Diskotheken, Clubs und Musik-
clubs dürfen mit Hygienekonzept, 
tagesaktueller Testung und Kon-
taktnachverfolgung öffnen.

 ■ Der Betrieb von Prostitutions-
stätten, -veranstaltungen, -ver-
mittlungen und -fahrzeugen ist 
mit genehmigtem Hygienekonzept, 
Kontakterfassung und Testauflage 
für die Kunden zulässig.

 ■ Die Testpf lichten entfallen 
weitgehend bis auf folgende Aus-
nahmen: 

 ■ Sport- und Kulturveranstal-
tungen mit Publikum, wenn der 
Mindestabstand nicht eingehalten 
werden kann, 

 ■ Messen im Innenbereich, 
 ■ Großveranstaltungen mit mehr 

als 1.000 Besuchern, 

 ■ Dampfsaunen, Dampfbäder und 
Saunen sowie

 ■ Prostitutionsangebote

	■ Kitas und Schulen
Vorgaben für Kitas und Schulen 
werden ab sofort durch eine eigene 
Verordnung des Kultusministe-
riums geregelt. Diese Schul- und 
Kitabetriebseinschränkungsver-
ordnung sieht unter anderem 
vor, dass die Maskenpflicht für 
Schüler und Schulpersonal im 
Schulgebäude wegfällt, wenn die 
regionale Sieben-Tage-Inzidenz 
stabil unter 35 liegt. Das Tragen 
einer FFP-2-Maske oder medizini-
schen Maske wird nach wie vor 
jedoch empfohlen. Zudem bleiben 
die Schulen und Kitas unterhalb 
einer Sieben-Tage-Inzidenz von 100 
im Regelbetrieb geöffnet. Ferner 
sind inländische Schulfahrten ab 
dem 14. Juni auch wieder möglich, 
sofern sich die jeweilige Schule im 
Regelbetrieb befindet. Es bleibt bei 
der zweimaligen Testpflicht pro 
Woche für den Zutritt in Schulen.

	■ Digitaler Impfnachweis
Seit 14. Juni 2021 gibt es in Sach-
sen die Möglichkeit, den Impf-
status per App nachzuweisen. 
Das Gesundheitsamt ist in diesem 
Fall allerdings nicht der richtige 
Ansprechpartner, da keine ent-
sprechende digitale Infrastruk-
tur vorliegt. In Sachsen soll seit  
14. Juni nach erfolgter Impfung 
eine Bescheinigung mit einem 
QR-Code ausgegeben werden. Wer 
bereits vollständig geimpft wurde 
und einen digitalen Nachweis 
möchte, muss sich den QR-Code im 
Nachhinein entweder ab Montag, 
21. Juni, bei dem Impfarzt oder in 
einer beteiligten Apotheke ausge-
ben lassen. Der Code kann dann 
in die CovPass-App des Robert 
Koch-Institutes oder in die aktuali-
sierte Version der Corona-Warn-App 
der Bundesregierung überführt 
werden. In Sachsen ist es nicht 
geplant, dass die Impfzentren im 
Nachhinein die QR-Codes per Post 
zuschicken. Der Impfausweis bleibt 
ein gültiges Nachweisdokument.

	■ Bürgertelefon mit veränder-
ten Zeiten
Das Bürgertelefon des Gesund-
heitsamtes (03 51) 4 88 53 22 wird 
am Wochenende eingestellt. Falls 
in dieser Zeit Fragen aufkom-
men, können diese per E-Mail an  
gesundheitsamt-corona@dresden.
de gesendet werden. Die Sprech-
zeiten des Bürgertelefons lauten: 

 ■ Montag und Mittwoch von 9 
bis 16 Uhr

 ■ Dienstag und Donnerstag von 
9 bis 18 Uhr

 ■ Freitag von 9 bis 14 Uhr

	■ Wiedereröffnung Gastrono-
mie: Schankanlagen müssen 
gereinigt werden
Das Veterinär- und Lebensmittel-
überwachungsamt der Stadt bittet 
dringend um Beachtung: Nach der 
pandemiebedingten Zwangspause 
für die Gastronomie ist Vorsicht ge-
boten bei der Inbetriebnahme von 
Schankanlagen. In einer vorüberge-
hend stillgelegten Zapfanlage kann 
es zur Vermehrung von Keimen 
kommen. Damit Getränke frei von 
Krankheitserregern sind, müssen 
Zapfanlagen vor der Nutzung zu-
nächst gründlich gereinigt werden. 
Kontakt für Gastronomen
Veterinär- und Lebensmittelüber-
wachungsamt
Telefon (03 51) 4 08 05 21
E-Mail: veterinaeramt@dresden.de

	■ Impftermine für angemeldete 
Wahlhelferinnen und Wahlhel-
fer verfügbar
Von Montag, 5. Juli, bis Montag,  
12. Juli, gibt es eine Impfstre-
cke im Impfzentrum Dresden 
ausschließlich für impfwilli-
ge ehrenamtliche Wahlhelfe-
rinnen und Wahlhelfer. Drei 
Wochen später,  ab Montag,  
26. Juli, beginnen die Zweit-
impfungen. Die Reservierung und 
Buchung eines Impftermins ist 
ausschließlich im Zusammenhang 
mit einer verbindlichen Anmeldung 
und Registrierung als Wahlhelfer 
für den Wahlkreis 159 bzw. 160 
möglich. Wer sich über dresden.de/ 
wahlhelfer als Wahlhelfer anmel-
det, erhält eine Bestätigungsmail 
mit Informationen zur Vereinba-
rung des Impftermins.  

Antworten auf Fragen erteilt die 
Arbeitsgruppe Wahlhelfer unter 
(03 51) 4 88 11 18 in der Zeit Montag 
bis Freitag 9 bis 12 Uhr, Montag, 
Mittwoch und Donnerstag 13 bis 
16 Uhr und Dienstag 13 bis 18 Uhr. 
Alternativ können Anfragen auch 
per E-Mail gesendet werden an 
wahlhelfer@dresden.de.

Bisher haben sich mehr als 
3.000 Wahlhelferinnen und Wahl-
helfer für die ehrenamtliche Arbeit 
am Wahltag gemeldet. Benötigt 
werden rund 4.500 Wahlhelfer.

www.dresden.de/wahlhelfer
www.dresden.de/corona

Corona: Inzidenz sinkt weiter – Lockerungen in Land und Stadt
Neue Corona-Schutz-Verordnung für Sachsen seit 14. Juni – Städtisches Bürgertelefon stellt Wochenend-Betrieb ein
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Der Dresdner Stadtrat bestätigte 
am 10. Juni den Corona-Bewälti-
gungsfonds 2021 für Kultur und 
Tourismus und die Änderung der 
Förderrichtlinie Großveranstal-
tungen, welche damit Kunst- und 
Kulturschaffenden sowie der Ver-
anstaltungsbranche für dieses Jahr 
zusätzliche Fördergelder in Höhe 
von 850.000 Euro zur Verfügung 
stellen. Die Änderungen zur För-
derrichtlinie Großveranstaltungen 
stehen in diesem Amtsblatt ab 
Seite 30.

Durch die landesweiten Re-
gelungen zur Bekämpfung der 
Corona-Pandemie und die damit 
einhergehende Schließung von 
Kunst- und Kultureinrichtungen 
sowie von Veranstaltungsorten 
mussten bislang tausende Projekte 
und Kulturveranstaltungen auch 
in Dresden abgesagt werden. Dies 
hatte insbesondere für profes-
sionelle freie Künstlerinnen und 
Künstler sowie für die Kultur- und 
Kreativwirtschaft erhebliche Ein-
bußen zur Folge. Darüber hinaus 
hat die Tourismusbranche durch 
entsprechende Einschränkungen 
sehr starke Verluste zu erleiden.

Der Rückgang der Inzidenzen 
und die damit verbundenen Locke-
rungen lassen für Kulturbetriebe, 
Kulturveranstalter der freien Sze-
ne und Privatwirtschaft wieder 
Öffnungen und damit auch Ver-
anstaltungen zu, welche ab sofort 
gefördert werden können. 

Annekatrin Klepsch, Zweite 
Bürgermeisterin und Beigeordnete 
für Kultur und Tourismus, erklärt: 
„Die Bewilligung des Corona-Be-
wältigungsfonds durch den Dresd-
ner Stadtrat kommt zum richtigen 
Zeitpunkt. Durch die kurzfristige 
Unterstützung entsteht für Kultur 
und Tourismus ein vielfältig wir-
kendes Kulturförderprogramm, 
das touristische Reiseanlässe 
schafft, die Attraktivität Dresdens 
im Sommer bereichert und somit 
Gastronomie und Einzelhandel 
unterstützt und die lokalen Kultur-
szenen befördert. Der Fonds und 
die damit zu fördernden Kultur-
veranstaltungen wirken gemein-
sam mit dem Kultursommer 2021 
,Dresden Open Air‘ und werden 
kommunikativ durch die Dresden 
Marketing GmbH begleitet.“

Dr. David Klein, Leiter des Am-
tes für Kultur und Denkmalschutz, 
erläutert: „Vor allem die Kultur- 
und Veranstaltungsbranche hat 
durch die Corona-Pandemie stark 
gelitten. Mit dem Corona-Bewälti-

gungsfonds steht uns ein breites 
Portfolio und weiteres Werkzeug 
zur Unterstützung von Kunst- und 
Kulturvorhaben zur Verfügung. 
Der Fonds gibt uns eine Reihe von 
maßgeschneiderten Programmen 
an die Hand, um die heterogene 
Branche passgenau zu erreichen 
und zu unterstützen.“

	■ Förderung von Großveran-
staltungen mit insgesamt 555.000 
Euro für 2021 und 2022
Das Budget für die Förderung 
von Großveranstaltungen beträgt 
555.000 Euro, der Zeitraum um-
fasst Juni 2021 bis Dezember 2022. 
Der Fonds dient der Unterstützung 
von eintrittsfreien und nicht ein-
trittsfreien Großveranstaltungen, 
die hauptsächlich unter freiem 
Himmel im öffentlichen Raum 
und in privaten Veranstaltungsor-
ten stattfinden. Nicht verbrauchte 
Mittel aus 2021 können (aufgrund 
der Laufzeit bis Ende 2022) ins 
Folgejahr übertragen werden. Zu 
den zuwendungsfähigen Ausgaben 
zählen auch Aufwendungen für 
die Entwicklung und Umsetzung 
von Hygienekonzepten und -maß-
nahmen. 

	■ Antragsfristen: 
 ■ Anträge auf Förderung von 

Großveranstaltungen, die im Som-
mer 2021 stattfinden, können 
bis Freitag, 25. Juni 2021 einge-
reicht werden. Über diese Anträge 
entscheidet der Kulturausschuss 
in seiner Sitzung am Dienstag,  
6. Juli 2021. 

 ■ Anträge auf Förderung von Groß-
veranstaltungen, die im zweiten 
Halbjahr 2021 stattfinden, können 
bis zum Sonnabend, 31. Juli 2021, 
eingereicht werden. Über diese 
Anträge entscheidet der Kultur-
ausschuss in seiner Sitzung am 
Dienstag, 7. September 2021. 

 ■ Die Frist für die Einreichung 
von Förderanträgen für Veranstal-
tungen im 1. Halbjahr 2022 endet 
am Dienstag, 31. Oktober 2021, für 
Veranstaltungen im 2. Halbjahr 
2022 endet die Frist am Sonnabend, 
30. April 2022. 

	■ Informationsveranstaltung:
Am Freitag, 18. Juni, 10.30 bis 12 
Uhr, gibt es die Möglichkeit, in 
einer Onlineveranstaltung Fragen 
zur neuen Richtlinie sowie zum 
Antragsverfahren zu besprechen. 
Weitere Informationen zur Ver-
anstaltung sowie zur Richtlinie fin-
den Sie hier: https://www.dresden. 

de/de/kultur/kulturfoerderung/ 
grossveranstaltungen.php

	■ Einmalige Aufstockung Kom-
munale Kulturförderung 
Zur Verstärkung der Dresdner Som-
merbespielung wird die allgemeine 
Projektförderung Kultur im zweiten 
Halbjahr 2021 mit 100.000 Euro 
für öffentlich zugängliche Projekte 
aufgestockt. 

Zudem werden durch eine 
Aufstockung des Budgets für die 
Kleinprojekteförderung um 45.000 
Euro kurzfristig entstandene Pro-
jekte lokaler Kulturschaffender 
zusätzlich förderbar sein. Ein 
Vergabeschwerpunkt liegt hier 
ebenfalls auf Projekten, welche die 
Dresdner Sommerbespielung 2021 
unterstützen.

www.dresden.de/
kulturfoerderung 

	■ „Schaufenster Kunst & Kultur“ 
Mit dem „Schaufenster Kunst & 
Kultur” werden im Rahmen des 
Dresdner Kultursommers 2021 
über die Stadt verteilt leerstehen-
de Ladenflächen erschlossen und 
durch Kreative wieder zu neuem 
Leben erweckt. Touristen können 
die Vielfalt und das kreative Poten-
zial der Stadt, die Menschen und 
deren Geschichten erfahren. Die 
„Schaufenster“ geben Kreativen aus 
Dresden die Chance, ihre Ideen und 
Werke zu präsentieren. Sie zeigen 
den Ideenreichtum und die Vitalität 
der lokalen Kultur- und Kreativ-
schaffenden. Als flexible Ausstel-
lungsräume sind sie zugleich Ver-
anstaltungs- und Begegnungsorte, 
Off-Spaces und Pop-up-Stores. Über 
mehrere Wochen hinweg können 
hier Kreativschaffende sowohl ihre 
Produkte und künstlerischen Werke 
präsentieren als auch kleine Kon-
zerte und Performances darbieten. 
Dafür können sich Künstlerinnen 
und Künstler sowie Akteure der 
lokalen Kultur- und Kreativwirt-
schaft bewerben. Eine Jury wird 
unter den eingereichten Konzepten 
spartenübergreifend Projekte aus-
wählen und die Umsetzung dieser 
kuratieren. Koordiniert und um-
gesetzt wird das Projekt mit einem 
Budget von 110.000 Euro durch Wir 
gestalten Dresden – Branchen-
verband der Dresdner Kultur- und 
Kreativwirtschaft.

www. 
wir-gestalten-dresden.de/ 
corona-bewaeltigungsfonds

	■ Corona-Matching-Fonds 
Eine Teilsumme des Corona-Be-
wältigungsfonds in Höhe von 
40.000 Euro wird über ein Crowd-
funding-Portal ausgegeben und 
dient dazu, weitere Finanzmittel 
für Kulturvorhaben der privaten 
Kultur- und Kreativwirtschaft zu 
mobilisieren.

Bereits 2020 konnten innerhalb 
des Sonderprogramms „Kunst 
trotzt Corona“ mit einem Mat-
ching-Fonds sehr gute Ergebnisse 
erzielt werden. Die eingesetzte 
Fördersumme 2020 wurde durch 
private Crowdfunding-Gelder an-
nähernd verdreifacht. 

www.
wir-gestalten-dresden.de/
corona-bewaeltigungsfonds

850.000 Euro für Kulturschaffende und die Veranstaltungsbranche
Corona-Bewältigungsfonds 2021 durch Dresdner Stadtrat bestätigt

Gut informiert?

dresden.de/amtsblatt
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Bis 18. Juli 2021 können sich 
deutschsprachige Autorinnen und 
Autoren um das Amt des Dresdner 
Stadtschreibers/der Dresdner Stadt-
schreiberin 2022 bewerben. Für das 
halbjährige Stipendium werden Be-
werberinnen und Bewerber gesucht, 
die ihren Lebensmittelpunkt nicht 
in Dresden haben. Ausgeschrieben 
wird das Stipendium von der Landes-
hauptstadt Dresden in Kooperation 
mit der Dresdner Stiftung Kunst & 
Kultur der Ostsächsischen Sparkasse 
Dresden.

Das monatliche Stipendium 
in Höhe von 1.500 Euro wird für 
einen Arbeitsaufenthalt in Dresden 
von Juni bis November 2022 verge-
ben. Zudem stellt die Stiftung für 
diesen Zeitraum eine Wohnung in 
der Stadt zur Verfügung. Bei Be-
darf kann das Amt für Kultur und 
Denkmalschutz Unterstützung bei 
der Kinderbetreuung in städtischen 
Einrichtungen leisten.

Das Stipendium soll der Stadt-
schreiberin bzw. dem Stadtschrei-
ber Freiraum bieten, künstlerische 
Ideen umzusetzen und die Begeg-
nung mit der Dresdner Öffentlich-
keit ermöglichen. Sparkassenstif-
tung und Landeshauptstadt setzen 
voraus, dass die Stadtschreiberin 
oder der Stadtschreiber die Zeit 
überwiegend in Dresden verbringt. 
Eine Lesung zu Beginn des Aufent-
haltszeitraums erfolgt im Rahmen 
des Stipendiums. Zudem wird 
gewünscht, dass die Stipendiatin 
oder der Stipendiat nach Absprache 
ein bis zwei zusätzliche Veranstal-
tungen wie ein Literaturgespräch, 
Lesung o. ä. anbietet. 

Bewerberinnen und Bewerber 
sollten möglichst auf mindestens 
eine selbstständige Publikation 
verweisen können, die nicht im 
Eigenverlag erschienen ist. 

Gebeten wird um Einsendung 
einer Textprobe (mindestens acht 
bis maximal zwölf A4-Seiten), einer 
gesonderten Biobibliografie sowie 
einer Erklärung der Motivation für 
die Bewerbung per PDF-Dokument 
bis zum 18. Juli 2021 an

	■ https://cloud.
dresden.de/s/ME2IQooNMqz9vw8
Passwort: Stadtschreiber2022

	■ alternativ per Post an:
Landeshauptstadt Dresden
Amt für Kultur und Denkmalschutz
zu Händen: Juliane Moschell
Königstraße 15, 01097 Dresden
Es erfolgt keine Rücksendung der 
Bewerbungsunterlagen.

www.dresden.de/
stadtschreiber

27. Stadtschreiber/-in für 
Dresden gesucht

Nachdem das tjg. theater junge 
generation den Spielbetrieb im 
Haus wieder aufgenommen hat, 
sind nun Karten für die insgesamt 
53 Sommertheater-Vorstellungen 
erhältlich. Für den Besuch der 
Vorstellungen „Das Neinhorn“ und 
„Das doppelte Lottchen“ werben 
zurzeit städtische City-Light-Plakate 
überall im Stadtgebiet.

Die Puppentheaterinszenierung 
„Das NEINhorn“ ist für Kinder ab 
vier Jahre und zurzeit im Son-
nenhäusel im Großen Garten zu 
erleben. Im Herzwald ist die Welt 
in Ordnung – alles blitzblank-
sauber, alles schön und rosarot. 
Als die Einhorn-Eltern ein Kind 
bekommen, steht dem großen 
Glück nichts mehr im Wege. Doch 
das kleine Einhorn ist struppig, 
gezuckerten Glücksklee mag es 
nicht und ständig sagt es NEIN! Zu-
frieden wird das NEINhorn nie. Es 
macht sich auf und davon. Unter-

wegs lernt es die KönigsDOCHter, 
den NahUND und den WASbären 
kennen – Freunde, mit denen 
man so richtig motzen kann! 

Ab Sonnabend, 19. Juni, kehrt 
außerdem „Das doppelte Lott-
chen“, ein Schauspiel nach Erich 
Kästner für alle ab sechs Jahren 
mit viel Live-Musik und Sommer-
feriencharme zurück: Aus Luise 
wird Lotte und aus Lotte Luise. 
Schon in den 1940er Jahren hat-
te Kästner die Idee für diesen 
besonderen Familientausch, in 
dem unterschiedliche Lebensent-
würfe aufeinanderprallen. 1949 
erschien dann das Buch, wurde 
mehrfach verfilmt und erobert in 
einer Theaterfassung die eigens 
dafür eingerichtete Freilichtbühne 
am Kraftwerk Mitte. Alle Termi-
ne sowie Informationen zu den 
Hygieneregeln sind unter www.
tjg-dresden.de veröffentlicht. Die 
Theaterkasse, Kraftwerk Mitte 1, ist 
telefonisch unter (03 51) 32 04 27 77 
von Dienstag bis Freitag von 12 bis 
18 Uhr oder per E-Mail theater-
kasse@tjg-dresden.de erreichbar.

„Das Neinhorn“ und „Das doppelte Lottchen“
tjg.-Sommertheater auf zwei Bühnen mit 53 Vorstellungen

Wolfgang Hänsch (1929 bis 2013) 
zeichnete als Architekt für he-
rausragende Bauwerke in Dresden 
verantwortlich. Höhepunkte sei-
nes Schaffens bildeten vor allem 
Gebäude im Stil der Nachkriegs-
moderne wie der Kulturpalast, 
aber auch der historische Wieder-
aufbau der Semperoper und deren 
moderne Erweiterungsbauten. 

Bere it s  zum d r it ten Ma l 
schreibt die Landeshauptstadt 
Dresden den Projekttag „Moderne 
sehen und ver-stehen. Auf den 
Spuren des Architekten Wolfgang 
Hänsch“ aus, um am Werk von 
Wolfgang Hänsch den Dresdner 
Schülerinnen und Schülern die 
besonderen Werte der jüngeren 
Baukultur zu vermitteln. Alle 
Dresdner Schulklassen der Jahr-
gangsstufen 5 und 6 sind daher 
eingeladen, sich hierfür mit 
einer Interes-sensbekundung bis 
zum 9. Juli 2021 bei der Stiftung 

Sächsischer Architekten, Goet-
heallee 37, 01309 Dresden, um 
ihre Teilnahme an dem Projekt-
tag zu bewerben. Der Projekttag 
ist für den 27. September 2021 
terminiert. Die Auswahl der teil-
nehmenden Schulklasse erfolgt 
im Losverfahren. Der von der Lan-
deshauptstadt Dresden initiierte 
Projekttag wird gemeinsam von 
der Stiftung Sächsischer Archi-
tekten und dem Stadtmuseum 
Dresden angeboten. Bei dem 
ganztägigen Projekttag erkunden 
die Schülerinnen und Schüler ver-
schiedene Bauwerke im Rahmen 
eines Stadtrundgangs durch die 
Dresdner Altstadt. Bei der als 
fotografische Entdeckungstour 
durchgeführten Ortsbegehung 
nähern sich die Schüler einzel-
nen Architekturepochen an und 
entdecken Gemeinsamkeiten wie 
Gegensätze. Das Architekturver-
mittlungsprojekt beginnt am 

Altmarkt. Weitere Stationen sind 
die Semperoper Dresden und der 
Kulturpalast, aber auch die für 
das Verständnis der Dresdner 
Stadtgeschichte wichtigen Stadt-
räume und Erinnerungsorte wie 
der Neumarkt und die Busmann-
kapelle. 

Zur Ausstattung des vollstän-
dig von der Landeshauptstadt 
Dresden fi-nanzierten Projek-
tes gehören ein gemeinsames 
Mittagessen und ein aufwendig 
gestaltetes Architekturleporello, 
das am Ende des Projekttages im 
Stadtmuseum Dresden von jedem 
Teilnehmenden individuell ver-
vollständigt wird. 

	■ Kontakt
Stiftung Sächsischer Architekten
Goetheallee 37
01309 Dresden
Telefon (03 51) 31 74 60
E-Mail: info@
stiftung-saechsischer-architekten.de

Auf den Spuren des Architekten Wolfgang Hänsch
Schulklassen können sich bis 9. Juli für die Teilnahme am Projekttag bewerben

Der erste Bürgermeister Detlef Sittel 
nimmt in Vertretung des Ober-
bürgermeisters am Donnerstag, 17. 
Juni, an der Gedenkveranstaltung 
„Der 17. Juni 2021 - Der vergesse-
ne Gedenktag? 1953, 1956, 1981, 
1989 - Der lange Weg zur Freiheit“ 

gemeinsam mit der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung e. V. teil. 

Die Veranstaltung kann ab 18 
Uhr live auf Facebook und You-
tube verfolgt werden. Interessier-
te, die mitdiskutieren möchten, 
melden sich bitte online an und 

erhalten einen Zugangslink für 
Zoom per E-Mail. Alle Details 
und der Anmelde-Link stehen 
unter https://www.kas.de/de/web/
sachsen/veranstaltungen/detail/-/
content/der-17-juni-ein-vergesse-
ner-gedenktag

Gedenkveranstaltung zum 17. Juni
Erster Bürgermeister Detlef Sittel nimmt teil – Liveübertragung ab 18 Uhr
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	■ zum 100. Geburtstag 
am 22. Juni 
Margarete Hohlfeld, Blasewitz
Gertrude Skrzypek, Cotta

	■ zum 90. Geburtstag
am 18. Juni  
Monika Medzech, Prohlis
Manfred Schiefer, Plauen
Helga Kyanowski, Prohlis
Liesbet Trommer, Plauen
Rosemarie Marx, Pieschen
Helga Wähnert, Cotta
am 19. Juni  
Manfred Michaelis, Pieschen
Ingelinde van Treek, Leuben
Ingeborg Göhle, Plauen
Stavros Lainidis, Blasewitz
Siegfried Werchan, Loschwitz
am 20. Juni  
Eberhard Kirsten, Klotzsche
Berthold Sturm, Prohlis
Johannes Tunger, Altstadt
Erika Kaiser, Blasewitz
Susanne Lang, Pieschen
am 21. Juni  
Franz Imhof, Blasewitz
Johanna Pilko, Altstadt
am 22. Juni  
Rosel Hryniw, Cotta
Gertrud Wuchrer, Plauen
am 23. Juni  
Dieter Patzig, Blasewitz
Christa Wünsche, Blasewitz
Ruth Schwabe, Cotta
Renate Arnold, Loschwitz
Elisabeth Ludewig, Prohlis
Helga Clausen, Neustadt
Ernstfried Wätzold, Klotzsche
Irmgard Voß, Blasewitz
am 24. Juni  
Vera Schramm, Altstadt
Brigitte Tannert, Blasewitz
Inge Müller, Cotta
Elisabeth Finke, Blasewitz
Johannes Tietze, Altstadt
Käte Süß, Pappritz

	■ Diamantene Hochzeit 
am 24. Juni
Dorothea und Klaus Lischka, 
Schönfeld-Weißig

Der Oberbürgermeister 
gratuliert Die Betriebskostenabrechnung ist 

nicht nachvollziehbar aufgeschlüs-
selt, die Miete wird grundlos erhöht 
oder die Kündigung für die eigene 
Wohnung liegt im Briefkasten – 
das kann für Mieterinnen und 
Mieter sehr belastend und sogar 
existenziell bedrohend sein. Nicht 
immer erkennt man zweifelsfrei, 
ob diese Forderungen überhaupt 
gerechtfertigt sind. Wie verhält man 
sich in so einem Fall angemessen? 
Von wem kann man einen Rat-
schlag, Unterstützung und Hilfe 
erhalten?

Wer über einen Dresden-Pass 
verfügt, kann sich kostenfrei bei 
einer der von der Landeshauptstadt 
Dresden beauftragten Beratungsstel-
len melden und dort Unterstützung 
bei der Lösung des eigenen Miet-
problems erhalten. Eine Kampagne 
mit insgesamt 123 City-Light-Pla-
katen, die bis 29. Juni im gesamten 
Dresdner Stadtgebiet zu sehen sind, 
macht auf dieses wichtige Thema 
aufmerksam. Sozialbürgermeisterin 
Dr. Kristin Klaudia Kaufmann sagt 
zum Angebot: „Die Beraterinnen 
und Berater bieten Hilfesuchenden 
eine mündliche Kurzberatung zu 
allen mietrechtlichen Fragen an. 
Darüber hinaus werden sowohl die 
Kosten für den notwendigen Schrift-
verkehr mit der Vermieterin oder 
dem Vermieter als auch die Kosten 
für erforderliche Vor-Ort-Termine 
übernommen. Sein gutes Recht 
durchzusetzen und damit Sicher-
heit zu gewinnen, darf nicht an 
einer kleinen Geldbörse scheitern.“ 
Eine Rechtschutzversicherung ist 
in dieses Angebot nicht einge-
schlossen. Aktuell berät nur der 
Mieterverein Dresden und Umge-
bung e. V., Fetscherplatz 3, Telefon 
(03 51) 86 64 50 oder E-Mail an 
info@mieterverein-dresden.de. 

Informationen befinden sich im 
Internet unter www.mieterverein- 
dresden.de.

Wer noch keinen Dresden-Pass 
besitzt, kann diesen im Sozial-
amt beantragen. Anspruch haben 
Dresdnerinnen und Dresdner, die 
aufgrund ihres geringen Einkom-
mens ergänzend Sozialleistungen 
erhalten. Diese Leistungen, für die 
ein positiver Bescheid vorliegen 
muss, sind Arbeitslosengeld II, 
Sozialhilfe, Wohngeld, Kinderzu-
schlag und Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz.

Der Antrag auf einen Dres-
den-Pass kann im Sachgebiet Dres-
den-Pass des Sozialamts oder in 
den Bürgerbüros gestellt werden. 
Das Antragsformular steht auf 
www.dresden.de/dresden-pass zur 
Verfügung, ebenso wie weitere In-
formationen. Die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Sachgebiets 
Dresden-Pass beantworten Fragen 
zum Antrag telefonisch unter der 
Hotline (03 51) 4 88 48 48 oder per 
E-Mail an dresden-pass@dresden.
de. Aufgrund der aktuell gelten-
den Kontaktbeschränkungen wird 
gebeten, derzeit von einer persön-
lichen Vorsprache abzusehen. 

Die vollständigen Antragsunter-
lagen – das ausgefüllte und unter-
schriebene Formular, eine Kopie des 
jeweiligen Leistungsbescheids sowie 
ein Passbild – müssen an folgende 
Adresse gesendet werden: Landes-
hauptstadt Dresden, Sozialamt, 
Sachgebiet Dresden-Pass, Postfach 
12 00 20, 01001 Dresden. 

Der Dresden-Pass ist eine freiwil-
lige Leistung der Landeshauptstadt 
Dresden. Damit können – neben 
der bereits erwähnten kostenlosen 
Mietrechtsberatung – weitere Leis-
tungen in Anspruch genommen 
werden, wie der Kauf eines ver-

günstigten Sozialtickets für den 
öffentlichen Personennahverkehr 
in Dresden sowie die kostenfreie 
Nutzung der Städtischen Biblio-
theken Dresden, da mit diesem Pass 
die Jahresgebühr entfällt. Beim Be-
such von Kultureinrichtungen der 
Landeshauptstadt Dresden sowie 
für den Dresdner Zoo erhält man 
mit dem Dresden-Pass ermäßigten 
Eintritt; für die Parkeisenbahn im 
Großen Garten kann eine Fahrkarte 
zum ermäßigten Preis gekauft wer-
den. Weitere Vergünstigungen bzw. 
eine Auflistung aller städtischen 
Einrichtungen, die Vergünstigun-
gen mit dem Dresden-Pass anbieten, 
sind in dem Faltblatt aufgeführt, der 
gleichzeitig mit dem ausgestellten 
Dresden-Pass an die Antragstellerin 
oder den Antragsteller versendet 
wird.

 ■ www.dresden.de/
dresden-pass

 ■ www.dresden.de/
mietrechtsberatung

Mit Dresden-Pass: kostenfreie Mietrechtsberatung
City-Light-Plakate informieren über städtische Angebote und Möglichkeiten

Am 18. Juni 1821 wurde „Der 
Freischütz“ von Carl Maria von 
Weber im Königlichen Schau-
spielhaus Berlin uraufgeführt. 
Anlässlich des 200. Jahrestages 
dieser Uraufführung erklingt nun 
der berühmte „Jägerchor“ aus dem 
„Freischütz“ als Telefon-Warte-
melodie bei einem Anruf in der 
Stadtverwaltung. 

Für zunächst ein Jahr ist die 
Aufzeichnung des Sächsischen 
Staatsopernchores Dresden aus 

der Semperoper in der telefoni-
schen Warteschleife der Stadtver-
waltung zu hören.  

Bürgermeister Dr. Peter Lames: 
„Wir sollten keine Gelegenheit 
verpassen, an die großartige Tra-
dition der Musikstadt Dresden zu 
erinnern. Wir möchten mit unse-
rer Aktion dazu beitragen, dass 
das bis heute reiche Musikleben 
der Stadt auch mal an einem sonst 
eher unüblichen Ort viele Bürge-
rinnen und Bürger erreicht.“

Von 1817 bis 1827 lebte und 
arbeitete Carl Maria von Weber 
in Dresden. Als Königlicher Ka-
pellmeister und Direktor der 
deutschen Oper am Dresdner 
Hoftheater führte er die barocke 
Musiktradition ins 19. Jahrhun-
dert. Durch ihn wurde Dresden 
zur Opernmetropole der Roman-
tik. „Der Freischütz“ ist nicht nur 
Webers bekannteste Oper. Sie 
gilt noch heute als die deutsche 
Nationaloper.

„Jägerchor“-Melodie für Telefon-Wartende 
Stadtverwaltung stellt Musik anlässlich des 200. Jubiläums der Freischütz-Uraufführung um

Fragen?

dresden.de/wegweiser



7
24|2021
Donnerstag, 17. Juni

Dresdner Amtsblatt www.dresden.de/amtsblatt

G E S U N D H E I T

Der Sommer naht mit großen 
Schritten. Welche Gefahren 
sehen Sie für die Dresdner Be-
völkerung?
Die hohen Tagestemperaturen 
und die direkte Sonneneinstrah-
lung sind gefährlich für unsere 
Gesundheit. 

Wir verzeichnen eine deut-
liche Zunahme an heißen Tagen 
mit Spitzentemperaturen von 34 
Grad und mehr. Das entspricht 
den Kriterien einer Hitzewelle. 
Im Jahr 2018, dem zweitwärms-
ten Jahr seit Beginn der Wetter-
aufzeichnungen, wurden diese 
Temperaturspitzen in Dresden an 
mehreren Tagen  überschritten. 
Auch aufgrund dieser Entwick-
lung hat sich in Dresden eine 
Ortsgruppe der Health-For-Future 
Initiative gegründet, die auf den 
Zusammenhang von Klimawan-
del und Gesundheit hinweisen 
möchte. Das Thema Hitze ist eine 
der vielen Aufgaben, denen wir 
uns gestellt haben. 

Welche Risiken gehen von der 
Sonneneinstrahlung aus? 
Die UV-Strahlung der Sonne kann 
schwarzen Hautkrebs auslösen. 
Dieses Risiko summiert sich im 
Laufe des Lebens auf und  ist von 
der Anzahl der Stunden von un-
geschützter Sonnenexposition ab-
hängig. Die Haut vergisst nie! Mei-
den Sie deshalb die Sonne, wenn 
sie vom Himmel brennt! Das gilt 
ganz besonders zur Mittagszeit. 
Wenn es unvermeidbar ist, sich 
der Sonne auszusetzen, nutzen Sie 
unbedingt einen Sonnenschutz. 
Langärmelige Kleidung und ein 
breitkrempiger Hut schützen die 
Haut. Stellen, die nicht bedeckt 
werden können, sollten mit Son-
nencreme geschützt werden. Der 
Aufenthalt von Babys und Kindern 
in direkter Sonneneinstrahlung 
muss unbedingt vermieden wer-
den. Um diesem Thema Nachdruck 
zu verleihen, haben Akteure und 
Organisationen unter anderem 
aus Gesundheitsvorsorge und 
-schutz sowie aus dem medizini-
schen Bereich den längsten Tag 
des Jahre, den 21. Juni, als „Tag 
des Sonnenschutzes“ ins Leben 
gerufen. 

Warum sind hohe Tagestempe-
raturen so gefährlich?
Unser Körper muss sich regene-
rieren können und damit auch 
die Möglichkeit haben, Wärme 
wieder abzugeben. Ist die Außen-

temperatur zu hoch, läuft der 
Organismus Gefahr zu überhitzen. 
Dieser Gefahr kann der Körper 
durch Schwitzen in einem ge-
wissen Rahmen entgegenwirken. 
Allerdings können bei Patienten 
mit chronischen Krankheiten, wie 
Herz,- Gefäß- und Nierenerkran-
kungen die Belastungsgrenzen 
schnell überschritten sein. Als 
Resultat drohen schwerwiegende 
Gesundheitsstörungen.

Welche Tipps können Sie den 
Dresdnerinnen und Dresdnern 
jetzt geben?
Das Wichtigste vorab: Bitte ausrei-
chend trinken! Eine Trinkflasche 
gehört jetzt unbedingt in jede 
Tasche. Ebenso sollte die Ernäh-
rung an die Hitzebedingungen 
angepasst werden. Ich empfehle 
leichte Kost, verteilt auf mehre-
re Portionen am Tag. Sportliche 
Aktivitäten sollten nicht in der 
heißesten Zeit des Tages statt-
finden, sondern eher am frühen 
Morgen oder am Abend. Um ein 
angenehmes Raumklima in der 
Wohnung zu schaffen, sollten Sie 
tagsüber die Fenster schließen, 
wenn möglich verschatten und die 
Wohnung nachts mit der frischen 
Luft kühlen. Auch eine Wärm-
flasche kann bei Sommerhitze 
sehr nützlich sein: Einfach kaltes 
Wasser einfüllen und für etwa 
drei Stunden in den Kühlschrank 
legen. So verwendet, kann sie im 
Büro die Fußsohlen und das Bett 
vor dem Schlafengehen kühlen. 

Und was sollten Senioren und 
Menschen mit gesundheit-
lichen Einschränkungen jetzt 
beachten?
Einerseits gibt es Erkrankungen, 
bei denen zu viel Trinken schäd-
lich werden kann. Hier sind insbe-
sondere Menschen mit Herz- und 
Nierenerkrankungen betroffen. 
Die geschädigten Organe können 
zu große Flüssigkeitsmengen nicht 
bewältigen. Betroffene sollten sich 
mit ihren Ärzten verständigen, 
wie sie ihre Trinkmenge steigern 
können. Auf der anderen Seite 
fehlt häufig im höheren Alter das 
Durstgefühl, sodass die Senioren 
besonders auf eine ausreichen-
de, aber maßvolle Trinkmenge 
achten sollten. Am besten ist es, 
sich die Flüssigkeitsmenge über 
den Tag einzuteilen und bereits 
früh mit einem Glas Wasser zu 
beginnen. Bei Unsicherheit ist es 
immer gut, den behandelnden 

Arzt zu fragen. Darüber hinaus 
machen wir uns als Ortsgruppe 
der Health-For-Future Initiative 
auch für die Einrichtung einer 
speziellen Klimasprechstunde 
stark, die eine Aufklärung und 
Beratung vorsieht.

Ist die Gefahrenabwendung auch 
eine gesellschaftliche Frage?
Ja, unbedingt. Wichtig ist das 
Bewusstsein für die Gesundheits-
gefahren. Für die heißen Tage ist 
Solidarität gefragt. Freunde oder 
Familienangehörige sollten ältere 
oder hilfebedürftige Menschen 
regelmäßig anrufen, das ist die 
beste Prävention gegen Einsamkeit 
und Hitzegefahren. Wer früh-
zeitig informiert ist, kann sich 
besser schützen. Gemeinnützige 
Initiativen bieten für besonders 
gefährdete Personen einen Tele-
fondienst an, der diese über das 
richtige Verhalten informiert 
und berät. Dieses Engagement 
hat einen hohen Stellenwert. 
Das sollte in einem allgemeinen 
Hitzeaktionsplan unbedingt Be-
achtung finden.

Die Hitzesommer werden immer 
häufiger. Vor den gesundheit-
l ichen Auswirkungen wird 
gewarnt. Was können wir in 
Dresden dagegen tun?
Der Klimawandel bereitet mir gro-
ße Sorgen. Seit den 1960er Jahren 
sind die Sonnenscheinstunden um 
21 Prozent angestiegen, die Durch-
schnittstemperatur stieg um 1,5 
Grad Celsius. Im Klartext ausge-
drückt, haben wir damit faktisch 
das Limit, welches das Pariser 

Klimaschutzabkommen festgelegt 
hat, bereits überschritten. Um den 
dramatischen Folgen entgegen-
zutreten sind auf lokaler Ebene 
verschiedene Szenarien denkbar. 
Die Erweiterung und Erhaltung 
des Stadtgrüns sowie ein weiterer 
Umbau auf grüne Haltestellen mit 
ausreichend schattenspendenden 
Unterständen sind wichtige Bau-
steine, um die Situation für die 
Dresdnerinnen und Dresdner zu 
erleichtern. 

Zusätzlich wurden in den 
letzten Jahren im Stadtgebiet 
Dresden Refill-Stationen sowie 
Trinkbrunnen installiert. Diese 
bieten kostenloses Trinkwasser 
für alle Bürger an. Sehr wahr-
scheinlich werden wir uns aber 
im Gesundheitswesen auf eine 
sich noch über viele Jahre ver-
schärfende Situation einstellen 
müssen, die zum Beispiel die 
Einrichtung eines Kälteraumes 
im Klinikum notwendig macht.

Was wünschen Sie sich für den 
Sommer?
Ich wünsche mir für den Ge-
sundheitssektor möglichst wenig 
Hitzenotfälle und dass alle gut 
durch diese heiße Zeit kommen. 
Gemeinsam müssen wir die poli-
tischen Weichen stellen, dass der 
Klimawandel, welcher die Ursache 
der Hitzeproblematik darstellt, 
wirkungsvoll bekämpft wird.

Sommer, Sonne, Hitze – was wir jetzt beachten müssen
Nachgefragt bei: PD Dr. med. Sigmar Stelzner, Oberarzt für Allgemein- und Viszeralchirurgie im Städtischen Klinikum

Im Gespräch: Dr. Sigmar Stelzner ist Ober-
arzt der Klinik für Allgemein- und Viszeral-
chirurgie im Städtischen Klinikum und leitet 
das dortige Darmkrebszentrum. 
 Foto: Steffen Füssel
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Wir kaufen 

Wohnmobile + 
Wohnwagen
03944-36160  

www.wm-aw.de
Wohnmobilcenter 
Am Wasserturm

Die Landeshauptstadt Dresden hat 
ihren Handzettel zur Bürgerinfor-
mation bei Hochwasser aktualisiert 
herausgegeben. Dies war notwendig 
wegen geänderter Kontakte für Stö-
rungen bei Strom, Gas, Fernwärme 
und Wasser. Außerdem wurden die 
App-Angebote „Meine Pegel“ und 
„NINA“ ergänzt. Unverändert gelten 
sämtliche Pegelabruf-Informatio-
nen. Vorsorglich liegen nun die ak-
tualisierten Handzettel-Exemplare 
in den städtischen Bürgerbüros, 
Stadtbezirksämtern, Rathäusern 
und örtlichen Verwaltungsstellen 
aus. Am blauen Papier sind sie in 
den Ständern mit kostenlosem 
Informationsmaterial sofort zu 
erkennen. Selbstverständlich ist 
der Handzettel Hochwasser aktu-
ell auch im Internet unter www. 
dresden.de/hochwasser in Deutsch 
und in Englisch zu finden.    

Welche Pegel sind krit isch 
an Elbe, Vereinigter Weißeritz 
und Lockwitzbach? Wo können 
die aktuellen Wasserstände und 
neuesten Hochwasser-Prognosen 
abgerufen werden? Wie können 
Anrainer von Fließgewässern Vor-
sorge treffen? Und wo gibt es Hilfe 
im Notfall? Über diese und weitere 
Fragen informiert der Handzettel, 
der nun bereits in 17. Auflage vor-
liegt. 

Alle städtischen Handzettel 
zum Katastrophenschutz – al-
so zu den Themen Hochwasser, 
Evakuierung, Stromausfall und 
Sirenen-Warnung – stehen in 
Deutsch und zusätzlich in Englisch 
im Internet zur Verfügung unter 
www.dresden.de/feuerwehr, bei 
Zivil- und Katastrophenschutz. 

www.dresden.de/
hochwasser 
www.dresden.de/
feuerwehr

Handzettel Hochwasser 
neu aufgelegt 

	■ Striesen
Zwischen Spenerstraße, Tittmann-
straße, Haydnstraße und dem Kauf-
land Borsbergstraße wird eine neue 
öffentliche Parkanlage entstehen. 
Bereits im Bebauungsplan Nr. 90 
F ist diese Fläche als öffentliche 
Grünanlage mit Spielplatz ausge-
wiesen. Im August 2020 stellte der 
Stadtbezirksbeirat Blasewitz 28.000 
Euro für eine Vorplanung zur Ver-
fügung. Der zukünftige Park soll 
durch neue Wegeverbindungen an 
das Umfeld angeschlossen werden 
und verschiedene Möglichkeiten 
zum Aufenthalt bieten. Da in 
Striesen und Blasewitz ein hoher 
Bedarf an öffentlichen Spielplätzen 
besteht, ist auch die Anlage eines 
neuen Spielplatzes geplant.

Das Amt für Stadtgrün und 
Abfallwirtschaft bittet nun die 
Dresdnerinnen und Dresdner um 
Vorschläge und Wünsche für den 
zukünftigen „Park an der Haydn-
straße“. Dafür besteht ab sofort bis 
Montag, 5. Juli, die Möglichkeit, 
an einer Online-Umfrage teil-
zunehmen. Alle Informationen 

und der Link zur Online-Umfrage 
stehen unter www.dresden.de/ 
stadtgruen-beteiligung.

Die Umfrage besteht aus zwei 
Teilen. Der erste Teil ist den Wün-
schen und Ideen für die gesamte 
Parkanlage gewidmet. Unter an-
derem möchte die Stadt wissen, 
wofür die Menschen den Park 
nutzen wollen und wie die Wege 
gestaltet werden sollen. Speziell 
an Familien, Kinder und Jugend-
liche ist der zweite Umfrageteil 
gerichtet, der sich konkret auf den 
Spielplatz bezieht. Die Stadt erfragt 
darin zum Beispiel Wünsche zu 
Spiel- und Sportgeräten. Kinder 
können ihre Ideen auch in einen 
Plan malen und an das Amt für 
Stadtgrün und Abfallwirtschaft 
schicken. Der Plan steht ebenfalls 
unter www.dresden.de/stadtgruen- 
beteiligung zum Download bereit. 
Gemalte Vorschläge von Kindern 
können das Amt für Stadtgrün 
und Abfallwirtschaft wie folgt 
erreichen: 

 ■ per Post: Amt für Stadtgrün und 
Abfallwirtschaft, Postfach 12 00 20, 

01001 Dresden
 ■ über den Briefkasten am Amt: 

Grunaer Straße 2, 01069 Dresden
 ■ per E-Mail: Stadtgruen-und- 

abfallwirtschaft@dresden.de
Wegen der Corona-Pandemie 

führt das Amt für Stadtgrün 
und Abfallwirtschaft die Betei-
ligung ausschließlich über den 
Online-Fragebogen sowie als Mal-
aktion für Kinder durch.

Die Ergebnisse der Umfrage 
werden voraussichtlich Mitte 
August unter gleichnamiger Inter-
netadresse veröffentlicht. Der Ent-
wurf der Planung wird dann im 
September im Stadtbezirksbeirat 
Blasewitz vorgestellt. Wenn der 
Stadtbezirksbeirat dem Entwurf 
zustimmt und die finanziellen 
Mittel bewilligt, können die Arbei-
ten für den neuen Park an der 
Haydnstraße ab dem nächsten Jahr 
beginnen.

E-Mail: stadtgruen-und-
abfallwirtschaft@dresden.de
www.dresden.de/
stadtgruen-beteiligung

Park mit Spielplatz an der Haydnstraße
Online-Umfrage des Amtes für Stadtgrün und Abfallwirtschaft zur Gestaltung läuft bis 5. Juli

Die Landeshauptstadt Dresden er-
arbeitet bis 2023 eine Strategie für 
die künftige Mobilitäts- und Ver-
kehrsentwicklung, den Dresdner 
Mobilitätsplan 2035+. Dazu startet 
am Freitag, 16. Juli, ein Diskussions-
forum – der MOBIdialog. Weitere 
Sitzungen finden voraussichtlich 
im November 2021 und im März 
2022. 

Um die Interessen und die Viel-
falt der Stadtgesellschaft gut zu 
berücksichtigen, bezieht die Stadt-
verwaltung Einwohnerinnen und 
Einwohner direkt ein. Für die Teil-
nahmen wurden dazu 25 Dresdne-
rinnen und Dresdner ausgewählt. 
Sie hatten sich online angemeldet 
und gehörten zu 1.000 zufällig 
Ausgewählten, die im April dafür 
Post erhielten. 97 Bewerbungen 
gingen ein. Das Stadtplanungsamt 
hat eine repräsentative Auswahl 
vorgenommen. Kriterien waren 
eine gute Verteilung nach Stadt-
gebieten, Ausgewogenheit der 
Geschlechter und Mischung der 
Altersgruppen. Nun wurden die 
ausgewählten 25 Bürgerinnen und 
Bürger informiert und mit dem 
weiteren Vorgehen vertraut ge-
macht. Die anderen Interessenten 
erhielten die Information mit der 

Bitte, sich im Fall von Absagen an-
derer Teilnehmer zur Verfügung 
zu stellen. 

Neben den Bürgern nehmen am 
MOBIdialog auch Vereine, Verbän-
de, Initiativen und Institutionen 
teil. Es soll ein breites Spektrum 
an Interessen präsent sein. Daher 
werden Akteure aus Verkehr 
und Sicherheit, Wirtschaft und 
Digitalisierung, Stadtraum, Zivil-
gesellschaft sowie Umwelt und 
Nachhaltigkeit eingeladen. Die 
ÖPNV-Unternehmen DVB AG, 

Deutsche Bahn sowie Verkehrsver-
bund Oberelbe sind als wichtige 
Partner gesetzt. Vertreter aus Poli-
tik und Wissenschaft runden den 
Kreis ab. Insgesamt 60 Personen 
gestalten den MOBIdialog. Zusam-
men mit dem Stadtplanungsamt 
werden sie über die Zukunft der 
Mobilität in Dresden nachdenken, 
Ideen diskutieren und Lösungen 
suchen. 

www.dresden.de/
mobilitaet

Dialog zur Mobilität der Zukunft in Dresden
25 Einwohnerinnen und Einwohner für Diskussionsforum MOBIdialog ausgewählt

city forest GmbH
Projektbereich Dresden

Enderstraße 94 
01277 Dresden

tel.:  0351 266 902 -10
fax:  0351 266 902 - 19

mail:  dresden@cityforest.de
web: www.cityforest.de

Baumpflege Baumkontrolle Baumdiagnose Baumsanierung Baumfällung
Baumstubbenfräsen Baumschutzmaßnahmen Baumstandortverbesserung

Hydrosaat Erosionsschutz Ingenieurbiologie Landschaftspflege
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Mit Beschluss des Antrages „Coro-
na-Folgen mildern: Kommunales 
Sommerschulprogramm“ beauf-
tragte der Stadtrat im Juni 2020 den 
Oberbürgermeister, ein kommu-
nales Schulferien-Kurs-Programm 
zu organisieren. Zielgruppe der 
darin enthaltenen kostenfreien 
Schwimmlernkurse waren die 
Zweitklässler des Schuljahres 
2020/2021 (also der aktuellen drit-
ten Klassen), deren Schwimmunter-
richt coronabedingt ausgefallen war 
und die bisher nicht schwimmen 
können. Nachdem in den Sommer- 
und Herbstferien 2020 bereits 
mehrere Kurse stattgefunden 
hatten, mussten weitere Kurse in 
den Winter- und Osterferien 2021 
aufgrund der Pandemie ausfallen. 

Um weitere ausgefallene Unter-
richtsstunden im Schulschwim-
men auszugleichen, setzen nun 
die Landeshauptstadt und die 
Dresdner Bäder GmbH eine Wie-

deraufnahme der Schwimmkurse 
um. Diese haben jetzt oberste 
Priorität. Die Schwimmlehrerin-
nen und -lehrer haben die Schü-
lerinnen und Schüler informiert. 
Die zweimal bzw. dreimal in der 
Woche stattfindenden Kurse mit 
insgesamt 90 Plätzen sind bereits 
belegt. Für die Kurse zu Beginn der 
Sommerferien erfolgt die Belegung 
aktuell. Dann sollen 120 Kinder 
das Schwimmen lernen. Auch 
dafür liegen bereits zahlreiche 
Anmeldungen vor. Weitere An-
gebote werden für die Sommer-
ferien in Zusammenarbeit mit 
privaten Anbietern und Dresdner 
Schwimmsportvereinen geprüft. 

Sportbürgermeister Dr. Peter 
Lames sagte nach der Wieder-
aufnahme: „Ich bin der Dresdner 
Bäder GmbH und den Schwimm-
lehrerinnen und -lehrern sehr 
dankbar, dass sie so schnell wie 
möglich die Schwimmlernkurse 

fortsetzen. Die Anmeldezahlen 
zeigen, dass dieses Programm 
dringend notwendig ist. Es muss 
das Ziel sein, Versäumtes nach-
zuholen. Da sind die jetzigen 
Kurse nur ein erster Schritt. Der 
Freistaat Sachsen als Träger des 
Schulschwimmens bleibt in der 
Pf licht. Die Infrastruktur von 
Schwimmhallen in Dresden steht 
bereit und wird stetig verbessert.“

Bildungsbürgermeister Jan 
Donhauser ergänzt: „Seit dem 
letzten Sommer wissen wir, 
dass unsere Schwimmlernkur-
se eine Erfolgsgeschichte sind. 
Das treibt uns an, weiter an 
der Konzeptent wick lung zu 
arbeiten hinein bis in den Be-
reich unserer Kleinsten in den 
Kindertagesstätten. Hier geht es 
vor allem darum, Angebote zur 
Wassergewöhnung weiter zu ver-
stetigen und diese den Kitas zu 
ermöglichen.“  

Schwimmlernkurse starten wieder
Ausgefallene Unterrichtsstunden werden nachgeholt

Seit dem 14. Juni dürfen Hallen-
bäder in Sachsen wieder öffent-
liches Schwimmen anbieten. Als 
Öffnungszeiten in Dresden legte 
die Dresdner Bäder GmbH Folgen-
des fest:

 ■ Georg-Arnhold-Hallenbad täg-
lich von 10 bis 22 Uhr

 ■ Schwimmsportkomplex Frei-
berger Platz täglich von 14 bis 22  
Uhr, sonntags bis 21 Uhr, Früh-
schwimmen montags bis freitags 
6 bis 8 Uhr 

 ■ Schwimmhalle Bühlau täglich 
14 bis 21 Uhr, Frühschwimmen 
dienstags und freitags 6 bis 8 Uhr.

Es ist geplant, dass diese drei 
Hallenbäder – im Gegensatz zu 
einem „normalen“ Jahr – den 
ganzen Sommer über geöffnet 
bleiben. In den Schwimmhallen 
Prohlis und Klotzsche wird es 
dagegen bis zum Ende der Frei-
badsaison Anfang September kein 
öffentliches Schwimmen geben. 
Auch die Saunen bleiben bis dahin 
geschlossen. Das Nordbad wird seit 
Mitte Mai dieses Jahres saniert und 
ist deshalb bis 2022 zu.

Alle Preise bleiben unverändert. 
Empfohlen wird der Kauf der Ein-
trittskarten über den Webshop 
unter webshop.dresdner-baeder.de. 
An den Kassen selbst gibt es dann 
nur noch ein geringes Kontingent 
an Rest-Tages-Karten.

Beim Badbesuch selbst gelten 
die gängigen Corona-Regeln wie 
das Abstandhalten, das Tragen 
einer Mund-Nasen-Maske in den 
ausgewiesenen Bereichen sowie 
das Einhalten der Husten- und 
Nies-Etikette. Bleibt es beim derzeit 
niedrigem Stand des Infektions-
geschehens mit einer 7-Tage-In-
zidenz von unter 35, entfällt die 
Testpflicht. Dies gilt bereits in den 
Freibädern im Georg-Arnhold-Frei-
bad, im Naturbad Mockritz, im 
Strandbad Wostra sowie im Wald-
bad Langebrück.

www.dresdner-baeder.de

Schwimmhallen wieder 
offen

Erstmals seit 1999 verzeichnete 
die Landeshauptstadt Dresden im 
vierten Quartal 2020 einen Bevöl-
kerungsrückgang. Bei rückläufigen 
Geburtenzahlen stiegen im Jahr 
2020 gleichzeitig die Sterbefälle 
deutlich an. Bis auf wenige Ausnah-
men lag die Sterberate der 68-Jähri-
gen und Älteren fast durchgängig 
höher als der Mittelwert zwischen 
2016 und 2019. 

ZAHL DER WOCHE

Um den Badbetrieb im Stauseebad 
Cossebaude für die Saison 2021 zu 
sichern, haben die Dresdner Bäder 
GmbH und die Vattenfall Wasser-
kraft GmbH eine Zwischenvereinba-
rung zur Haltung des Wasserstandes 
geschlossen und den Pachtvertrag 
entsprechend erneuert. Damit kann 
die Dresdner Bäder GmbH jetzt die 
Saison vorbereiten und das Stausee-
bad Cossebaude zum Donnerstag, 
24. Juni, öffnen.

Sportbürgermeister Dr. Peter 
Lames sagte: „Ich freue mich, dass 
es nunmehr gelungen ist, eine Zwi-
schenvereinbarung für die Haltung 
des Wasserstandes zu schließen 
und damit einen Badbetrieb für 
die Freibadsaison sicherzustel-
len. Diese Zwischenvereinbarung 
dokumentiert das gemeinsame 
Wollen beider Parteien, die Zu-
kunft der Gesamtanlage positiv zu 
gestalten.“

Die Vattenfall Wasserkraft 
GmbH als Eigentümer und Be-
treiber des Pumpspeicherwerkes 
Niederwartha hatte eine vorläufige 
energiewirtschaftliche Stilllegung 
der Anlage bei der Bundesnetz-
agentur beantragt. Die Landes-
hauptstadt Dresden befindet sich 
seitdem mit dem Unternehmen in 
Gesprächen, wie eine zukünftige 
Nutzung des Standortes erfolgen 
kann. Dabei ist es Priorität, den 
aktuellen Wasserstand im unteren 

Staubecken aufrecht zu erhalten 
und damit die Zukunft des Stau-
seebades Cossebaude zu sichern. 

Als Grundlage der weiteren Ge-
spräche wurde eine gemeinsame 
Eckpunktevereinbarung durch 
beide Parteien erarbeitet und Ende 
2020 unterzeichnet. Schwerpunkte 
der Vereinbarung waren dabei die 
gemeinsame Erarbeitung eines 
Übertragungskonzeptes der Ge-
samtanlage des Pumpspeicherwer-
kes Niederwartha sowie die damit 
verbundene Einhaltung der tech-
nischen, rechtlichen, kulturellen 
und wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen im Stilllegungsprozess. 

Mit der Unterzeichnung be-

kräftigte die Stadt ihr Ziel, den 
unteren Stausee mit dem jetzigen 
Wasserstand dauerhaft als Teil des 
Stauseebades Cossebaude zum Ba-
debetrieb zu nutzen. Beide Partner 
wollen nun gemeinsam vertieft 
den Weg beschreiben, die ver-
schiedenen Zielstellungen in Ein-
klang zu bringen. Die Technischen 
Werke Dresden GmbH haben diese 
Aufgabe übernommen und mit der 
Umsetzung die SachsenEnergie AG 
beauftragt. Dabei wird mit Unter-
stützung durch die STESAD GmbH 
ein Nachnutzungskonzept für das 
gesamte Areal entwickelt, eine Kos-
tenermittlung angestellt und eine 
Risikobetrachtung durchgeführt. 

Stauseebad Cossebaude öffnet am 24. Juni
Dresdner Bäder GmbH und Vattenfall Wasserkraft GmbH sichern Betrieb für die Freibadsaison 2021

Warum gleich ein neues Auto kaufen?

Am Anger 16 Ι 01237 Dresden 
Telefon: 0351/281 81 82 
Mobil:    0177/325 04 62 
info@der-karosseriemeister.de
www.der-karosseriemeister.de 

Reparieren schont die Umwelt und spart Geld. 
Für jeden Reparaturauftrag spenden wir 10 Euro für die  
Stadtbegrünung. 
Unterstützen Sie uns, mit Ihrem Auftrag, damit Dresden eine der 
grünsten Städte Europas bleibt. 
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Bei sommerlichen Temperaturen 
startete am 14. Juni das kosten-
freie städtische Bewegungsangebot 
„Fit im Park“ in die neue Saison. 
Sportbürgermeister Dr. Peter Lames 
sagte zur Eröffnung: „Die neue 
Corona-Schutz-Verordnung und 
die rapide gesunkenen Inzidenz-
zahlen machen eine Umsetzung 
dieses Events nahezu ohne Ein-
schränkungen möglich. Durch 
die Corona-Krise entfielen viele 
Gelegenheiten, sich zu bewegen. 
Liebe Dresdnerinnen und Dresdner, 
nutzen Sie die abwechslungsrei-
chen Kurse, um Ihr Leben aktiv 
zu gestalten, fit zu werden oder 
zu bleiben und integrieren Sie die 
Freude an der Bewegung in Ihren 
Alltag. Herzlichen Dank an die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Eigenbetriebes Sportstätten, die 
diese Aktion ermöglichen.“

Die 21 Kurse pro Woche finden 
an vier ausgewählten Standorten 
statt: im zentrumsnahen Sport-
park Ostra, im Sportzentrum 
Bodenbacher Straße hinter der 
Margon Arena, im Jugendclub 
InterWall in Gorbitz und auf der 
Elbwiese Johannstadt mit Blick 
auf die Dresdner Altstadt. Ob Fit-
nessliebhaber oder Entspannungs-
suchende, ob Jung oder Alt – das 
vielfältige Programm hält für 
alle Interessierten etwas bereit: 
Kindersport, Piloxing (Ganzkör-
pertraining), Hip Hop – unter 
anderem mit Dörte Freitag – 

Ganzkörperworkout mit Sarah, 
Zumba, Tai Chi, Seniorenfitness, 
Nordic Walking und vieles mehr. 
Eine vorherige Anmeldung ist 
nicht notwendig. Mitgebracht wer-
den sollten Handtuch, Getränke 
und Sonnenschutz. Die Teilnahme 
erfolgt auf eigenes Risiko.

Nach den Kursen können sich 
Teilnehmende, die bei ihrer Kran-
kenkasse an einem Bonuspro-
gramm mitmachen, die sogenann-
te „Bonuskarte“ stempeln lassen, 
um sie später einzulösen. Weitere 
Informationen geben die jeweili-
gen Krankenkassen.

	■ Für die Kurse gelten die fol-
genden Hygienemaßnahmen  

 ■ Alle Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer müssen sich zur Kon-
taktnachverfolgung registrie-
ren – entweder digital über 
die Corona-Warn-App oder über 
ein Registrierungsformular, das 
unter www.dresden.de/fit-im-park 
heruntergeladen werden kann. 
Um mögliche Wartezeiten zu ver-
meiden, sollte es bereits ausgefüllt 
zum Kurs mitgebracht werden. Das 
Registrierungsformular ist zudem 
vor Ort erhältlich. 

 ■ Ein Abstand von 1,50 Meter ist 
einzuhalten. 

 ■ Die Teilnehmenden sollen be-
reits in Sportbekleidung zum Kurs 
erscheinen. 

 ■ Duschen und Umkleiden stehen 
nicht zur Verfügung.

 ■ Personen mit Covid-19-Verdacht, 

wie erhöhte Körpertemperatur und/
oder Erkältungssymptome dürfen 
die Sportanlage nicht betreten.

 ■ Händedesinfektion ist an allen 
Sportanlagen vorhanden.

An den Kursen können jeweils 
bis zu 200 Personen teilnehmen. 
Beschränkungen gibt es bei Kursen 
mit besonderem Trainingsmate-

rial, wie bei Shadow Boxer, Func-
tional Fitness oder Inlineskating. 
Die maximalen Teilnehmerzahlen 
der einzelnen Kurse sind im Inter-
net einsehbar. Hier informiert der 
Eigenbetrieb Sportstätten auch, 
wenn ein Kurs wetterbedingt abge-
sagt werden muss. Die IKK Classic 
ist Partner der Veranstaltung und 
unterstützt das Projekt.

www.dresden.de/
fit-im-park

Aufgepasst und mitgemacht – „Fit im Park“ in neue Saison gestartet
Kostenfreie Kurse noch bis 30. Juli ohne Anmeldung, aber mit Registrierung 

Fit im Park. Insgesamt 21 Kurse pro Woche 
möchten bei Jung und Alt Freude an der 
Bewegung wecken. Foto: Diana Petters

Die WiD Wohnen in Dresden 
GmbH & Co. KG (WiD) hat sich 
unter der Überschrift „WiD – 
Öko? Logisch!“ umweltbewusstes 
und klimaschonendes Bauen und 
Bewirtschaften zum Ziel gesetzt. 
Dazu wurde zwischen der WiD und 
dem Geschäftsbereich Umwelt und 
Kommunalwirtschaft eine Zielver-
einbarung getroffen.

Diese  soll einen Rahmen für die 
Umsetzung der städtischen Ziele in 
den Bereichen Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit in der WiD setzen 
sowie die geplanten Einzelmaß-
nahmen abrechenbar machen. 

Folgende Zielstellungen und 
Umsetzungszeiträume wurden 
vereinbart:
1. Erstellung einer Treibhausgas-Bi-
lanz für die Geschäftsräume 
bis Ende 2021
2. Prüfung der Installation von 

Photovoltaikanlagen auf geeigneten 
Dachflächen: derzeit Prüfung am 
Standort Carl-Zeiss-Straße 
bis Ende 2021 
3. Umweltbewusste Mobilität – 
seit 2020
4. Errichtung von Gebäudebegrü-
nungen an den Standorten Lugaer 
Straße und Thymianweg 
bis Ende 2021 (Fertigstellung)
5. Förderung der Biodiversität 
bis 2021
6. Ergänzung des Internetauftritts 
zu ökologischen Themen
bereits erfüllt

Insbesondere die Schwerpunkte 
umweltbewusste Mobilität und 
Errichtung von Gebäudebegrünun-
gen bearbeitet die WiD bereits in 
aktuellen Bauvorhaben der WiD 
umfassend. So gibt es bereits am 
fertiggestellten Wohnpark Nicker-
ner Weg Carsharing-Angebote. 

Der erste MOBIpunkt wird am 
Standort Alemannenstraße, der 
im dritten Quartal 2021 bezugs-
fertig sein wird, entstehen. Wenn 
die Nachfrage der Carsharing-Be-
treiber es zulässt, erhält jedes 
Grundstück mindestens einen 
Carsharing-Stellplatz. Auf allen 
Grundstücken wird es zudem aus-
reichend Fahrradstellplätze geben. 

Die Bauvorhaben Lugaer Straße 
und Thymianweg, die sich der-
zeit ebenfalls im Bau befinden, 
erhalten Dachbegrünungen und 
der Thymianweg zusätzlich eine 
Fassadenbegrünung entlang der 
Balkone. Blühwiesen werden, 
wenn es die Grundstücksgrößen 
zulassen, ebenfalls in die aktu-
ellen Freif lächenplanungen der 
Bauvorhaben aufgenommen.  

Am Standort Carl-Zeiss-Straße 
wird derzeit die Installation einer 

Photovoltaikanlage auf dem künf-
tigen Flachdach geprüft. Leider ist 
das nur an ausgewählten Stand-
orten möglich, da es städtebaulich 
Akzeptanz finden muss und auf 
Grund der Dachkonstruktion nur 
auf Flachdächern realisierbar ist. 

So prüft und berücksichtigt die 
WiD mit jedem Grundstück und 
Bauvorhaben, welches sie plant 
und realisiert, Nachhaltigkeits- 
und Klimaaspekte im Rahmen der 
wirtschaftlichen Möglichkeiten, 
um so einen wichtigen Beitrag 
für ein grünes Dresden zu leisten. 
Um sich ein Bild zum Stand der 
Umsetzung machen zu können, 
setzen Stadt und WiD auf einen 
regelmäßigen Austausch. Die 
Landeshauptstadt Dresden ist Ge-
sellschafterin der WiD.

www.wid-dresden.de

WiD – Öko? Logisch!
WiD und Landeshauptstadt schließen Zielvereinbarung zu Nachhaltigkeit und Klimaschutz
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Der Berufswunsch Feuerwehrmann 
steht bei den meisten Knirpsen an 
erster Stelle. Dieser Traum geht nun 
für sechs von ihnen in Erfüllung: 
Am 12. Juni gründete sich die 
zweite Dresdner Kinderfeuerwehr 
„Gorbitzer Miniflammen“.

Bei der Gründung war auch 
Dresdens Erster Bürgermeister Det-
lef Sittel dabei und wünschte dem 
Feuerwehrnachwuchs viel Spaß: 
„Mit den Gorbitzer Miniflammen 
bekommt Dresden seine zweite 
Kinderfeuerwehr. Ich freue mich, 
dass es diese Möglichkeit gerade 
in Gorbitz gibt. Ich bin mir sicher, 
dass es nicht bei den zwei Kinder-
feuerwehren in Bühlau und Gor-
bitz bleibt. Kinder und Jugendliche 
für die Feuerwehr zu begeistern, 
kann nicht früh genug beginnen.“  

Gestartet wird in der Gorbitzer 
Kinderfeuerwehr mit insgesamt 
sechs Jungen im Alter von fünf 
bis sieben Jahren. Weitere An-
meldungen sind momentan nicht 
möglich, da zunächst eine Ein-
führungsphase abgewartet und 
dann bewertet werden soll. Die 
Kinder treffen sich aller 14 Tage 
zu einem Ausbildungsdienst. In 
diesem werden sie spielerisch auf 
die Arbeit in der Jugendfeuerwehr 
vorbereitet: Sie erlenen das Leben 
und Handeln in der Gemeinschaft 

und das Arbeiten im Team. 
Die erste Dresdner Kinderfeuer-

wehr wurde im August 2017 in 
Bühlau gegründet. Die Leitung der 
„Bühlauer Löschzwerge“ ist mit der 
Entwicklung äußerst zufrieden. Bis 
jetzt sind mehr als zehn Kinder von 
der Kinderfeuerwehr in die Jugend-
feuerwehr gewechselt. Es gibt nach 
wie vor viele interessierte Jungen 
und auch Mädchen, die bei den 
Löschzwergen dabei sein wollen. 

In die Kinderfeuerwehr kön-
nen Kinder mit dem vollendeten 
fünften Lebensjahr aufgenommen 

werden. Sie sollen hier frühzei-
tig spielerisch an die Fragen des 
Brandschutzes herangeführt wer-
den, als eine Art der erweiterten 
Brandschutzerziehung durch Spiel 
und Spaß.

www.dresden.de/
feuerwehr

„Wenn ich groß bin, werde ich Feuerwehrmann!“
Kinderfeuerwehr „Gorbitzer Miniflammen“ ist nun am Start und verwirklicht Kinderträume

Großer Empfang. Zur Gründung der 
„Gorbitzer Miniflammen" kamen Dresdens 
Erster Bürgermeister Detlef Sittel (Mitte) 
und Kameraden der Gorbitzer Feuerwehr. 
Foto: Roland Halkasch

Der Themenstadtplan bietet ein 
neues Thema: die Flurstücke, die 
sich im Eigentum der Landes-
hauptstadt Dresden befinden. Die 
Angaben werden aus den Eigentü-
merdaten im Liegenschaftskataster 
des amtlichen Vermessungswesens 
abgeleitet. Die Darstellungen 
dienen zur Information und zur 
Transparenz der öffentlichen Ver-
waltung. Sie haben keine Rechts-
verbindlichkeit.

Die Mehrzahl der kommunalen 
Grundstücke ist für die Infra-
struktur und Daseinsvorsorge der 
Landeshauptstadt Dresden gebun-
den. Dazu zählen Straßen, Plätze, 
Grünflächen oder Spielplätze. Der 
Daseinsvorsorge dienen beispiels-
weise Schulen, Kitas, Feuerwa-
chen, Verwaltungsgebäude oder 
Kultureinrichtungen. 

Unter der Rubrik „Flurstücke 
– Eigentümer Landeshauptstadt 
Dresden“ werden die Flurstücke 
im Maßstabsbereich 1 : 1.000 bis 
1:8 000 aufgerufen. Die Daten 

werden regelmäßig aktualisiert. 
Bei Klick auf ein Flurstück wird 
die Flurstücks-Nummer und die 
zugehörige Gemarkung sichtbar. 
Bei Bedarf kann die Ebene der Flur-
stücke direkt zugeschaltet werden. 
So werden die Flurstücks-Num-
mern automatisch in der Karte 
angezeigt. Mit der Darstellung 
im Themenstadtplan wird aus-
drücklich nicht die Möglichkeit 
des Erwerbs oder die Nutzung der 
kommunalen Grundstücke durch 
Dritte in Aussicht gestellt. 

Die Informationen und Dar-
stellungen aus dem Themenstadt-
plan ersetzen nicht den amtlichen 
Auszug aus der Liegenschaftskarte. 
Ein Antrag auf amtliche Auszüge 
kann an den Geoservice der Lan-
deshauptstadt Dresden, am besten 
per E-Mail an geoservice@dresden.
de gestellt werden. 

	■ Der Themenstadtplan
Seit 2004 gehört der Themen-
stadtplan mit seinen über 200.000 
Aufrufen pro Monat zu den meist 

genutzten Informationssystemen 
auf dresden.de. Beim Start des di-
gitalen Stadtplans öffnet sich eine 
interaktive Kartenanwendung, die 
intuitiv zu bedienen ist: Auswäh-
len lassen sich hier einzelne oder 
mehrere Themen und verschiedene 
Kartengrundlagen, unter anderem 
Luftbilder oder historische Karten. 
Weitere Inhalte sind unter dem 
Menüpunkt Themen auf der lin-
ken Seite zu finden. Nutzerinnen 
und Nutzer des Themenstadtplans 
können selbst Links unter dem 
Menüpunkt Lesezeichen erzeugen 
und versenden. 

Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des Amtes für Geodaten 
und Kataster aktualisieren und 
ergänzen den digitalen Stadtplan 
regelmäßig und erweitern ihn 
um neue Themen. Interessierte 
Bürgerinnen und Bürger kön-
nen ihre Ideen telefonisch unter  
(03 51) 4 88 41 16 oder per E-Mail an  
geoser v ice@dresden.de vor -
schlagen.

Flurstücke im Eigentum der Landeshauptstadt
Im Themenstadtplan stadtplan.dresden.de abrufbar

	■ Augustusbrücke
Auf der Altstädter Seite der seit 2017 
in Sanierung befindlichen Augus-
tusbrücke sind sowohl die Straßen-
bereiche als auch die Gleisanlage 
fertiggestellt. Erste Gleisabschnitte 
verlegen Arbeiter inzwischen auch 
auf der Brücke. Die Arbeiten an der 
Gleisanlage werden noch im Juni 
2021 bis zur provisorischen Fußgän-
gerverbindung zwischen den beiden 
Gehwegen auf der Brückenmitte 
fortgesetzt. Im nächsten Schritt 
folgen die sehr zeitaufwendigen 
Pflasterarbeiten auf der Brücke. 

 ■  Gehwege 
Der Gehweg auf der Unterstromseite 
ist von der Treppe am italienischen 
Dörfchen auf der Altstädter Seite bis 
zum vierten Pfeiler freigegeben. Die 
Arbeiten am Brüstungsmauerwerk 
sowie die Verlegungen der Granit-
krustenplatten werden weiter in 
Richtung Neustadt fortgesetzt. 
Bis Juli 2021 sollen Gehweg und 
Brüstungen fertiggestellt sein. 
Danach werden die Gehwege beid-
seitig freigegeben. Im Anschluss 
stellen Bauleute die Gleisanlage in 
Richtung Neustädter Markt fertig.

 ■ Außenseiten
Auch die Arbeiten an den Außensei-
ten werden schrittweise fortgesetzt. 
Dazu wird in den Kanzelbereichen 
jeweils ein Hängegerüst errichtet. 
Die Arbeiten unterhalb der Brücken-
bögen und im Bereich der unteren 
Pfeilerbereiche erfolgen wieder von 
einem Ponton bzw. einer Schubein-
heit vom Wasser aus. 

www.dresden.de/
augustusbruecke

Erste Gleisabschnitte auf 
der Brücke liegen

Baustelle?

dresden.de/ 
verkehrsbehinderungen
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Das malerische Städtchen Weinböhla 
vereint zahlreiche gut ausgeschilderte 
Radrouten. Der Vielfalt an Radstre
cken sind rund um Weinböhla nur 
wenige Grenzen gesetzt. 

Eine Radtour rund um 
Weinböhla
Ein Radweg führt rund um den Er-
holungsort. Start ist der Bahn-Halte-
punkt, von dem aus die Radwanderung 
durch das Landschaftsschutzgebiet 
Nassau und den historischen Orts-
kern führt. Weitere Stationen wie die 
sonnigen Elbtalhänge, der König-Al-
bert- und Friedensturm bereichern 
diese Radwanderung ebenfalls. 
Daraufhin endet die Tour nach mehr 
als 32 Kilometern am Rathausplatz im 
Stadtzentrum. 

Ein Ausflug auf dem
Elberadweg
Der Elberadweg ist nur einen Katzen-

sprung von Weinböhla entfernt. Hier 
begeben sich Radfahrer auf die Pfade 
einer Radstrecke, die direkt am Ufer 
der Elbe entlangführt. Haben Rad-
sportler die Felsen der Sächsischen 
Schweiz hinter sich gelassen, geht die 
Route nahtlos ins pittoreske Meißner 
Spaargebirge und die Lutherstadt 
Torgau über. Ob für einen kurzen 
Abstecher oder eine längeren sport-
lichen Exkurs: Auf dem Elberadweg 
kommt jeder auf seine Kosten. Und 
überall dürfen sich Ausflügler auf 
urwüchsige Naturlandschaften mit 
terrassierten Weinbergen und bilder-
buchschöne Städtchen freuen.

Unterwegs auf der 
Teichroute
Ganze 29 Kilometer ist die Teichroute 
lang, die Stationen wie den Moritz-
burger Schlossteich, das Fasanen-
schlösschen, den Jägerteich sowie 
Niederen und Oberen Waldteich 

miteinander verbindet. Da die Strecke 
überwiegend über einfach zu befah-
rende Waldwege und Nebenstraßen 
verläuft, kann die Route auch von Rad-
fahrern mit schlechter Kondition be-
fahren werden. Nach dem Beginn der 
Tour am Schlossteich in Moritzburg 
schließen sich Orientierungspunkte 
wie der Friedewald, der Frauenteich 
oder das Wildgehege in der Rade-
burger Straße an. Daraufhin radeln 
Ausflügler über den Dammweg am 
Großteich bis hin zum Niederen und 

Oberen Waldteich vorbei. Endstation 
ist nach dem Friedewald und Roten 
Haus wiederum der zur Moritzburg 
gehörige Schlossteich. 

Die schönsten Radwege
Ein Städtchen wie Weinböhla lockt 
mit vielen Radrouten, die für kürzere 
oder längere Ausflüge geeignet 
sind. Denn auch auf dem Klein-
kuppenweg oder Zilleradweg gibt 
es allerhand zu entdecken.

Text: Sandra Reimann

Radwandern in & um Weinböhla
Die schönsten Routen im Überblick 

Büro Dresden
Dresdner Straße 8
01156 Dresden

  0351 - 45 258 810

Büro Weinböhla
Kirchplatz 6
01689 Weinböhla

  035243 – 47 30 80

 info@ddimmo24.de

www.ddimmo24.de

Immobilie kostenfrei bewerten lassen
persönlich - kompetent - zuverlässig

Ihr Immobilienmakler für 
Dresden, Radebeul und Weinböhla.
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Nach dem Erwerb einer Immobilie 
ist die Abnahme des Wohnob
jekts von besonderer rechtlicher 
Relevanz. Mit der Übernahme 
des Bauwerks an den Bauherren 
bestätigt der Käufer, dass die 
Immobilie allen vertraglichen 
Vereinbarungen entspricht. Die 
Konsequenzen sind folgenschwer. 
Dementsprechend sollten Woh
nungskäufer die Abnahme so gut 
wie möglich vorbereiten. 

Rechtliche Folgen einer 
Bauabnahme 
Durch die Bauabnahme akzeptieren 
Bauherren die Serviceleistungen der 
Unternehmer als vertragsgerecht. 
Infolge dessen wird das Bauwerk 
an die Auftraggeber übergeben. 

Etwaige Risiken einer Zerstörung 
der Beschädigung der Bauleistung 
aufgrund äußerer Einflüsse gehen von 
den Bauunternehmern direkt auf die 
Käufer über.Neben dem Übergang 
der Beweislast vom Bauunterneh-
men auf den Bauherren beginnt die 
fünfjährige Gewährleistungsfrist. 
Innerhalb dieses Zeitraums sind 
die Wohnungsbesitzer bzw. Woh-
nungseigentümergemeinschaften 
berechtigt, Ansprüche aufgrund 
etwaig auftretender Mängel geltend 
zu machen.

Was erwerben die Käufer 
genau?

Beim Erwerb einer Eigentums-
wohnung geht nicht nur das Objekt 
selbst, sondern auch ein Gebäude- 

und Grundstücksanteil in den Besitz 
der Käufer über. Dementsprechend 
erwerben die Käufer nicht die 
Eigentumswohnung, sondern viel-
mehr einen Miteigentumsanteil am 
Grundstück.

Für die Modernisierung und Instand-
haltung des Gemeinschaftseigen-
tums tragen alle Miteigentümer die 
Verantwortung – auch in finanzieller 
Hinsicht. Die als Sondereigentum 
eingestufte Wohnung liegt zwar weit-
gehend im Verantwortungsbereich 
der Eigentümer. Dennoch müssen 
sich die Immobilienbesitzer an der 
Hausordnung sowie maßgeblichen 
Entscheidungen der Eigentümer-
gemeinschaft orientieren.

 Wohnungen ab Bezugs
fertigkeit übernehmen

Beim Kauf einer neu errichteten 
Wohnung müssen die Neu-Eigen-
tümer das Sonder- und Gemein-
schaftseigentum vertragsrechtlich 
akzeptieren. Für die Abnahme des 

Sondereigentums ist es wichtig, dass 
das Wohnobjekt ab Bezugsfertigkeit 
und nicht erst ab kompletter Fertig-
stellung der Immobilie einschließlich 
Außenanlagen übergeben wird.

Aus Sicherheitsgründen sind Im-
mobilienkäufer gut beraten, die Bau-
abnahme mit Unterstützung eines 
Sachverständigen durchzuführen. Ein 
wichtiges Dokument ist bei diesem 
Termin ein Abnahmeprotokoll, auf 
dem alle etwaig auftretenden Mängel 
dokumentiert werden.

Sonderfall:
Abnahme einer bereits
fertigen Wohnung

Neu-Besitzer einer fertig gestellten 
Wohnung sollten ebenfalls auf etwai-
ge Baumängel achten. In diesem Fall 
sind in Verträge jedoch häufig Klau-
seln integriert, um Mängelrechte der 
Käufer einzuschränken. Im Idealfall 
sichern Verkäufer eine vertragliche 
Beseitigung der Mängel zu.

Text: Sandra Reimann

Abnahme der Wohnung
Darauf sollten zukünftige
Wohnungseigentümer achten

Ernst-Thälmann-Straße 4a · 02763 Bertsdorf-Hörnitz
Fon 0177/42 58 380  · Tel.  (0 35 83) 51 69 44 
Fax (0 35 83) 51 69 43
E-Mail: kontakt@tischlerei-schramm.com
www.tischlerei-restauration.de

Restaurierung von: Fenstern · Türen · Möbeln · Parkett · Treppen
• Innenausbau
• Parkettverlegung
• Rekonstrukionen
• Fenster und Türen
• Treppenrenovierungen
• Holzbau

Sie brauchen eine neue Haustür?
Wir fertigen Ihr Wunschmodell zu einem günstigen Preis.

Innungsbetrieb

Geschäftsführer 
M. Schramm
Restaurator i. H.

Möbelbau ganz individuell,  
traditionell, klassisch und Designermöbel  

➙ auf Kundenwunsch abgestimmt

altes erhalten

Einbauküchen · Bad · Wohnmöbel
•  kompetente Fach- & Stilberatung
•  Küchenservice für Ergänzung, 

Modernisierung & Umbau
•  auch senioren- & behinderten-

gerecht!
•  Planungen & Montagelösungen, 

ganz individuell, ... auch für 
Bad- & Wohnmöbelbereich!

Löbtauer Str. 67 · 01159 Dresden
Tel: 0351/ 49 62 961

E-Mail: info@kuechen-maus.de · Home: www.kuechen-maus.de
WO?
WIR SIND FÜR SIE DA ! Terminvereinbarung telefonisch & per Mail ! 

Küchenkleingeräte

NEU BEI UNS:
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PLANUNG FERTIGUNG MONTAGE
Wintergärten Terrassendächer HaustürenFenster

Walther-Wolff-Straße 5 
01855 Sebnitz 
Telefon 035971 57483
www.bauelemente-hellmig.de

SYSTEMBAU BARCHMANN UG
Fachbetrieb für Alu-Wintergärten, 
Terrassendacher, Carport, 
Sonnenschutz u.s.w.
 
SYSTEMBAU BARCHMANN UG
Lockwitztalstr. 19 
01259 Dresden
 
Telefon: (03 51) 2 01 70 70
Mobil: (0174) 7 33 27 36 
E-Mail: barchmann-systembau@web.de 
www.systembau-barchmann.de

... jetzt seit über 30 Jahren in Dresden!!!

Autolacke in der 
Spraydose ab 16 € 
(im Haus nach 
Kundenwunsch befüllbar)

Lack- und Farbzentrum 
Liebsch GmbH
Meißner Straße 48
01445 Radebeul
Telefon: 0351 / 79525774 
Telefax: 0351 / 84354966
dresden@lack-farbzentrum.de 
www.lack-farbzentrum.de

Wandfarbe weiß
ab 29,99 €/15L
(Wand- und Fassanfarbe 
nach Farbfächer mischbar)

Seit mehreren Monaten sind die 
Preise für Baumaterialien deutlich 
angestiegen. Diese Situation wird 
durch Lieferengpässe aufgrund 
der CoronaPandemie erschwert. 
Preisanstiege von bis zu 100 Pro
zent wurden beispielsweise für 
Dämmstoffe, Ziegel und Konst
ruktionsholz registriert. Ein Ende 
dieser Entwicklung ist aktuell nicht 
abzusehen. 

Wegen MaterialienKnapp
heit: Ein Bauverzug droht

Auf laufende Bauprojekte wirkte sich 
die Knappheit der Baumaterialien bis-
lang wenig aus. Bislang haben viele 
große Bauunternehmen noch die 

Möglichkeit, Materialien aus Lager-
beständen zu nutzen und weiterzu-
bauen. Doch kleine Firmen, welche 
die Waren nach Bedarf bestellen, 
geraten zunehmend unter Druck. 
Verbraucher müssen sich möglicher-
weise auf nur schwer kalkulierbare 
Risiken einstellen. So droht ein Bau-
verzug für das komplette Bauprojekt, 
falls ein Teil des Vorhabens aufgrund 
Lieferengpässen gestört wird. Skepsis 
ist seitens der Bauherren angebracht, 
falls die Unternehmen Alternativen 
offerieren, um das Bauprojekt fort-
zusetzen. Stehen Ersatzprodukte zur 
Debatte, sollten Bauherren einen 
Sachverständigen konsultieren, um die 
Qualität der Produkte zu überprüfen. 
Schlimmstenfalls drohen Schäden oder 

Spätfolgen, in deren Kompensierung 
Bauherren hohe Kosten investieren 
müssen. Das bedeutet jedoch nicht, 
dass Kompromissbereitschaft nicht 
dennoch der richtige Weg ist. 

Steigende Baupreise für 
Bauherren? 

Dauert die aktuelle angespannte 
Situation langfristig an, könnten sich 
auf Dauer auch Baupreise für Bau-
herren erhöhen. Ein Anstieg von bis 
zu drei Prozent an Mehrkosten für 
einen Hausbau erscheint realistisch. 
Stehen Bauherren vor einem Vertrags-
abschluss, sollten diese detailliert auf 
Angebotsfristen achten. Besondere 
Vorsicht ist bei bestehenden Verträgen 
gefragt. Bei einem fest vereinbarten 
Vertrag gelten auch feste Preise. Et-
waige Preiserhöhungen unterliegen 
dem Risiko der Baufirmen. Versuchen 
die Unternehmen dennoch, die Bau-
herren zu einem Nachtrag aufzufor-
dern, sollten diese schlimmstenfalls 
juristischen Rat suchen. Komplizierter 
sind Situationen, bei denen Liefer-

schwierigkeiten für den Bauverzug 
verantwortlich sind. Dann kommt es 
darauf an, ob die Bauunternehmen 
für den Verzug verantwortlich sind. 
Zunächst dürfen die Bauherren davon 
ausgehen, dass die vereinbarten Leis-
tungen fristgemäß erbracht werden. 
Bei Überschreiten des Termins müssen 
die Baufirmen darlegen, dass sie den 
Verzug nicht verschuldet haben.

Text: Sandra Reimann

Weniger Baumaterialien 
durch Corona-Pandemie
Verbraucher müssen mit höheren Preisen 
für Bauutensilien rechnen Fo
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Schwimmbad
Sauna • Pumpen
Anton-Günther-Str. 2
01640 Coswig
Tel. 0 35 23 - 6 05 67
www.karl-schwimmbad.de

Planung • Ausführung • Service • Fachhandel

• Handläufe auf Maß
• Treppengeländer
• Treppenrenovierung
• Ballettstangen
• und mehr

„ALLES RUND UM 
IHRE TREPPE.“

www.treppenshop-dresden.de

Beim Bau eines Mehrfamilienhauses 
treten immer wieder die gleichen 
Mängel auf. Eine häufige Ursache 
ist eine Bauausführung, die vom 
vereinbarten Vertrag oder tech
nischen Grundregeln abweicht. In 
dieser Situation dürfen Immobilien
käufer auf eine Mängelbeseitigung 
bestehen. 
 Sich sachgemäß unter
stützen lassen  
Zur Vermeidung von Folgeschäden ist 
es wichtig, die Mängel frühzeitig zu er-
kennen. Verbraucher minimieren diese 
Risiken, indem sie sich sachgerecht bei 
der Vertragsprüfung, der Überwachung 
der Bauausführung oder der Immobilien-
abnahme unterstützen lassen. 

Feuchter Bodenbelag

Feuchteschäden drohen beispiels-
weise dann, falls Parkett auf nicht 
belegreifem Estrich verteilt wird. Eine 
mögliche Folge sind Schüsselungen, 
durch welche sich Holzstäbe wölben. 
Zur Behebung dieses Baumangels ist 
es erforderlich, das Parkett komplett 
aufzunehmen, den Kleber zu besei-
tigen und den Estrich zu trocknen. 

 Ungenaue Baubeschreibung

Bei einer lückenhaften Aufschlüsse-
lung der Ausstattung einer Wohnung 
droht deren eingeschränkte Nutzung. 
Eine nachträgliche Anpassung – bei-
spielsweise bei einem barrierefreien 
Bau – ist dann nur mit hohem Aufwand 

möglich. Für die Kosten muss mög-
licherweise der Käufer aufkommen. 

Mangelhafter Schallschutz

Schallbrücken zu benachbarten 
Wohnungen entstehen, falls Estrich-
boden in Wohnungen mangelhaft 
verlegt wurde. Vor allem Trittgeräu-
sche senken den Wohnkomfort. Für 
eine Schadenbeseitigung müssen die 
Schallbrücken aufgefunden, beseitigt 
und neuer Bodenbelag eingesetzt 
werden. 

Legionellenbefall

Werden Warm- und Kaltwasserleitun-
gen in einem Mehrfamilienhaus ohne 
Wärmedämmung verlegt, erwärmt 
sich Kaltwasser über benachbarte 
Leitungen. Bei hohen Temperaturen 
vermehren sich Legionellen und ver-
ursachen eventuell starke gesundheit-
liche Probleme. 

 Ungenügende Sockel
abdichtung

Ein falsch abgedichteter Sockelbereich 
an Außenwänden von Erdgeschosswoh-
nungen verursacht Schimmelpilzbefall 
und Feuchteschäden. Dieser Fehler ist 
häufig auf eine mangelhafte Planung 
zurückzuführen. 
 

Feuchteschäden im 
Dachgeschoss

Für die Konzepterstellung des Dach-
geschosses muss bei einer energeti-
schen Modernisierung das komplette 
Gebäude einschließlich Nutzungs-
verhalten der Bewohner analysiert 

werden. Andernfalls droht starker 
Schimmelbefall. 

Fehlende Dämmung der 
obersten Geschossdecke

Die oberste Geschossdecke muss zwar 
im Regelfall gedämmt werden. Drohen 
unerwünschte Wärmebrücken, sind 
die Bereiche in Häusern eventuell von 
der Nachrüstpflicht befreit. 

Unzureichende Beheizung 
nach Gebäudeerweiterung

Bei der Erweiterung eines Mehrfa-
milienhauses müssen Anlage- sowie 
Gebäudetechnik sorgfältig aufeinander 
abgestimmt sein. Ansonsten besteht 
ein erhöhtes Risiko dafür, dass kalte 
Räume entstehen oder es an Warm-
wasser mangelt. 

Keine thermische Trennung 
bei Balkonen

Wird bei einem nachträglichen Anbau 
von Balkonen nicht die thermische 
Trennung berücksichtigt, sind Feuch-
teschäden und Schimmelpilzbefall 
möglich. Dadurch bilden sich in Innen-
räumen niedrige Oberflächentem-
peraturen, die zu Tauwasser führen. 

Feuchtigkeit im Keller nach 
Heizkesselwechsel

Es können Feuchteschäden ent-
stehen, wenn Heizungsanlagen von 
Bestandsimmobilien ausgetauscht 
sowie Kellerdecke und Heizleitungen 
gedämmt werden. 

Text: Sandra Reimann

Mehrfamilienhaus: Zehn 
typische Baumängel
Darauf müssen sich Bauherren bei ihre
Projekten einstellen 



19A M T L I C H E S
24|2021
Donnerstag, 17. Juni

Dresdner Amtsblatt www.dresden.de/amtsblatt

Auf Grund des § 32 Satz 1 in Ver-
bindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 
und 2, § 28a Absatz 1, Absatz 2 Satz 
1, Absatz 3 und Absatz 6 sowie § 30 
Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutz-
gesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045), von denen 

 ■ § 28 Absatz 1 Satz 1 durch Artikel 
1 Nummer 16 des Gesetzes vom  
18. November 2020 (BGBl. I. S. 2397) 
geändert worden ist, 

 ■ § 28 Absatz 1 Satz 2 durch Arti-
kel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 
27. März 2020 (BGBl. I S. 587) neu 
gefasst worden ist, 

 ■ § 28a Absatz 1, Absatz 2 Satz 
1 und Absatz 6 durch Artikel 1 
Nummer 17 des Gesetzes vom  
18. November 2020 (BGBl. I. S. 2397) 
eingefügt worden ist, 

 ■  § 28a Absatz 3 durch Artikel 
1 Nummer 2c des Gesetzes vom  
29. März 2021 (BGBl. S. 370) geändert 
worden ist,

 ■ § 32 Satz 1 durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 22. April 2021 (BGBl. I 
S. 802) neu gefasst worden ist,
in Verbindung mit § 7 der Infek-
tionsschutzgesetz-Zuständigkeits-
verordnung vom 9. Januar 2019 
(SächsGVBl. S. 83), der zuletzt 
durch die Verordnung vom 8. Juni 
2021 (SächsGVBl. S. 594) geändert 
worden ist, verordnet das Sächsische 
Staatsministerium für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt:
Inhaltsverzeichnis
Teil 1 – Allgemeine Regelungen 
und Begriffsbestimmungen
§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Grundsätze
§ 3 Sieben-Tage-Inzidenz und Bet-
tenkapazität
§ 4 Kontaktbeschränkungen, Ab-
standsregelung
§ 5 Maskenpflicht
§ 6 Hygienekonzept und Kontakter-
fassung
§ 7 Großveranstaltungen
§ 8 Testnachweis und Tests
§ 9 Allgemeine Testpflicht
Teil 2 – Wirtschaftsleben
§ 10 Ladengeschäfte und Märkte
§ 11 Körpernahe Dienstleistungen
§ 12 Gastronomie, Kantinen, Mensen
§ 13 Beherbergung
§ 14 Tagungen, Kongresse, Messen
Teil 3 – Öffentliches Leben und 
Kultur
§ 15 Öffentliche Festivitäten

§ 16 Kirchen und Religionsgemein-
schaften, Beerdigungen und Ehe-
schließungen
§ 17 Versammlungen
§ 18 Kulturstätten
Teil 4  – Sport und Freizeit
§ 19 Sport, Fitnessstudios
§ 20 Bäder, Saunen
§ 21 Botanische und zoologische 
Gärten, Stadt-, Gäste- und Natur-
führungen
§ 22 Freizeiteinrichtungen und 
-veranstaltungen
§ 22a Angebote der Kinder-, Fami-
lien- und Jugenderholung
Teil 5 – Nichtschulische Bildung
§ 23 Heilpädagogische Kindertages-
einrichtungen
§§ 24 und 25 (weggefallen)
§ 26 Hochschulen, Berufsakademie 
Sachsen
§ 27 Aus-, Fort- und Weiterbildungs- 
und Erwachsenenbildungseinrich-
tungen sowie ähnliche Einrichtun-
gen, Volkshochschulen
§ 28 Kunst-, Musik- und Tanzschulen
Teil 6 – Weitere Bereiche
§ 29 Einrichtungen des Gesundheits- 
und Sozialwesens
§ 30 Saisonarbeitskräfte
§ 31 Modellprojekte
§ 32 Sächsischer Landtag
Teil 7 – Ordnungswidrigkeiten und 
Schlussvorschriften
§ 33 Vollstreckungshilfe, Ordnungs-
widrigkeiten
§ 34 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Teil 1 – Allgemeine Regelungen 
und Begriffsbestimmungen
§ 1 Geltungsbereich
(1) Die nachfolgenden Regelungen 
gelten nur, wenn 
1. die Sieben-Tage-Inzidenz nach  
§ 3 den Schwellenwert von 100 nicht 
überschreitet oder
2. es sich um weitergehende Schutz-
maßnahmen nach § 28b Absatz 5 
des Infektionsschutzgesetzes vom 
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das 
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 7. Mai 2021 (BGBl. I S. 850) 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, handelt.
(2) Weitergehende Schutzmaß-
nahmen nach § 28b Absatz 5 des 
Infektionsschutzgesetzes sind ins-
besondere
1. die Testpflicht in § 9 Absatz 1, 
2 und 4, § 16 Absatz 1 Satz 3 und 

Absatz 3 Satz 2;
2. die Kontakterfassung in § 6 Ab-
satz 1, 7 und 8, § 11 Absatz 1 Satz 
1, § 13 Absatz 1 Satz 1, § 21 Absatz 
1 Satz 1 und Absatz 2;
3. die Testpflicht sowie Kontakterfas-
sung in § 14 Absatz 1, § 27 Absatz 1;
4. die Regelungen in § 4 Absatz 4,  
§ 5 Absatz 1, Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 1, 2, 4 und 6, Absatz 4, § 6,  
§ 15, § 17, § 20 Absatz 1, § 22 Ab-
satz 1, § 28 Absatz 2, §§ 29 bis 31.
§ 2 Grundsätze 
(1) Jeder wird anlässlich der Coro-
na-Pandemie angehalten, die phy-
sisch-sozialen Kontakte zu anderen 
Menschen außer den Angehörigen 
des eigenen Hausstandes auf das 
absolut nötige Minimum zu redu-
zieren und die zulässigen Kontakte 
möglichst konstant und klein zu 
halten. Wo immer möglich, ist ein 
Mindestabstand zu anderen Perso-
nen von 1,5 Metern einzuhalten und 
sind weitere Maßnahmen zur An-
steckungsvermeidung zu beachten.
(2) Von dem Verbot der Öffnung von 
Einrichtungen und Angeboten in 
dieser Verordnung ist das Betreten 
und Arbeiten durch Betreiber und 
Beschäftigte sowie Prüfer nicht 
erfasst.
§ 3 Sieben-Tage-Inzidenz und 
Bettenkapazität
(1) Im Sinne dieser Verordnung ist 
die Sieben-Tage-Inzidenz die durch 
das Robert Koch-Institut im Internet 
unter www.rki.de/inzidenzen veröf-
fentlichte Zahl an Neuinfektionen 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 
100.000 Einwohner innerhalb von 
sieben Tagen.
(2) Soweit die nachfolgenden Vor-
schriften voraussetzen, dass ein 
bestimmter Wert der Sieben-Tage-In-
zidenz über- oder unterschritten ist, 
gilt Folgendes:
1. Die Sieben-Tage-Inzidenz des 
jeweiligen Landkreises oder der 
jeweiligen Kreisfreien Stadt ist maß-
geblich; entsprechende Regelungen 
gelten nur im Landkreis oder der 
Kreisfreien Stadt.
2. Der Landkreis oder die Kreisfreie 
Stadt gibt unverzüglich nach der 
Veröffentlichung nach Absatz 1 den 
Tag bekannt, ab dem die jeweiligen 
Regelungen gelten. 
3. Ein Schwellenwert gilt als über-
schritten, wenn die Sieben-Tage-Inzi-

denz an fünf aufeinander folgenden 
Tagen über dem Schwellenwert 
liegt. Die jeweils verschärfenden 
Maßnahmen gelten ab dem über-
nächsten Tag.
4. Ein Schwellenwert gilt als unter-
schritten, wenn die Sieben-Tage-Inzi-
denz an fünf aufeinander folgenden 
Tagen den Schwellenwert erreicht 
oder unter diesem liegt. Die jeweils 
erleichternden Maßnahmen gelten 
ab dem übernächsten Tag. 
(3) Erleichternde Maßnahmen nach 
§ 4 Absatz 2 Satz 1, Absatz 3, § 6 Ab-
satz 3, § 7 Absatz 2, § 9 Absatz 3 Satz 
1 und Absatz 4 Satz 2, § 10 Absatz 
2, § 11 Absatz 2, § 12 Absatz 2 Satz 
1 und Absatz 3, § 13 Absatz 3 , § 14 
Absatz 2, § 15 Absatz 2 Satz 1, § 16 
Absatz 4, § 18 Absatz 3 Satz 1, § 19 
Absatz 5 und 6, § 20 Absatz 2 Satz 2 
und Absatz 4 bis 6, § 21 Absatz 2 und 
3, § 22 Absatz 3 bis 6, § 22a Absatz 
2, § 27 Absatz 3 und § 28 Absatz 
2, 3 und 5 bei Unterschreitung der 
Sieben-Tage-Inzidenz von 165, 100, 
50 oder 35 sind nur zulässig, soweit 
nicht das festgelegte Maximum an 
belegten Krankenhausbetten an 
durch mit COVID-19 Erkrankten in 
der Normalstation von 1.300 oder 
in der Intensivstation von 420 im 
Freistaat Sachsen erreicht wurde. 
Erleichternde Maßnahmen sind 
ab dem übernächsten Tag nach 
Erreichen des Wertes nach Satz 1 
untersagt. Wird die Anzahl der be-
legten Betten nach Satz 1 an fünf 
Tagen in Folge unterschritten, sind 
erleichternde Maßnahmen ab dem 
übernächsten Tag wieder zulässig. 
(4) Die oberste Landesgesundheits-
behörde gibt das Erreichen oder 
das Unterschreiten der Werte nach 
Absatz 3 bekannt. 
§ 4 Kontaktbeschränkungen, Ab-
standsregelung 
(1) Private Zusammenkünfte im 
öffentlichen oder privaten Raum 
sind nur gestattet 
1. den Angehörigen eines Haus-
stands, in Begleitung der Partnerin 
oder des Partners und von Personen, 
für die ein Sorge- oder Umgangs-
recht besteht, 
2. mit den Angehörigen eines wei-
teren Hausstands.
Dabei darf die Anzahl der Personen 

Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und  
Gesellschaftlichen Zusammenhalt zum Schutz vor dem Coronavirus  
SARS-CoV-2 und COVID-19 (Sächsische Corona-Schutz-Verordnung –  
SächsCoronaSchVO)
Vom 10. Juni 2021
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in geschlossenen Räumen die Ge-
samtzahl von fünf Personen nicht 
überschreiten; im Übrigen darf die 
Gesamtzahl von zehn Personen 
nicht überschritten werden. Kinder 
bis zur Vollendung des 14. Lebens-
jahres bleiben unberücksichtigt. 
(2) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 50, 
dürfen zehn Personen unabhängig 
von der Anzahl der Hausstände zu-
sammenkommen. Absatz 1 Satz 3 
gilt entsprechend.
(3) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 35, 
sind Familien-, Vereins- und Firmen-
feiern in Gastronomiebetrieben, 
in eigenen oder von Dritten über-
lassenen voneinander abgetrennten 
Räumlichkeiten und Freiflächen mit 
bis zu 50 Personen zulässig. Absatz 
1 Satz 3 gilt entsprechend.
(4) In Einrichtungen und bei Ange-
boten, deren Öffnung und Betrieb 
nach dieser Verordnung zugelassen 
sind, ist der Mindestabstand von 
1,5 Metern einzuhalten. Die Ver-
pflichtung nach § 5 bleibt hiervon 
unberührt. Bei Einrichtungen und 
Angeboten nach § 18 Absatz 1 
und 3, § 19 Absatz 2 und 6 sowie 
§ 22 Absatz 2, 3 und 6 kann der 
Mindestabstand verringert werden, 
wenn eine Testverpflichtung für 
das Publikum festgelegt wurde. Die 
Verringerung des Mindestabstands 
oder alternative Schutzmaßnahmen 
können durch Allgemeinverfügung 
des Staatsministeriums für Soziales 
und Gesellschaftlichen Zusammen-
halt bestimmt werden.
(5) Der Mindestabstand von 1,5 
Metern sowie Absatz 1 gilt nicht 
1. bei Maßnahmen der Schulbeglei-
tung in häuslicher Lernzeit, 
2. bei Angeboten nach §§ 19, 20, 
27 bis 35a, 41, 42, 42a des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch – Kin-
der- und Jugendhilfe – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom  
11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), 
das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 6 
des Gesetzes vom 12. Februar 2021 
(BGBl. I S. 226) geändert worden ist,
3. bei therapeutischen Angeboten 
in stationären und teilstationären 
Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 
Satz 1 Nummer 1 und 3 des Infek-
tionsschutzgesetzes,
4. in heilpädagogischen Kindertages-
einrichtungen und 
5. in Einrichtungen im Sinne der  
§ 26 bis § 28.
§ 5 Maskenpflicht
(1) Die Pflicht zum Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung besteht, 
wenn sich Menschen im öffentlichen 
Raum unter freiem Himmel begeg-
nen, ohne dass der Mindestabstand 

von 1,5 Metern eingehalten wird, 
soweit in dieser Verordnung nichts 
anderes geregelt ist.
(2) Für die Verpflichtung zum Tragen 
einer Mund-Nasen-Bedeckung, eines 
medizinischen Mund-Nasen-Schut-
zes (sogenannte OP-Maske), einer 
FFP2-Maske oder vergleichbaren 
Atemschutzmaske (Maskenpflicht) 
gilt:
1. die Verpflichtung zum Tragen 
einer Mund-Nasen-Bedeckung oder 
medizinischen Mund-Nasen-Schut-
zes wird auch mit dem Tragen 
einer FFP2-Maske oder vergleich-
baren Atemschutzmaske erfüllt, 
FFP2-Masken und vergleichbare 
Atemschutzmasken sind jeweils 
nur ohne Ausatemventil zulässig,
2. Kinder bis zur Vollendung des  
6. Lebensjahres sind von der Masken-
pflicht befreit, 
3. Kinder bis zur Vollendung des  
10. Lebensjahres sind von der Mas-
kenpflicht in Fußgängerzonen und 
auf den Sport und Spiel gewidmeten 
Flächen befreit,
4. die Verpflichtung zum Tragen von 
FFP2-Masken oder vergleichbarer 
Atemschutzmasken gilt für Kinder 
zwischen der Vollendung des 6. und 
14. Lebensjahres mit der Maßgabe, 
dass sie nur einen medizinischen 
Mund-Nasen-Schutz tragen müssen,
5. Personen, die glaubhaft machen 
können, dass ihnen das Tragen der 
vorgeschriebenen Maske aufgrund 
einer Behinderung oder aus gesund-
heitlichen Gründen nicht möglich 
oder unzumutbar ist, sind von der 
Trageverpflichtung befreit; insoweit 
kann ihnen aus infektionsschutz-
rechtlichen Gründen die Nutzung 
einschlägiger Angebote und der 
Aufenthalt in einschlägigen Ein-
richtungen nicht versagt werden; 
arbeitsschutzrechtliche Vorgaben, 
die bei einer Befreiung von der 
Pflicht zum Tragen einer Maske da-
zu führen, dass eine Beschäftigung 
nicht zulässig ist, bleiben unberührt. 
Die Glaubhaftmachung erfolgt 
bei gesundheitlichen Gründen 
insbesondere durch eine ärztliche 
Bescheinigung im Original, dass 
aufgrund einer gesundheitlichen 
Beeinträchtigung, einer chronischen 
Erkrankung oder einer Behinderung 
keine Maske getragen werden kann,
6. das Abnehmen der Mund-Na-
sen-Bedeckung oder Maske ist zu-
lässig, solange es zu Identifikations-
zwecken oder zur Kommunikation 
mit Menschen mit Hörbehinderung 
oder aus sonstigen zwingenden 
Gründen erforderlich ist,
7. ausgenommen von der Masken-
pflicht sind ferner:
a. Fahrzeugführerin und Fahrzeug-
führer von Kraftfahrzeugen, 
b. Personen, die sich unter freiem 

Himmel fortbewegen ohne Verwei-
len mit Fortbewegungsmitteln und 
die sich sportlich betätigen,
c. Personen, denen das Rederecht 
bei einer zulässigen Versammlung 
im Sinne des Sächsischen Versamm-
lungsgesetzes und bei zulässigen 
Zusammenkünften erteilt wird,
d. Personen, die bei Zusammenkünf-
ten von Glaubensgemeinschaften 
vortragen.
(3) Eine Verpflichtung zum Tragen 
eines medizinischen Mund-Na-
sen-Schutzes oder FFP2-Maske oder 
vergleichbarer Atemschutzmaske 
besteht
1. in geschlossenen Räumen von 
Einrichtungen, Betrieben, Läden 
und Angeboten, die nach dieser 
Verordnung geöffnet werden dürfen,
2. bei der Inanspruchnahme von 
Angeboten zur Abholung unmittel-
bar vor der jeweiligen Einrichtung,
3. bei der Beförderung von Personen 
im öffentlichen Personennah- oder 
-fernverkehr einschließlich der ent-
geltlichen oder geschäftsmäßigen 
Beförderung von Personen mit 
Kraftfahrzeugen samt Taxen und 
Schülerbeförderung und der Beför-
derung zwischen dem Wohnort oder 
der Wohnstätte und Einrichtungen 
von Menschen mit Behinderungen, 
pflegebedürftigen Menschen und 
Patienten zu deren Behandlung, für 
Fahrgäste und für das Kontroll- und 
Servicepersonal sowohl während 
der Beförderung als auch während 
des Aufenthalts in einer zu dem 
jeweiligen Verkehr gehörenden 
Einrichtung in Kraftfahrzeugen, 
die über § 4 Absatz 1 hinausgehend 
mit Personen aus unterschiedlichen 
Hausständen besetzt sind,
4. für Handwerker und Dienstleister 
in und vor den Räumlichkeiten der 
Auftraggeber, sofern dort andere 
Personen anwesend sind,
5. bei körpernahen Dienstleistungen 
für die Kunden und Dienstleister,
6. in Gerichten und Staatsanwalt-
schaften, wobei der Vorsitzende 
die Verfahrensbeteiligten von der 
Trageverpflichtung im Gerichtssaal 
während einer Anhörung oder Ver-
handlung entbinden kann.
Satz 1 gilt nicht für den polizeilichen 
Einsatz und die Selbstverteidigungs-
aus- und -fortbildung, den Einsatz 
der Feuerwehren, des Rettungsdiens-
tes und des Katastrophenschutzes 
sowie in den Behandlungsräumen, 
soweit die Behandlung dies nicht 
zulässt, und Patientenzimmern der 
Gesundheitseinrichtungen nach  
§ 23 Absatz 3 Satz 1 des Infektions-
schutzgesetzes. Einrichtungen im 
Sinne der §§ 26 bis 28 sowie die 
für sie zuständige Prüfungsbehörde 
können Unterrichtende von der 
Maskenpflicht befreien soweit der 

Mindestabstand eingehalten wird.
(4) Eine Verpflichtung zum Tragen 
von FFP2-Masken oder vergleich-
baren Atemschutzmasken besteht
1. für die Beschäftigten ambulanter 
Pflegedienste sowie der spezialisier-
ten ambulanten Palliativversorgung 
bei der Ausübung der Pflege und 
Behandlung im Rahmen der arbeits-
schutzrechtlichen Bestimmungen,
2. für richterliche Anhörungen nach 
§ 29 Absatz 7, zulässige Vor-Ort-Kon-
takte nach § 29 Absatz 8 und den 
Zugang nach § 29 Absatz 9,
3. in Einrichtungen nach § 36 Absatz 
1 Nummer 2 des Infektionsschutz-
gesetzes für die Besucherinnen 
und Besucher und für das Personal 
bei der Ausübung der Pflege und 
Betreuung im Rahmen der arbeits-
schutzrechtlichen Bestimmungen.
Auf das Tragen der Atemschutz-
masken kann verzichtet werden, 
wenn der Beschäftigte und die 
zu pflegende oder zu betreuende 
Person die Voraussetzungen nach 
§ 9 Absatz 7 erfüllen und die Be-
schäftigten einen medizinischen 
Mund-Nasen-Schutz tragen. Für 
Besuche gilt Satz 2, sofern alle 
Anwesenden die Voraussetzungen 
nach § 9 Absatz 7 erfüllen und die 
Besucherinnen und Besucher einen 
Mund-Nasen-Schutz tragen.
§ 6 Hygienekonzept und Kontak-
terfassung 
(1) Die nicht nach dieser Verordnung 
geschlossenen oder untersagten Ge-
schäfte, Einrichtungen, Betriebe und 
Angebote sowie Veranstaltungen 
sind unter Einhaltung der Hygiene-
regelungen nach den Absätzen 2, 4 
sowie 5 und der Kontakterfassung, 
soweit diese Verordnung eine solche 
vorsieht, zulässig. Die zuständige 
Behörde kann das Hygienekonzept 
und seine Einhaltung überprüfen. 
Die Kontakterfassung richtet sich 
nach Absatz 7 und 8. Die Pflicht 
zur Kontakterfassung gilt auch für 
Besucherinnen und Besucher von 
Gerichten und Behörden.
(2) Für Ladengeschäfte und Märkte 
mit Kundenverkehr für Handelsan-
gebote mit einer Verkaufsfläche von 
bis zu 800 qm darf sich nicht mehr 
als ein Kunde pro 10 qm Verkaufs-
fläche aufhalten. Bei Groß- und Ein-
zelhandelsgeschäften sowie Läden 
mit einer Verkaufsfläche von mehr 
als 800 qm darf sich insgesamt auf 
einer Fläche von 800 qm höchstens 
ein Kunde pro 10 qm Verkaufsfläche 
und auf der 800 qm übersteigenden 
Fläche höchstens ein Kunde pro 
20 qm Verkaufsfläche aufhalten. 
Bei Einkaufszentren ist für die 
Berechnung der Verkaufsf läche 
nach Satz 1 die jeweilige Gesamt-
verkaufsfläche anzusetzen. Durch 
ein mit eigenem oder beauftragtem 
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Personal abgesichertes Einlassma-
nagement müssen Einkaufszentren 
und Geschäfte verhindern, dass 
es im Innenbereich von Einkaufs-
passagen oder Einkaufszentren 
zu Schlangenbildungen kommt. 
Die zulässige Höchstkundenzahl, 
welche gleichzeitig anwesend sein 
darf, ist im Eingangsbereich sichtbar 
auszuweisen.
(3) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 35 
entfällt die Verkaufsf lächenbe-
schränkung aus Absatz 2.
(4) Der SARS-CoV-2-Arbeitsschutz-
standard des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales, die SARS-
CoV-2 Arbeitsschutzregel sowie 
vorhandene branchenspezifische 
Konkretisierungen der Unfallver-
sicherungsträger beziehungsweise 
der Arbeitsschutzbehörde und 
die einschlägigen Empfehlungen 
des Robert Koch-Instituts zum 
Infektionsschutz in ihrer jeweili-
gen Fassung oder Konzepte und 
Empfehlungen der Fachverbände 
sind zu berücksichtigen. Etwaige 
weitere Schutzvorschriften gemäß 
der Allgemeinverfügung des Staats-
ministeriums für Soziales und Ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt zur 
Anordnung von Hygieneauflagen 
zur Verhinderung der Verbreitung 
des Corona-Virus sind einzuhalten.
(5) Auf der Grundlage der in Absatz 
2 und 4 genannten Empfehlungen 
und Vorschriften ist ein eigenes 
schriftliches Hygienekonzept mit 
Einlassmanagement zu erstellen 
und umzusetzen. Dieses muss ins-
besondere die Abstandsregelung 
zu anderen Personen sowie weitere 
Hygienemaßnahmen beinhalten. 
Das Hygienekonzept benennt 
einen verantwortlichen Ansprech-
partner vor Ort. Dieser ist für die 
Einhaltung und Umsetzung des 
Hygienekonzepts, der geltenden 
Kontaktbeschränkungen und Ab-
standsregelungen sowie der Pflicht 
zum Tragen der vorgeschriebenen 
Mund-Nasen-Bedeckung oder per-
sönlicher Schutzausrüstungen 
verantwortlich.
(6) Für in Aufnahmeeinrichtungen 
oder Gemeinschaftsunterkünften 
für Flüchtlinge untergebrachte oder 
tätige Personen treffen die Unter-
bringungsbehörden einrichtungs- 
und objektabhängige Regelungen in 
Abstimmung mit den zuständigen 
Behörden.
(7) Veranstalter und Betreiber sollen 
vorrangig digitale Systeme, ins-
besondere die Corona-Warn-App, 
für die Kontakterfassung einsetzen. 
Zusätzlich ist eine analoge Form der 
Kontakterfassung entsprechend Ab-
satz 8 anzubieten. Die Sätze 1 und 
2 gelten nicht für Berufsgeheimnis-

träger nach § 53 Absatz 1 der Straf-
prozessordnung, den Bereich von 
Groß- und Einzelhandelsgeschäften, 
Märkten, Läden und Verkaufs-
ständen sowie bei Lieferung und 
Abholung von mitnahmefähigen 
Speisen und Getränken.
(8) Sofern die Kontakterfassung nicht 
digital erfolgt, ist 
1. eine analoge Erhebung von Kon-
taktdaten der Besucherin oder des 
Besuchers und
2. eine barrierefreie Datenerhebung
vorzusehen. Zu diesem Zweck sind 
folgende personenbezogene Daten 
zu verarbeiten: Name, Telefon-
nummer oder E-Mail-Adresse und 
Anschrift der Besucherinnen und 
Besucher sowie Zeitraum und Ort 
des Besuchs. Es ist sicherzustellen, 
dass eine Kenntnisnahme der er-
fassten Daten durch Unbefugte 
ausgeschlossen ist. Die Daten dürfen 
nur zum Zweck der Aushändigung 
an die für die Kontaktnachver-
folgung zuständigen Behörden 
verarbeitet werden und sind vier 
Wochen nach der Erhebung zu 
löschen. Auf Anforderung sind die 
verarbeiteten Daten an diese zu 
übermitteln; eine Verarbeitung zu 
anderen Zwecken als der Kontakt-
nachverfolgung ist unzulässig. Die 
Daten sind unverzüglich zu löschen 
oder zu vernichten, sobald sie für 
die Kontaktnachverfolgung nicht 
mehr benötigt werden, spätestens 
nach vier Wochen.
§ 7 Großveranstaltungen
(1) Großveranstaltungen sind Zu-
sammenkünfte von gleichzeitig über 
1.000 Besucherinnen und Besuchern 
unabhängig von Veranstaltungsart 
und Veranstaltungsort. Großveran-
staltungen sind untersagt.
(2) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 50, 
sind Großveranstaltungen zulässig, 
wenn die Öffnung der jeweiligen 
Einrichtung oder die jeweilige Ak-
tivität nach den Regelungen dieser 
Verordnung zulässig ist.
(3) Großveranstaltungen dürfen 
unter der Voraussetzung stattfinden, 
dass diese eine Terminbuchung und 
Kontakterfassung nach § 6 Absatz 
1, 7 und 8 sowie die Vorlage eines 
tagesaktuellen Tests vorsehen und 
über ein von der zuständigen Be-
hörde genehmigtes Hygienekonzept 
verfügen.
(4) §§ 14 und 17 bleiben unberührt.
§ 8 Testnachweis und Tests
(1) Besteht nach oder aufgrund 
dieser Verordnung eine Testpflicht 
und ist das Nichtvorliegen einer 
Infektion mit SARS-CoV-2 nach-
zuweisen, findet § 2 Nummer 7 
der COVID-19-Schutzmaßnah-
men-Ausnahmenverordnung vom 
8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 

V1) Anwendung.
(2) Ein Schnelltest ist ein Antigen-
schnelltest, der durch fachkundig 
geschultes Personal vorgenommen 
wird. Dem gleichgestellt wird ein 
unter Aufsicht durch fachkundig 
geschultes Personal von der be-
troffenen Person vorgenommenen 
Selbsttest. Der Schnelltest muss vom 
Bundesinstitut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte zugelassen 
sein. Die zugelassenen Tests sind 
unter der Adresse https://antigentest.
bfarm.de/ords/f ?p=ANTIGENTESTS-
AUF-SARS-COV-2 abruf bar. Dem 
Schnelltest steht ein PCR-Test gleich, 
der nicht älter als 48 Stunden ist. 
Durch einen Test nach Satz 1 posi-
tiv getestete Personen müssen sich 
dringend mittels eines PCR-Tests 
nachtesten lassen und absondern.
(3) Ein Selbsttest ist ein Antigen-
schnelltest, der zur Anwendung 
durch Privatpersonen bestimmt 
ist. Absatz 2 Satz 3 gilt entspre-
chend. Die zugelassenen Tests sind 
unter der Adresse https://antigentest.
bfarm.de/ords/f ?p=ANTIGENTESTS-
AUF-SARS-COV-2:tests-zur-eigenan-
wendung-durch-laien abrufbar. Bei 
einem positiven Selbsttestergebnis 
muss die betroffene Person unver-
züglich einen PCR-Test vornehmen 
lassen und sich absondern.
(4) Ein PCR-Test ist ein Test, der auf 
der sogenannten Polymerase-Ket-
tenreaktion beruht und die Erb-
substanz des Virus in der Probe im 
Labor nachweisen kann. Bei einem 
positiven Testergebnis muss sich 
die betroffene Person unverzüglich 
absondern.
§ 9 Allgemeine Testpflicht
(1) Beschäftigte und Selbstständi-
ge mit direktem Kundenkontakt 
sind verpf lichtet, sich zweimal 
wöchentlich zu testen oder testen 
zu lassen. Der Nachweis über die 
Testung ist von diesen für die Dauer 
von vier Wochen aufzubewahren. 
Arbeitgeber sind verpflichtet, den 
Beschäftigten die Tests kostenfrei 
zur Verfügung zu stellen.
(2) Für den Besuch von Fahr-, 
Boots- und Flugschulen sowie ver-
gleichbaren Einrichtungen ist ein 
tagesaktueller Test der Kundin oder 
des Kunden notwendig.
(3) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 35, 
entfällt die Testpflicht nach Absatz 
1 und 2. Die Testpflicht nach § 29 
bleibt unberührt.
(4) Beschäftigte in stationären und 
teilstationären Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe und in An-
geboten nach §§ 11 bis 14 und § 16 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
sowie Teilnehmende und Unter-
richtende in Integrationskursen sind 
verpflichtet, zweimal wöchentlich 

einen Test vorzuweisen. Unter-
schreitet die Sieben-Tage-Inzidenz 
den Schwellenwert von 35, entfällt 
die Testpflicht für Teilnehmende 
und Unterrichtende. 
(5) Testpflichten gelten nicht für 
Personen bis zur Vollendung des 
6. Lebensjahres. 
(6) Wenn nach oder aufgrund dieser 
Verordnung ein tagesaktueller Test 
gefordert wird, gilt, dass dessen 
Vornahme zum Zeitpunkt der In-
anspruchnahme von Angeboten 
und Leistungen nicht länger als 24 
Stunden zurückliegen darf.
(7) Die Testpf licht gilt nicht für 
Personen, 
1. die nachweisen, dass sie über 
einen vollständigen Impfschutz 
gegen SARS-CoV-2 verfügen oder
2. die von einer SARS-CoV-2-Infek-
tion genesen sind.
Ein vollständiger Impfschutz liegt 
vor, wenn die zugrundeliegende 
Schutzimpfung mit einem oder 
mehreren vom Paul-Ehrlich-Institut 
im Internet unter der Adresse https://
www.pei.de/impfstoffe/covid-19 ge-
nannten Impfstoffe erfolgt ist, und
1. entweder aus einer vom Paul-Ehr-
lich-Institut im Internet unter 
der Adresse https://www.pei.de/ 
impfstoffe/covid-19 veröffentlichten 
Anzahl von Impfstoffdosen, die für 
eine vollständige Schutzwirkung 
erforderlich ist, besteht und seit 
der letzten erforderlichen Einzel-
impfung mindestens 14 Tage ver-
gangen sind oder
2. bei einer genesenen Person aus 
einer verabreichten Impfdosis be-
steht.
Als genesen gelten diejenigen 
Personen, die ein mindestens 28 
Tage sowie maximal sechs Mo-
nate zurückliegendes positives 
PCR-Testergebnis oder eine ärztliche 
Bescheinigung, die auf einem PCR-
Test beruht, nachweisen können. 
Satz 1 gilt nicht für Personen, die 
mindestens ein Symptom (Atemnot, 
neu auftretender Husten, Fieber und 
Geruchs- oder Geschmacksverlust) 
zeigen, das auf eine Infektion mit 
SARS CoV-2 hinweist.
(8) Zur Nachweisführung genügt 
die Gewährung der Einsichtnahme 
in die Test- oder Impfnachweise 
gemeinsam mit einem amtlichen 
Ausweispapier im Original.
Teil 2 – Wirtschaftsleben
§ 10 Ladengeschäfte und Märkte
(1) Die Öffnung von Ladengeschäften 
und Märkten mit Kundenverkehr 
für Handelsangebote ist mit einem 
tagesaktuellen Test für Kundinnen 
und Kunden zulässig. Die Testpflicht 
gilt nicht für die in § 28b Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 Halbsatz 2 des 
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Infektionsschutzgesetzes genannten 
Einrichtungen und Baumärkte.
(2) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 35, 
entfällt die Testpflicht.
§ 11 Körpernahe Dienstleistungen
(1) Die Ausübung und Inanspruch-
nahme von körpernahen Dienst-
leistungen ist mit Kontakterfassung 
nach § 6 Absatz 1, 7 und 8 und mit 
tagesaktuellem Test der Kundin oder 
des Kunden zulässig. Die Testpflicht 
gilt nicht für körpernahe Dienst-
leistungen, soweit sie medizinisch 
notwendig sind. 
(2) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 35, 
entfällt die Testpflicht.
§ 12 Gastronomie, Kantinen, 
Mensen
(1) Die Öffnung und der Betrieb von 
Gaststätten im Sinne des Gaststätten-
gesetzes, auch von Speiselokalen 
und Betrieben, in denen Speisen 
zum Verzehr an Ort und Stelle ab-
gegeben werden, sowie Kantinen 
und Mensen (Gastronomiebetriebe), 
ist untersagt. Dies gilt nicht für 
1. die in § 28b Absatz 1 Satz 1 
Nummer 7 des Infektionsschutz-
gesetzes genannten Angebote und 
Einrichtungen,
2. die Lieferung und Abholung von 
mitnahmefähigen Speisen und Ge-
tränken; bei Abholung von Speisen 
und Getränken ist ein Verzehr am 
Ort des Erwerbs und in näherer 
Umgebung untersagt,
3. die Öffnung von Gastronomie-
betrieben im Außenbereich für 
Besucherinnen und Besucher mit 
Kontakterfassung nach § 6 Absatz 
1, 7 und 8; sitzen in einem Gastro-
nomiebetrieb im Außenbereich 
Personen aus mehreren Hausstän-
den an einem Tisch, müssen diese 
einen tagesaktuellen Test vorweisen.
(2) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 50 
ist die Öffnung von Gastronomie-
betrieben im Innenbereich für 
Besucherinnen und Besucher 
mit Kontakterfassung nach § 6 
Absatz 1, 7 und 8 zulässig. Sitzen 
in einem Gastronomiebetrieb 
Personen aus mehreren Haus-
ständen an einem Tisch, müssen 
diese einen tagesaktuellen Test 
vorweisen. Satz 2 gilt nicht für 
Kantinen und Mensen. 
(3) Unterschreitet die Sieben-Ta-
ge-Inzidenz den Schwellenwert 
von 35 entfallen für die Gastro-
nomiebetriebe im Außenbereich 
nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 
die Testpf licht und die Pf licht zur 
Kontakterfassung sowie für Gast-
ronomiebetriebe im Innenbereich 
nach Absatz 2 die Testpf licht.

§ 13 Beherbergung
(1) Übernachtungsangebote sind mit 
Kontakterfassung nach § 6 Absatz 
1, 7 und 8 und mit tagesaktuellem 
Test zu Beginn des Aufenthaltes 
zulässig. Gastronomische Angebote 
in Beherbergungsbetrieben, die aus-
schließlich der Bewirtung der zuläs-
sig beherbergten Personen dienen, 
sind erlaubt. Für gastronomische 
Angebote für nicht beherbergte 
Personen gilt § 12 entsprechend.
(2) Für den Betrieb von Camping- 
und Caravaningplätzen sowie die 
Vermietung von Ferienwohnungen 
gelten die Anforderungen nach Ab-
satz 1 nicht.
(3) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 35, 
entfällt die Testpflicht.
§ 14 Tagungen, Kongresse, Messen
(1) Die Ausrichtung von Tagungen, 
Kongressen und Messen ist mit Hy-
gienekonzept und Kontakterfassung 
nach § 6 Absatz 1, 7 und 8 zulässig. 
Besucherinnen und Besucher müssen 
einen tagesaktuellen Test vorweisen.
(2) Unterschreitet die Sieben-Ta-
ge-Inzidenz den Schwellenwert 
von 35, entfällt die Testpflicht für 
Tagungen, Kongresse und Messen 
im Außenbereich.
Teil 3 – Öffentliches Leben und 
Kultur
§ 15 Öffentliche Festivitäten
(1) Soweit in dieser Verordnung 
nichts anderes geregelt ist, sind 
öffentliche Festivitäten sowie Fei-
ern auf öffentlichen Plätzen und 
Anlagen untersagt.
(2) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 35, 
sind öffentliche Festivitäten sowie 
Feiern auf öffentlichen Plätzen 
und Anlagen mit Hygienekonzept 
zulässig. Die Regelungen des § 7 
bleiben unberührt.
§ 16 Kirchen und Religionsge-
meinschaften, Beerdigungen und 
Eheschließungen
(1) § 4 Absatz 1 gilt nicht für Zusam-
menkünfte in Kirchen und auf den 
für die Religionsausübung bestimm-
ten Grundstücken und in Gebäuden 
von Religionsgemeinschaften zum 
Zwecke der Religionsausübung 
sowie für Eheschließungen und 
Beerdigungen im engsten Familien-
kreis. An Beerdigungen dürfen nicht 
mehr als 30 Personen teilnehmen. 
Bei mehr als zehn Personen müssen 
alle Teilnehmenden einen tages-
aktuellen Test nachweisen. Der 
Mindestabstand von 1,5 Metern 
ist einzuhalten. Abhängig vom 
Infektionsgeschehen im jeweiligen 
Landkreis oder in der jeweiligen 
Kreisfreien Stadt kann die zuständi-
ge kommunale Behörde im Einzel-
fall Prozessionen im öffentlichen 
Raum zulassen.

(2) Die Kirchen und Religionsgemein-
schaften regeln ihre Zusammen-
künfte zum Zwecke der Religions-
ausübung in eigener Verantwortung 
mit verpflichtender Wirkung. Für 
Zusammenkünfte in Kirchen und 
von Religionsgemeinschaften zum 
Zweck der Religionsausübung sind 
die aufgestellten Hygienekonzepte 
der besonderen Infektionslage an-
zupassen. 
(3) An Eheschließungen dürfen nicht 
mehr als 30 Personen teilnehmen. 
Bei mehr als zehn Personen müssen 
alle Teilnehmenden einen tages-
aktuellen Test nachweisen. Der 
Mindestabstand von 1,5 Metern ist 
einzuhalten.
(4) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 35, 
sind abweichend von Absatz 1 Satz 
2 und Absatz 3 Satz 1 bis zu 50 
Personen zulässig. Die Testpflicht 
entfällt.
§ 17 Versammlungen
(1) Unter freiem Himmel sind 
Versammlungen im Sinne des 
Sächsischen Versammlungsgesetzes 
vom 25. Januar 2012 (SächsGVBl. 
S. 54), das zuletzt durch Artikel 
7 des Gesetzes vom 11. Mai 2019 
(SächsGVBl. S. 358) geändert worden 
ist, zulässig, wenn
1. alle Versammlungsteilnehmerin-
nen und Versammlungsteilnehmer, 
die Versammlungsleiterin oder der 
Versammlungsleiter sowie Ordne-
rinnen und Ordner einen medizi-
nischen Mund-Nasen-Schutz tragen; 
2. zwischen allen Versammlungsteil-
nehmerinnen und Versammlungs-
teilnehmern ein Mindestabstand von 
1,5 Metern gewahrt wird.
(2) Überschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 50, 
sind Versammlungen abweichend 
von Absatz 1 ausschließlich ortsfest 
zulässig und auf eine Teilnehmer-
zahl von maximal 1.000 Personen 
begrenzt. 
(3) Überschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 200, 
sind Versammlungen abweichend 
von Absatz 1 ausschließlich ortsfest 
zulässig und auf eine Teilnehmer-
zahl von maximal 200 Personen 
begrenzt. 
(4) Überschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 300, 
sind Versammlungen abweichend 
von Absatz 1 ausschließlich ortsfest 
zulässig und auf eine Teilnehmer-
zahl von maximal 10 Personen 
begrenzt. 
(5) In den Fällen der Absätze 1 bis 
4 können im Einzelfall Ausnah-
men erteilt werden, wenn das aus 
infektionsschutzrechtlicher Sicht 
vertretbar ist.
(6) Das Sächsische Versammlungs-
gesetz bleibt im Übrigen unberührt.

§ 18 Kulturstätten
(1) Museen, Galerien, Ausstellungen, 
Gedenkstätten, Kinos, Theater, Büh-
nen, Opernhäuser, Konzerthäuser, 
Konzertveranstaltungsorte, Musik-
theater und ähnliche Einrichtungen 
für Publikum sowie Kulturveranstal-
tungen im Außenbereich dürfen 
unter der Voraussetzung öffnen, 
dass diese eine Kontakterfassung 
nach § 6 Absatz 1, 7 und 8 sowie die 
Vorlage eines tagesaktuellen Tests 
vorsehen. Die Regelungen des § 7 
bleiben unberührt.
(2) Die Öffnung von 
1. Autokinos, 
2. Bibliotheken,
3. Fachbibliotheken, Bibliotheken 
an Hochschulen, der Sächsischen 
Landes- und Universitätsbibliothek 
und der Deutschen Nationalbiblio-
thek sowie öffentlichen Archiven
ist ohne die Maßgaben nach Absatz 
1 zulässig.
(3) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 35, 
entfällt die Testpf licht. Dies gilt 
nicht, wenn der Mindestabstand 
nach § 4 Absatz 4 unterschritten 
werden soll. Die Regelungen des  
§ 7 bleiben unberührt.
(4) Für die Proben und Aufführungen 
von Laien und Amateuren gelten 
die Absätze 1 und 3 entsprechend.
Teil 4  – Sport und Freizeit
§ 19 Sport, Fitnessstudios
(1) Die Öffnung von Fitnessstudios 
und sonstigen Anlagen und Ein-
richtungen des Sportbetriebs ist 
nur für die in den nachfolgenden 
Absätzen genannte Sportausübung 
sowie für medizinisch notwendige 
Behandlungen zulässig.
(2) Sportveranstaltungen mit Publi-
kum sind mit Hygienekonzept und 
Kontakterfassung nach § 6 Absatz 1, 
7 und 8 zulässig. Besucherinnen und 
Besucher müssen einen tagesaktuel-
len Test vorweisen. Die Regelungen 
des § 7 bleiben unberührt.
(3) Die Ausübung von Sport im 
Rahmen von Dienstsport, sportwis-
senschaftlichen Studiengängen, der 
vertieften sportlichen Ausbildung 
sowie für Leistungssportlerinnen 
und -sportler der Bundes- und 
Landeskader, lizenzierte Profisport-
lerinnen und -sportler und Berufs-
sportlerinnen und -sportler ist 
zulässig. 
(4) Die Ausübung von Sport ist über 
Absatz 3 hinaus wie folgt zulässig:
1. Kontaktfreier Sport und Kontakt-
sport für Gruppen von bis zu 30 
Minderjährigen im Außenbereich 
und auf Außensportanlagen,
2. Kontaktfreier Sport auf Außen-
sportanlagen,
3. Kontaktfreier Sport auf Innen-
sportanlagen,
4. Kontaktsport auf Außensport-
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anlagen.
Sportlerinnen und Sportler nach 
Satz 1 Nummer 3 und 4 müssen 
einen tagesaktuellen Test vorweisen. 
Die Ausübung nach Satz 1 Nummer 
2 bis 4 ist nur in Gruppen bis zu 30 
Personen und mit Kontakterfassung 
nach § 6 Absatz 1, 7 und 8 zulässig. 
Für Anleitungspersonen gilt § 9 
Absatz 1 entsprechend.
(5) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 50, 
ist die Ausübung von Kontaktsport 
auf Innensportanlagen für Grup-
pen von bis zu 30 Personen unter 
Vorlage eines tagesaktuellen Tests 
und mit Kontakterfassung nach  
§ 6 Absatz 1, 7 und 8 zulässig. Für 
Anleitungspersonen gilt § 9 Absatz 
1 entsprechend.
(6) Unterschreitet die Sieben-Ta-
ge-Inzidenz den Schwellenwert 
von 35 entfallen die Testpflicht 
sowie die Personenbegrenzung bei 
der Sportausübung. Die Testpflicht 
bleibt bestehen für Veranstaltungen 
im Sinne von Absatz 2, wenn der 
Mindestabstand nach § 4 Absatz 4 
unterschritten werden soll. Die Re-
gelungen des § 7 bleiben unberührt.
§ 20 Bäder, Saunen 
(1) Die Öffnung von Hallenbädern, 
Kurbädern, Spaßbädern, Hotel-
schwimmbädern, Wellnesszentren, 
Thermen, Dampfbädern sowie 
Dampfsaunen und Saunen ist unter-
sagt, soweit es sich nicht um eine 
Rehabilitationseinrichtung handelt.
(2) Die Öffnung von Freibädern 
ist mit Hygienekonzept und Kon-
takterfassung nach § 6 Absatz 1, 
7 und 8 zulässig. Besucherinnen 
und Besucher müssen einen tages-
aktuellen Test vorweisen. Unter-
schreitet die Sieben-Tage-Inzidenz 
den Schwellenwert von 50, entfällt 
die Testpflicht für Minderjährige.
(3) Die Öffnung von Hallen- und 
Freibädern für den Schwimmunter-
richt, für die praktische Ausbildung 
und Prüfung berufsbedingt oder 
für die Aus- und Fortbildung von 
Lehrkräften zum Nachweis der 
Rettungsfähigkeit sowie für die Aus-
übung von Sport nach § 19 Absatz 3 
und den Vereinssport, ist zulässig.
(4) Unterschreitet die Sieben-Ta-
ge-Inzidenz den Schwellenwert 
von 50, ist die Öffnung von den in 
Absatz 1 genannten Einrichtungen 
mit Ausnahme von Dampfbädern, 
Dampfsaunen und Saunen mit Hy-
gienekonzept und Kontakterfassung 
nach § 6 Absatz 1, 7 und 8 zuläs-
sig. Besucherinnen und Besucher 
müssen einen tagesaktuellen Test 
vorweisen.
(5) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 35 
ist die Öffnung von Dampfbädern, 
Dampfsaunen und Saunen mit Hy-

gienekonzept und Kontakterfassung 
nach § 6 Absatz 1, 7 und 8 zuläs-
sig. Besucherinnen und Besucher 
müssen einen tagesaktuellen Test 
vorweisen.
(6) Unterschreitet die Sieben-Ta-
ge-Inzidenz den Schwellenwert 
von 35, entfällt die Testpflicht für 
die nach Absatz 2 und 4 geöffneten 
Einrichtungen.
§ 21 Botanische und zoologische 
Gärten, Stadt-, Gäste- und Natur-
führungen
(1) Die Öffnung von botanischen 
und zoologischen Gärten, Tierparks 
sowie Stadt-, Gäste- und Naturfüh-
rungen aller Art im Außenbereich 
ist zulässig, wenn eine Kontakter-
fassung nach § 6 Absatz 1, 7 und 
8 sowie die Vorlage eines tagesak-
tuellen Tests vorgesehen ist. Stadt-, 
Gäste- und Naturführungen dürfen 
mit höchstens 30 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern stattfinden. 
(2) Unterschreitet die Sieben-Ta-
ge-Inzidenz den Schwellenwert 
von 50, dürfen Stadt-, Gäste- und 
Naturführungen aller Art im In-
nenbereich mit höchstens 30 und 
im Außenbereich mit höchstens 
50 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern stattfinden, wenn eine 
Kontakterfassung nach § 6 Absatz 
1, 7 und 8 sowie die Vorlage eines 
tagesaktuellen Tests vorgesehen ist.
(3) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 35 
entfallen die Testpflicht und die 
Pflicht zur Kontakterfassung.
§ 22 Freizeiteinrichtungen und 
-veranstaltungen
(1) Die Öffnung von Einrichtungen 
und Aktivitäten, die der Unter-
haltung oder Freizeitgestaltung 
dienen, wie 
1. Indoorspielplätze,
2. Zirkusse, 
3. Diskotheken, Clubs, Musikclubs, 
4. Spielhallen, Spielbanken, Wett-
annahmestellen,
5. Prostitutionsstätten, Prostitu-
tionsveranstaltungen, Prostitutions-
vermittlungen und Prostitutions-
fahrzeuge sowie
6. sonstige gewerbliche Freizeitak-
tivitäten in geschlossenen Räumen
ist untersagt.
(2) Die Öffnung von Freizeit- und 
Vergnügungsparks, Seilbahnen im 
Ausflugsverkehr, Fluss- und Seen-
schifffahrt im Ausflugsverkehr, 
touristischen Bahn- und Busver-
kehren sowie Flusskreuzfahrten 
ist mit Hygienekonzept und Kon-
takterfassung nach § 6 Absatz 1, 
7 und 8 zulässig. Besucherinnen 
und Besucher müssen einen tages-
aktuellen Test vorweisen.
(3) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 50, 
ist die Öffnung der in Absatz 1 

Nummer 1, 2, 4 und 6 genannten 
Einrichtungen und Aktivitäten mit 
Hygienekonzept und Kontakter-
fassung nach § 6 Absatz 1, 7 und 
8 zulässig. Besucherinnen und Be-
sucher müssen einen tagesaktuellen 
Test vorweisen. Spielen Personen 
aus einem Hausstand an einem 
Spielautomaten oder an einem 
Glücksspieltisch einer Spielhalle 
oder einer Spielbank nach Absatz 1 
Nummer 4, entfällt die Testpflicht.
(4) Unterschreitet die Sieben-Ta-
ge-Inzidenz den Schwellenwert 
von 35, ist die Öffnung der in 
Absatz 1 Nummer 3 genannten 
Einrichtungen und Aktivitäten mit 
genehmigten Hygienekonzept und 
Kontakterfassung nach § 6 Absatz 
1, 7 und 8 zulässig. Besucherinnen 
und Besucher müssen einen tages-
aktuellen Test vorweisen.
(5) Unterschreitet die Sieben-Ta-
ge-Inzidenz den Schwellenwert 
von 35, ist die Öffnung der in 
Absatz 1 Nummer 5 genannten 
Einrichtungen und Aktivitäten mit 
genehmigten Hygienekonzept und 
Kontakterfassung nach § 6 Absatz 1, 
7 und 8 zulässig. Selbstständig tätige 
Prostituierte müssen das Hygiene-
konzept nicht von der zuständigen 
Behörde genehmigen lassen. Satz 2 
gilt nicht für Prostitutionsstätten, 
in denen mehrere Prostituierte tätig 
sind. Besucherinnen und Besucher 
müssen einen tagesaktuellen Test 
vorweisen.
(6) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 35 
entfällt die Testpflicht für Ein-
richtungen und Aktivitäten nach 
Absatz 1 Nummer 1, 2, 4, 6 und 
Absatz 2. Dies gilt nicht, wenn der 
Mindestabstand nach § 4 Absatz 4 
unterschritten werden soll.
(7) Für Einrichtungen und Aktivi-
täten nach Absatz 2 bis 6 bleiben 
die Regelungen des § 7 unberührt.
§ 22a Angebote der Kinder-, Fami-
lien- und Jugenderholung
(1) Einrichtungen und Angebote der 
Kinder-, Familien- und Jugenderho-
lung gemäß § 11 Absatz 3 Nummer 
5 und § 16 Absatz 2 Nummer 3 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch 
sind mit Hygienekonzept und Kon-
takterfassung nach § 6 Absatz 1, 7 
und 8 zulässig. Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer müssen einen 
tagesaktuellen Test zu Beginn des 
Aufenthalts vorweisen. 
(2) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 35, 
entfällt die Testpflicht.
Teil 5 – Nichtschulische Bildung 
§ 23 Heilpädagogische Kinder-
tageseinrichtungen
Für heilpädagogische Kinder-
tageseinrichtungen gelten die 
Regelungen zu den Zutrittsbe-

schränkungen, zum Tragen eines 
Mund-Nasen-Schutzes und zur 
Kontaktnachverfolgung der Säch-
sischen Schul- und Kitabetriebs-
einschränkungsverordnung vom 
10. Juni 2021 (SächsGVBl. S. 598) 
entsprechend. Für Beschäftigte in 
heilpädagogischen Kindertagesein-
richtungen gilt § 29 Absatz 5 Satz 
2 entsprechend.
§§ 24 und 25 (weggefallen)
§ 26 Hochschulen, Berufsakade-
mie Sachsen
(1) Hochschulen im Sinne des Säch-
sischen Hochschulfreiheitsgesetzes, 
die Berufsakademie Sachsen und 
die für diese Einrichtungen zu-
ständige Prüfungsbehörde können 
anordnen, dass die Teilnahme an 
Präsenzveranstaltungen einen Test 
sowie eine Kontakterfassung nach 
§ 6 Absatz 1, 7 und 8 erfordert. Das 
Nähere regelt die zuständige Ein-
richtung oder Prüfungsbehörde. 
(2) Beim Unterricht in den Musik- 
und Tanzhochschulen findet § 5 
keine Anwendung.
(3) Die Öffnung von botanischen 
Gärten der Hochschulen im Sinne 
des Hochschulfreiheitsgesetzes ist 
zulässig.
§ 27 Aus-, Fort- und Weiterbil-
dungs- und Erwachsenenbildungs-
einrichtungen sowie ähnliche 
Einrichtungen, Volkshochschulen 
(1) Besucherinnen, Besucher und 
Unterrichtende von Aus-, Fort- und 
Weiterbildungs- und Erwachse-
nenbildungseinrichtungen und 
ähnlichen Einrichtungen sowie 
Volkshochschulen sind verpflich-
tet, zweimal wöchentlich einen 
Test vorzuweisen. Eine Kontakter-
fassung nach § 6 Absatz 1, 7 und 8 
ist vorzusehen. Satz 1 und 2 gelten 
nicht für nichtakademische Ein-
richtungen der Lehramtsaus- und 
-fortbildung.
(2) § 26 Absatz 1 gilt entsprechend. 
(3) Unterschreitet die Sieben-Ta-
ge-Inzidenz den Schwellenwert 
von 35, entfällt die Testpflicht für 
Besucherinnen und Besucher sowie 
Unterrichtende.
§ 28 Kunst-, Musik- und Tanz-
schulen
(1) Die Öffnung und der Betrieb von 
Kunst-, Musik-, und Tanzschulen 
sowie der Musikunterricht durch 
freiberufliche Musikpädagogen 
ist untersagt.
(2) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 165, 
ist von Absatz 1 der Einzelunterricht 
ausgenommen, wenn
1. die Hygienemaßnahmen nach  
§ 6 eingehalten werden,
2. eine Kontakterfassung nach § 6 
Absatz 1, 7 und 8 erfolgt,
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3. die Betriebsinhaberinnen und 
Betriebsinhaber und Beschäftigten 
sich testen oder testen lassen,
4. die Schülerinnen und Schüler ei-
nen tagesaktuellen Test vorweisen.
Satz 1 Nummer 4 gilt nicht für 
Schülerinnen und Schüler, die 
im Rahmen der Testung nach  
§ 3 Absatz 1 Satz 2 der Sächsischen 
Schul- und Kitabetriebseinschrän-
kungsverordnung beim letzten 
Test in der Kalenderwoche negativ 
getestet wurden. In Tanzschulen 
gilt als Einzelunterricht das Tanzen 
mit einer festen Tanzpartnerin oder 
einem festen Tanzpartner.
(3) Unterschreitet die Sieben-Tage-In-
zidenz den Schwellenwert von 100, 
ist die Öffnung der nach Absatz 1 
geschlossenen Einrichtungen zuläs-
sig, wenn die in Absatz 2 genannten 
Voraussetzungen entsprechend 
eingehalten werden. 
(4) § 26 Absatz 2 gilt entsprechend.
(5) Unterschreitet die Sieben-Ta-
ge-Inzidenz den Schwellenwert 
von 35, entfällt die Testpflicht für 
Schülerinnen und Schüler.
Teil 6 – Weitere Bereiche
§ 29 Einrichtungen des Gesund-
heits- und Sozialwesens
(1) Der Besuch folgender Einrich-
tungen ist nur unter den Voraus-
setzungen des Absatzes 3 zulässig:
1. Alten- und Pf legeheime ein-
schließlich Kurzzeitpf legeein-
richtungen,
2. Einrichtungen nach § 2 Absatz 
1 des Sächsischen Betreuungs- und 
Wohnqualitätsgesetzes vom 12. Juli 
2012 (SächsGVBl. S. 397), das zu-
letzt durch das Gesetz vom 6. Juni 
2019 (SächsGVBl. S. 466) geändert 
worden ist, und ambulant betreu-
ten Wohngemeinschaften sowie 
Wohngruppen mit Menschen mit 
Behinderungen nach § 2 Absatz 2 
und 3 des Sächsischen Betreuungs- 
und Wohnqualitätsgesetzes, soweit 
für diese der Teil 2 des Sächsischen 
Betreuungs- und Wohnqualitäts-
gesetzes Anwendung findet,
3. Krankenhäuser sowie Vorsorge- 
und Rehabilitationseinrichtungen, 
in denen eine den Krankenhäusern 
vergleichbare medizinische Versor-
gung erfolgt (Einrichtungen nach § 
23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 3 
des Infektionsschutzgesetzes) und
4. genehmigungspflichtige stationä-
re Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe gemäß § 13 Absatz 3 
Satz 1, § 19 Absatz 1 Satz 1, § 34 
Satz 1, § 35, § 35a Absatz 2 Num-
mer 3 und 4, § 42 Absatz 1 Satz 2 
sowie § 42a Absatz 1 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch sowie 
Wohnstätten, in denen Leistungen 
der Eingliederungshilfe an Kinder 

und Jugendliche erbracht werden.
(2) Besucherinnen und Besucher 
im Sinne dieser Vorschrift sind 
alle Personen, die nicht in einem 
Beschäftigungsverhältnis zur 
jeweiligen Einrichtung stehen 
und mit den Bewohnerinnen und 
Bewohnern, Patientinnen und Pa-
tienten, betreuten Personen oder 
dem Pflegepersonal in Kontakt ge-
raten, mit Ausnahme von Personen 
im Noteinsatz.
(3) Die Einrichtungen nach Absatz 1 
sind zur Aufrechterhaltung der Be-
suchsmöglichkeiten verpflichtet. Im 
Rahmen eines Hygieneplans nach  
§ 36 Absatz 1 Nummer 1 und 2 oder 
§ 23 Absatz 5 des Infektionsschutz-
gesetzes oder eines eigenständigen 
Konzepts ist durch Regelungen zum 
Besuch und zum vorübergehenden 
Verlassen der Einrichtungen durch 
die Bewohnerinnen und Bewohner 
sicherzustellen, dass die Regelun-
gen nicht zu einer vollständigen 
sozialen Isolation der Betroffenen 
führen (einrichtungsbezogenes, 
bewohnerorientiertes Besuchs-
konzept). Die Regelungen haben 
insbesondere Bestimmungen zu 
einzuhaltenden Hygienemaß-
nahmen, zur Anzahl der zeitgleich 
anwesenden Besucherinnen und 
Besucher, zur Nachverfolgbarkeit 
eventueller Infektionsketten und 
zur Sicherstellung der fortlau-
fenden praktischen Ausbildung 
in Berufen des Gesundheits- und 
Sozialwesens zu enthalten. § 6 
Absatz 7 und 8 gilt entsprechend. 
Die Besuchsregelungen sind an die 
aktuelle regionale Infektionslage 
anzupassen sowie auf der Inter-
netseite der Einrichtung zu ver-
öffentlichen und müssen in einem 
angemessenen Verhältnis zwischen 
dem Schutz der versorgten Personen 
und deren Teilhabe- und Freiheits-
rechten stehen.
(4) Besucherinnen und Besuchern 
in Einrichtungen nach Absatz 1 
Nummern 1 bis 3 sowie in Wohn-
stätten, in denen Leistungen der 
Eingliederungshilfe an Kinder und 
Jugendliche erbracht werden, darf 
der Zutritt nur nach erfolgtem Test 
vor Ort oder mit tagesaktuellem 
Test gewährt werden. Im Hygiene-
konzept können Ausnahmen für 
Besuche zum Zweck der Sterbebe-
gleitung aufgenommen werden. Die 
Einrichtungen sind verpflichtet, auf 
Wunsch der Besucherinnen und Be-
sucher einen Test durchzuführen. 
Satz 1 gilt nicht für Besucherinnen 
und Besucher, die die Vorausset-
zungen nach § 9 Absatz 7 erfüllen.
(5) Für die Einrichtungen nach 
Absatz 1 Nummer 1, Tagespflege-
einrichtungen gemäß § 71 Absatz 
2 Nummer 2, zweite Alternative 

des Elften Buches Sozialgesetz-
buch und ambulante Pflegedienste 
wird gemäß der Coronavirus-Test-
verordnung vom 8. März 2021  
(BAnz AT 09.03.2021 V1) in der 
jeweils geltenden Fassung ein Test 
für die Beschäftigten sowie für die 
Gäste von Tagespflegeeinrichtungen 
angeordnet, der dreimal in der 
Woche zu erfolgen hat. Im Übrigen 
wird den Einrichtungen nach Ab-
satz 1 Nummer 2 und 3 sowie in 
Wohnstätten, in denen Leistungen 
der Eingliederungshilfe an Kindern 
und Jugendlichen erbracht werden, 
dringend empfohlen, den Anspruch 
auf Testung gemäß der Corona-
virus-Testverordnung regelmäßig 
möglichst zweimal wöchentlich für 
die Beschäftigten zu gewährleisten. 
Satz 1 und 2 gilt nicht für die dort 
genannten Beschäftigten sowie die 
Gäste von Tagespflegeeinrichtun-
gen, die die Voraussetzungen nach § 
9 Absatz 7 erfüllen. Einrichtungen 
nach Absatz 1 Nummer 3 erstellen 
ein Konzept zur Testung für die 
Beschäftigten unter Berücksich-
tigung von § 9 Absatz 7. Wenn es 
medizinisch begründet ist, kann in 
Einzelfällen das Gesundheitsamt 
abweichende Festlegungen in Bezug 
auf die Pflicht zur regelmäßigen 
Testung treffen. 
(6) Werkstätten für behinderte 
Menschen, Angebote anderer 
Leistungsanbieter gemäß § 60 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
und andere tagesstrukturierende 
Angebote für Menschen mit Be-
hinderungen sind verpf lichtet, 
ein Hygienekonzept nach § 6 Ab-
satz 4 und 5 einschließlich einer 
Testkonzeption mit regelmäßigen 
Testungen der beschäftigten und 
betreuten Menschen zu erstellen 
und umzusetzen. Bei Beschäftigten, 
die in Einrichtungen nach Absatz 
1 Nummer 2 wohnen, ist das Hy-
gienekonzept mit der jeweiligen 
Leitung der Wohneinrichtung der 
Werkstattbeschäftigten abzustim-
men. Bei der Erstellung der Test-
konzepte, insbesondere hinsicht-
lich der Häufigkeit der Testungen, 
soll § 9 Absatz 7 berücksichtigt 
werden. Der Leiter der Werkstatt 
für behinderte Menschen oder des 
anderen Leistungsanbieters kann 
bis zur vollständigen Umsetzung 
des Arbeitsschutz- und Hygiene-
konzeptes für den regulären Be-
trieb, längstens jedoch bis zum 30. 
Juni 2021, die Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderungen in 
seiner Einrichtung beschränken. 
Die Sätze 1 bis 4 gelten sinngemäß 
für andere tagesstrukturierende 
Angebote für Menschen mit Be-
hinderungen.
(7) Richterliche Anhörungen dürfen 

in allen Einrichtungen nach Absatz 
1 stattfinden. Das schließt das An-
wesenheitsrecht von Verfahrensbei-
ständen, Verfahrenspflegerinnen 
und Verfahrenspflegern, gericht-
lich bestellten Gutachterinnen 
und Gutachtern sowie sonstigen 
Verfahrensbeteiligten ein.
(8) Erlaubt sind auch Vor-Ort-Kon-
takte durch Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Sozial- und 
Jugendamtes, Vormünder, Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte, 
Notarinnen und Notare, Ver-
fahrenspflegerinnen und Verfah-
renspfleger und von rechtlichen 
Betreuerinnen und Betreuern sowie 
durch Sorgeberechtigte, soweit An-
gelegenheiten der Personensorge zu 
besorgen sind, und Eltern mit Be-
suchs- und Umgangsrecht. Daneben 
sind Besuche zu seelsorgerischen 
Zwecken zugelassen. Der Besuch 
ist mit der Einrichtungsleitung im 
Vorfeld abzustimmen; dabei sind 
die in Absatz 3 und 4 genannten 
Hygienemaßnahmen einzuhalten. 
Beim Verdacht auf eine Infektion 
mit SARS-CoV-2 ist entsprechend 
den Vorgaben des Robert Koch-Ins-
tituts der Zutritt grundsätzlich zu 
verweigern.
(9) Erlaubt ist auch der Zugang für
1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von Aufsichtsbehörden,
2. Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Medizinischen Dienste der 
gesetzlichen und privaten Kranken-
versicherung,
3. Schülerinnen und Schüler sowie 
Lehrkräfte im Rahmen der Aus- 
oder Weiterbildung in Berufen des 
Gesundheits- oder Sozialwesens 
oder der studienqualifizierenden 
Ausbildung an der Fachoberschule,
4. ehrenamtlich Tätige zur Sicher-
stellung der Versorgung in Ein-
richtungen des Gesundheits- und 
Sozialwesens sowie
5. die medizinische und therapeu-
tische Versorgung.
(10) Das Staatsministerium für 
Soziales und Gesellschaftlichen 
Zusammenhalt kann durch Allge-
meinverfügung weitere Regelungen 
und Hygienevorschriften erlassen. 
Ausnahmen können durch die zu-
ständigen kommunalen Behörden 
im Einzelfall zugelassen werden, 
soweit dies infektionsschutzrecht-
lich notwendig oder vertretbar ist.
§ 30 Saisonarbeitskräfte
Wer Personen beschäftigt, die
1. zum Zweck einer turnusgemä-
ßen oder zu einer bestimmten Zeit 
innerhalb eines Jahres mindestens 
dreiwöchigen Arbeitsaufnahme 
vorübergehend aus dem Ausland in 
das Gebiet des Freistaates Sachsen 
einreisen (Saisonarbeitskräfte),
2. in Gemeinschaftsunterkünften 
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wohnen und
3. in Betrieben arbeiten, in denen 
gleichzeitig mehr als zehn Be-
schäftigte einschließlich Leih-
arbeitskräften, Beschäftigten eines 
Werkunternehmens und sonstige 
Personen tätig sind,
muss sicherstellen, dass bei Beginn 
der Beschäftigung oder dem Bezug 
der Gemeinschaftsunterkunft ein 
tagesaktueller Test vorliegt. Auf be-
hördliche Anordnung sind weitere 
Tests durchzuführen. Personen, 
welche nicht über ein Testergebnis 
nach Satz 1 verfügen, dürfen nicht 
beschäftigt werden. Der Betriebs-
inhaber, der Saisonarbeitskräfte 
beschäftigt, ist verpf lichtet, die 
Arbeitsaufnahme der Saisonarbeits-
kräfte jeweils grundsätzlich 14 Tage 
vor ihrem Beginn der zuständigen 
Behörde sowie der für den Arbeits-
schutz zuständigen Behörde anzu-
zeigen. Eine spätere Anzeige ist nur 
ausreichend, wenn der Betriebsin-
haber glaubhaft macht, dass eine 
frühere Anzeige aus zwingenden be-
trieblichen oder sonstigen Gründen 
nicht möglich war. Die Anzeige hat 
die Namen der Saisonarbeitskräfte, 
deren Unterbringungsort, Art und 
Zeitraum der Tätigkeit sowie die 
Kontaktdaten des Betriebsinhabers 
zu enthalten. Die Anzeigepflicht be-
steht auch, wenn die Saisonarbeits-
kräfte während ihres Aufenthalts in 
der Bundesrepublik Deutschland 
den Betrieb oder den Arbeitgeber 
wechseln.
§ 31 Modellprojekte
Der zuständige Landkreis oder die 
zuständige Kreisfreie Stadt kann 
für das Gebiet oder ein Teilgebiet 
einer Gemeinde zeitlich befristet die 
Durchführung von landesbedeut-
samen Modellprojekten in Abwei-
chung von nach dieser Verordnung 
geschlossenen Einrichtungen und 
Angeboten genehmigen. Es sollen 
nicht mehr als zwei Modellprojekte 
je Landkreis oder Kreisfreier Stadt 
für denselben Zeitraum genehmigt 
werden. Vor der Genehmigung sind 
1. das Benehmen mit dem Sächsi-
schen Datenschutzbeauftragten und
2. das Einvernehmen mit einer bei 
der Staatsministerin für Kultur und 
Tourismus im Staatsministerium für 
Wissenschaft, Kultur und Tourismus 
unter Beteiligung des Sächsischen 
Staatsministeriums für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt 
(Oberste Landesgesundheitsbehörde) 
eingerichteten Fachkommission
herzustellen. Landesbedeutsa-
me Modellprojekte müssen der 
Untersuchung der Entwicklung 
des Infektionsgeschehens und der 
diskriminierungsfreien Erprobung 
von Corona-Testkonzepten und von 
digitalen Systemen zur datenschutz-

konformen Verarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten und ihre Über-
mittlung an das Gesundheitsamt 
zur kurzfristigen und vollständigen 
Kontaktnachverfolgung dienen. Sie 
sind nur zulässig, wenn sie wissen-
schaftlich begleitet werden. Die Ge-
nehmigung solcher Modellprojekte 
ist durch den zuständigen Landkreis 
oder die zuständige Kreisfreie Stadt 
aufzuheben, wenn das Infektions-
geschehen die Weiterführung nicht 
mehr erlaubt. Die Befugnisse des 
Sächsischen Datenschutzbeauftra-
gen bleiben unberührt.
§ 32 Sächsischer Landtag
Von den Bestimmungen dieser Ver-
ordnung ist der Sächsische Landtag 
aufgrund seines verfassungsrecht-
lichen Selbstorganisationsrechts 
sowie des Hausrechts und der 
Polizeigewalt des Landtagspräsiden-
ten gemäß Artikel 47 Absatz 3 der 
Verfassung des Freistaates Sachsen 
ausgenommen. Darüber hinaus 
haben die zuständigen Behörden 
die besondere verfassungsrecht-
liche Stellung des Landtags und 
seiner Mitglieder im Rahmen von 
Maßnahmen auf der Grundlage 
des Infektionsschutzgesetzes zu 
beachten.
Teil 7 – Ordnungswidrigkeiten 
und Schlussvorschriften
§ 33 Vollstreckungshilfe, Ord-
nungswidrigkeiten
(1) Die nach § 1 Absatz 1 Satz 1 der 
Infektionsschutzgesetz-Zuständig-
keitsverordnung zuständigen Be-
hörden haben
1. die Bestimmungen dieser Ver-
ordnung,
2. die von der obersten Landes-
gesundheitsbehörde gemäß § 1 
Absatz 1 Satz 3 der Infektionsschutz-
gesetz-Zuständigkeitsverordnung 
in Eilfällen wahrgenommenen 
Aufgaben und Befugnisse und
3. die von der obersten Landes-
gesundheitsbehörde gemäß § 1 
Absatz 2 der Infektionsschutz-Zu-
ständigkeitsverordnung getroffenen 
Maßnahmen
umzusetzen. Dabei ist der Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit zu 
wahren. Sie können dabei die Orts-
polizeibehörden um Vollzugs- und 
Vollstreckungshilfe ersuchen. Die 
Zuständigkeiten zum Vollzug der 
Arbeitsschutzvorschriften gemäß 
der Sächsischen Arbeitsschutz-
zuständigkeitsverordnung vom  
6. Juli 2008 (SächsGVBl. S. 416), 
die zuletzt durch die Verordnung 
vom 8. Oktober 2019 (SächsGVBl. 
S. 706) geändert worden ist, bleiben 
unberührt.
(2) Ordnungswidrig im Sinne des  
§ 73 Absatz 1a Nummer 24 des In-
fektionsschutzgesetzes handelt, wer
1. vorsätzlich

a) sich entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 
mit weiteren als den dort genannten 
Personen aufhält, ohne dass eine 
Ausnahme nach Absatz 3 vorliegt,
b) entgegen § 4 Absatz 1 Satz 2, 
Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3 an 
einer Zusammenkunft teilnimmt, 
die die zulässige Personenanzahl 
überschreitet,
c) entgegen § 4 Absatz 4 Satz 1 und 
§ 16 Absatz 1 Satz 4, Absatz 3 Satz 3 
oder § 17 Absatz 1 Nummer 2 den 
Mindestabstand von 1,5 Metern 
nicht einhält, ohne dass eine Aus-
nahme nach § 4 Absatz 5 vorliegt,
d) entgegen § 7 Absatz 1, § 12 Ab-
satz 1 Satz 1, § 15, § 19 Absatz 1, 
§ 20 Absatz 1, § 22 Absatz 1, § 28 
Absatz 1 Großveranstaltungen, Ein-
richtungen oder Angebote öffnet, 
betreibt, durchführt, besucht oder 
nutzt, ohne dass eine Ausnahme 
nach § 7 Absatz 2, § 12 Absatz 1 
Satz 2, Absatz 2 oder 3, § 15 Absatz 
2, § 19 Absatz 3 bis 6, § 20 Absatz 
1 Halbsatz 2, Absatz 2 bis 5, § 22 
Absatz 3 bis 5, § 28 Absatz 2 und 
3 vorliegt, 
e) entgegen § 16 Absatz 1 Satz 5 eine 
Prozession im öffentlichen Raum 
ohne Zulassung veranstaltet,
f)entgegen § 17 Absatz 2 bis 4 eine 
Versammlung veranstaltet, die 
nicht ortsfest ist oder an der mehr 
Personen teilnehmen, als nach § 17 
Absatz 2 bis 4 zulässig sind, ohne 
dass eine Ausnahme nach § 17 Ab-
satz 5 vorliegt,
2. fahrlässig oder vorsätzlich
a) entgegen § 5 Absatz 3 Satz 1, § 
17 Absatz 1 Nummer 1 oder § 23 
Satz 1 keinen medizinischen Mund-
Nasen-Schutz oder FFP2-Maske oder 
vergleichbare Atemschutzmaske 
trägt, ohne dass eine Ausnahme 
nach § 5 Absatz 2 oder Absatz 3 
Satz 2, § 26 Absatz 2 oder aufgrund 
arbeitsschutzrechtlicher Bestim-
mungen vorliegt,
b) entgegen § 5 Absatz 4 Satz 1 kei-
ne FFP2-Maske oder vergleichbare 
Atemschutzmaske trägt, ohne dass 
eine Ausnahme nach § 5 Absatz 
2, Absatz 4 Satz 2 oder aufgrund 
arbeitsschutzrechtlicher Bestim-
mungen vorliegt,
c) entgegen § 6 Absatz 2 mehr als 
die pro Quadratmeter Verkaufsflä-
che zulässige Anzahl an Kunden 
einlässt, ohne dass eine Ausnahme 
nach § 6 Absatz 3 vorliegt,
d) entgegen § 6 Absatz 5 Satz 1,  
§ 11 Absatz 1, § 13 Absatz 1 Satz 1, 
§ 14 Absatz 1 Satz 1, § 18 Absatz 
1 Satz 1, § 20 Absatz 2 Satz 1, § 21 
Absatz 1 Satz 1, § 22 Absatz 2 Satz 
1, § 22a Absatz 1 Satz 1 Geschäfte, 
Einrichtungen, Betriebe oder An-
gebote ohne Hygienekonzept mit 
Einlassmanagement öffnet, betreibt 
oder durchführt oder das Hygiene-

konzept nicht einhält,
e) entgegen § 6 Absatz 5 Satz 3 
keinen Ansprechpartner vor Ort 
benennt,
f) entgegen § 6 Absatz 5 Satz 4 die 
Kontaktbeschränkungen, Abstands-
regelungen oder die Pflicht zum Tra-
gen einer Mund-Nasen-Bedeckung 
nicht durchsetzt,
g) entgegen § 9 Absatz 1 Satz 1, 
Absatz 4 Satz 1, § 23 Satz 2, § 27 
Absatz 1 Satz 1 oder § 28 Absatz 
2 Satz 1 Nummer 3 keine Testung 
vornimmt oder vornehmen lässt, 
ohne dass eine Ausnahme nach  
§ 9 Absatz 7 Satz 1 oder § 27 Absatz 
3 vorliegt, 
h) entgegen § 9 Absatz 2, § 10 Ab-
satz 1 Satz 1, § 11 Absatz 1 Satz 
1, § 12 Absatz 1 Satz 2 Nummer 
3 oder Absatz 2 Satz 2, § 13 Ab-
satz 1 Satz 1, § 14 Absatz 1 Satz 2,  
§ 16 Absatz 1 Satz 3, Absatz 3 Satz 
2, § 18 Absatz 1 Satz 1, § 19 Ab-
satz 2 Satz 2, Absatz 4 Satz 2 oder 
4, Absatz 5 oder Absatz 6 Satz 2,  
§ 20 Absatz 2 Satz 2, Absatz 4 Satz 
2 oder Absatz 5 Satz 2, § 21 Absatz 
1 Satz 1, Absatz 2, § 22 Absatz 2 
Satz 2, Absatz 3 Satz 2, Absatz 4 
Satz 2, Absatz 5 Satz 4, § 22a Ab-
satz 1 Satz 2, § 28 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 4 keinen tagesaktuellen 
Test vorweisen kann, ohne dass 
eine Ausnahme nach § 9 Absatz 3 
oder Absatz 7 Satz 1, § 11 Absatz 
1 Satz 2 und Absatz 2, § 12 Absatz 
3, § 13 Absatz 3, § 14 Absatz 2,  
§ 16 Absatz 4 Satz 2, § 18 Absatz 3 
Satz 1, § 19 Absatz 6, § 20 Absatz 
2 Satz 2, Absatz 6, § 21 Absatz 
3, § 22 Absatz 6, § 22a Absatz 2,  
§ 28 Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 
5 vorliegt, 
i) entgegen § 9 Absatz 8 eine unrich-
tige Test- oder Impfbescheinigung 
vorlegt,
j) entgegen § 11 Absatz 1 Satz 1, 
§ 12 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3, 
Absatz 2 Satz 1, § 13 Absatz 1 Satz 
1, § 14 Absatz 1 Satz 1, § 18 Ab-
satz 1 Satz 1, § 19 Absatz 2 Satz 1, 
Absatz 4 Satz 3 oder Absatz 5 Satz 
1, § 20 Absatz 2 Satz 1, Absatz 4 
Satz 1 oder Absatz 5 Satz 1, § 21 
Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2,  
§ 22 Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 
1, Absatz 4 Satz 1, Absatz 5 Satz 1, 
§ 22a Absatz 1 Satz 1, § 23 Satz 1, 
§ 27 Absatz 1 Satz 2, § 28 Absatz 
2 Satz 1 Nummer 2 Kontakte nicht 
erfasst, ohne dass eine Ausnahme 
nach § 6 Absatz 7 Satz 3, § 12 Absatz 
3, § 21 Absatz 3 vorliegt,
k) entgegen § 29 Absatz 3 Satz 2 kein 
eigenständiges Konzept zum Besuch, 
Betreten und Verlassen der Einrich-
tung erstellt oder dagegen verstößt,
l) entgegen § 29 Absatz 4 Satz 1 
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Auf Grundlage von § 28 b des Geset-
zes zur Verhütung und Bekämpfung 
von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (IfSG) sowie §§ 3, 33  
Abs. 1 der Verordnung des Säch-
sischen Staatsministeriums für 
Soziales und Gesellschaftlichen 
Zusammenhalt zum Schutz vor 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 und 
COVID-19 in der jeweils geltenden 
Fassung wird Folgendes öffentlich 
bekannt gemacht:
Der Inzidenzwert von 35 Neu-
infektionen pro 100.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner 
innerhalb von sieben Tagen in der 
Landeshauptstadt Dresden wird am  
10. Juni 2021 und damit an 14 

Tagen in Folge, unterschritten. 
Grundlage bilden die veröffentlich-
ten Zahlen des tagesaktuellen Lage-
berichts des Robert Koch-Instituts. 
Maßgeblich und zu beachten 
sind die Regelungen der Sächs-
CoronaSchVO und – soweit er-
lassen – die dazu ergangenen 
Allgemeinverfügungen der Lan-
deshauptstadt Dresden, jeweils in 
der gültigen Fassung. Die nach der 
SächsCoronaSchVO vorgesehenen 
Lockerungen bei Unterschreitung 
des Inzidenzwertes von 35 Neu-
infektionen pro 100.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner gelten 
ab dem 11. Juni 2021.
Hinweis:

Die Bekanntgabe durch öffentliche 
Bekanntmachung erfolgt gemäß § 
4 der Satzung der Landeshauptstadt 
Dresden über die Form der öffentli-
chen Bekanntmachung und der orts-
üblichen Bekanntgabe vom 16. Juli 
1998 (Bekanntmachungssatzung). 
Eine Bekanntmachung im Dresd-
ner Amtsblatt ist nicht rechtzeitig 
möglich. Eine weitere Verzögerung 
der Anordnungen ist aus Gründen 
des Gesundheitsschutzes nicht 
vertretbar. Die öffentliche Bekannt-
machung wird durch verschiedene 
Medien parallel zum förmlichen 
Aushang über die Pressearbeit der 
Landeshauptstadt Dresden begleitet. 
Diese Bekanntmachung wird ana-

log § 1 SächsVwVfG i. V. m. § 41 
Abs. 3 VwVfG ortsüblich bekannt 
gemacht, da eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten aufgrund der 
Sachlage untunlich ist. Analog  
§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG gilt diese 
Bekanntmachung am Tag nach der 
ortsüblichen Bekanntmachung als 
bekannt gegeben. Diese Bekannt-
machung kann auf der Homepage 
der Landeshauptstadt Dresden unter 
www.dresden.de/corona abgerufen 
und eingesehen werden.

Dresden, 10. Juni 2021

Dirk Hilbert
Oberbürgermeister

	■ Seniorenbeirat
am Montag, 21. Juni 2021, 9 Uhr, 
im Neuen Rathaus, Festsaal, Rat-
hausplatz 1
Tagesordnung in öffentlicher Sit-
zung:
1 Berichte aus den Geschäftsbe-
reichen/sonstige Berichte/Themen
2 Festlegungen und Beschluss-
kontrolle
3 Vorlagen und Anträge
3.1 Verkehrssicherheit entlang der 
Münchner Straße
4 Sachstand zum Fußwegekonzept 
der Landeshauptstadt Dresden
5 Digitalisierung im Alter und in 
der Pflege
5.1 Städtisches Klinikum Dresden
5.2 Eigenbetrieb IT-Dienstleistungen
5.3 TU Dresden
5.4 Pflegenetz
6 Informationen und Sonstiges

	■ Ausschuss für Finanzen
am Montag, 21. Juni 2021, 18 Uhr, 
im Neuen Rathaus, Festsaal, Rat-
hausplatz 1
Tagesordnung in öffentlicher Sit-
zung: 
1 Annahme und Verwendung von 
eingegangenen Spenden, Schen-

kungen und Zuwendungen für 
die Organisationseinheiten in 
der Landeshauptstadt Dresden im  
I. Quartal 2021
2 Förderung von Angeboten freier 
Träger der Wohlfahrtspflege (nach 
Fachförderrichtlinie Sozialamt vom 
19. Oktober 2009 in den Haushalts-
jahren 2021 und 2022 in Ergänzung 
zum Beschluss V0576/20 sowie Um-
setzung des Punkt 5 des Beschluss 
V0576/20 und nach Richtlinie der 
Landeshauptstadt Dresden über die 
Gewährung von Zuwendungen für 
freie Träger der Wohlfahrtspflege im 
Bereich Psychiatrie und Suchthilfe 
vom 3. Februar 2016)

	■ Ausschuss für Wirtschafts-
förderung
am Mittwoch, 23. Juni 2021,  
16 Uhr, im Neuen Rathaus, Festsaal, 
Rathausplatz 1
Tagesordnung in öffentlicher Sit-
zung:
Geschäftsbereich Finanzen, Per-
sonal und Recht
1 Beschlussvorlagen zu Vergaben 
für Einkäufe und Dienstleistungen
1.1 Vergabenummer: 2021-4012-
00017, Unterhalts- und Grundrei-

nigung, Hans-Erlwein-Gymnasium, 
Eibenstocker Straße 30, 01277 
Dresden
1.2 Vergabenummer: 2021-5540-
00002, Unterhaltsreinigung und 
Grundreinigung für die Kinder-
tageseinrichtungen im Stadtbezirk 
Klotzsche
1.3 Vergabenummer: 2020-1042-
00076, Rahmenvereinbarung zum 
Kauf von serienmäßigen fabrikneu-
en Fahrzeugen mit Elektromotor für 
die Landeshauptstadt Dresden, Los 
1 – Kleinwagenklasse mit Elektro-
motor, Los 2 – Kompaktklasse mit 
Elektromotor
1.4 Vergabenummer: 2021-1041-
00004, Rahmenvereinbarung für 
die Beschaffung und Lieferung von 
Kopierpapier für die Verwaltung, 
die kommunalen Schulen der 
Landeshauptstadt Dresden sowie 
das Städtische Klinikum – 3 Lose
2 Beschlussvorlagen zu Bauvergaben
2.1 Vergabenummer: 2021-6615-
00003, Deckentausch Dohnaer 
Straße - landwärtige Fahrspuren von 
ca. 80 m nach Tschirnhausstraße 
bis einschließlich Knotenpunkt Mi-
chaelisstraße/Erich-Kästner-Straße, 
Los – Straßen- und Tiefbau

2.2 Vergabenummer: 2021-GB111-
00027, 102. Grundschule, Ersatz-
neubau Einfeld-Sporthalle und 
Freianlagen, Pfotenhauerstraße 
40, 01307 Dresden, Fachlos 18 – 
Freianlagen
2.3 Vergabenummer: 2021-65-
00078, Gymnasium Klotzsche, 
Ersatzneubau und Herstellung von 
Freiflächen, Karl-Marx-Straße 44, 
01109 Dresden, Fachlos 49 – Tisch-
lerarbeiten – Innentüren
2.4 Vergabenummer: 2021-65-00081, 
Gymnasium Cotta, Modernisierung 
und Umbau Schulgebäude – TO2, 
Cossebauder Straße 35, 01157 Dres-
den, Fachlos 47 – Elektrotechnik
2.5 Vergabenummer: 2021-65-
00080, Ersatzneubau Kindertages-
einrichtung Riesaer Straße 9–11, 
01129 Dresden, Fachlos 54 – Land-
schaftsbau
2.6 Vergabenummer: 2021-65-
00083, Neubau Verwaltungs-
zentrum, Ferdinandplatz, 01069 
Dresden, Fachlos 02 – Baugrube, 
Tiefbau und Verbau
2.7 Vergabenummer: 2021-65-00089, 
Neubau Verwaltungszentrum, Fer-
dinandplatz, 01069 Dresden, Fachlos 
03 – Wasserhaltung

Ausschüsse und Beirat des Stadtrates tagen

Öffentliche Bekanntmachung der Unterschreitung des Inzidenzwertes  
von 35 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (IfSG) sowie der Verordnung 

des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zum Schutz vor dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 und COVID-19 (SächsCoronaSchVO), hier: 

den Zutritt unberechtigt gewährt,
m) entgegen § 29 Absatz 5 Satz 
1 die erforderliche Anzahl an 
Testungen nicht vornehmen lässt,

n) entgegen § 30 Satz 1 eine Person 
ohne einen Nachweis beschäftigt 
oder die Anzeige nach § 30 Satz 
4 nicht oder nicht rechtzeitig vor-
nimmt und keine Ausnahme nach 
§ 30 Satz 5 vorliegt.

§ 34 Inkrafttreten, Außerkraft-
treten
(1) Diese Verordnung tritt am  
14. Juni 2021 in Kraft.
(2) Diese Verordnung tritt mit Ab-
lauf des 30. Juni 2021 außer Kraft.

Dresden, 10. Juni 2021

Die Staatsministerin für Soziales
und Gesellschaftlichen Zusammen-
halt
Petra Köpping
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	■ Ausschuss für Gesundheit  
(Eigenbetrieb Städtisches Klinikum 
Dresden)
Der Ausschuss für Gesundheit (Eigen-
betrieb Städtisches Klinikum Dresden) 
hat am 2. Juni 2021 folgenden Be-
schluss gefasst:
Änderung der Mietvertragslaufzeit 
im Einzelfall – V0856/21
1. Der Ausschuss für Gesundheit 
(Eigenbetrieb Städtisches Klinikum 
Dresden) stimmt dem Abschluss des 
Mietvertrages gemäß Mustervertrag, 
nach Anlage 2.1 der Vorlage V0856/21, 
jedoch abweichend mit einer Laufzeit 
von 10 Jahren zzgl. einer Option zur 
Verlängerung über weitere 8 Jahre zu 
sowie zweier weiterer Optionen zur 
Verlängerung um je weitere 5 Jahre zu.
2. Der Ausschuss für Gesundheit 
(Eigenbetrieb Städtisches Klinikum 
Dresden) stimmt dem Abschluss des 
Mietvertrages gemäß Mustervertrag, 
nach Anlage 2.2 der Vorlage V0856/21, 
jedoch abweichend mit einer Laufzeit 
von 10 Jahren zzgl. zweier Optionen 
zur Verlängerung über zunächst ein-
mal zehn Jahre sowie danach einmal 
um weitere fünf Jahre zu.

	■ Ausschuss für Wirtschaftsför-
derung
Der Ausschuss für Wirtschaftsförde-
rung hat am 2. Juni 2021 folgende 
Beschlüsse gefasst:

 ■ Beschlussvorlagen zu Vergaben 
für Einkäufe und Dienstleistungen
Vergabenummer: 2021-1042-00006, 
Betreibung eines Übergangswohn-
heimes, Hubertusstraße 36c in 
01129 Dresden, V0968/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung erhält 
die Firma SZL Suchtzentrum gGmbH, 
Plautstraße 18, 04179 Leipzig, ent-
sprechend Vergabevorschlag
Vergabenummer: 2020-1042-00058, 
Betreibung eines Übergangswohn-
heimes Emerich-Ambros-Ufer 59 in 
01159 Dresden, V0973/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung erhält 
die Firma Living Quarter GmbH, War-
mensteinacher Straße 59, 12349 Ber-
lin, entsprechend Vergabevorschlag.
Vergabenummer: 2021-1042-00011, 
Abschluss einer Rahmenvereinba-
rung Kauf von fabrikneuen leichten 
Nutzfahrzeugen (LNfZ) mit Plug-In-
Hybrid-Antrieb für die Landeshaupt-
stadt Dresden, V0965/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung er-
hält die Firma Sachsengarage GmbH, 
Liebstädter Straße 5, 01277 Dresden, 
für die Los(e) 1, 2 entsprechend Ver-
gabevorschlag.
Vergabenummer: 2021-1042-00012, 
Abschluss einer Rahmenvereinba-
rung zum Kauf von fabrikneuen 
E-Transportern für die Landeshaupt-
stadt Dresden, V0966/21

Den Zuschlag für o. g. Leistung er-
hält die Firma Sachsengarage GmbH, 
Liebstädter Straße 5, 01277 Dresden, 
für die Lose(e) 1, 2 entsprechend Ver-
gabevorschlag.
Vergabenummer: 2021-5543-00001, 
Hausmeisterleistungen inklusive 
Winterdienst für kommunale Kin-
dertageseinrichtungen der Landes-
hauptstadt Dresden im Stadtgebiet 
Dresden, V0963/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung erhält 

 ■ die Firma Piepenbrock Technischer 
Gebäudeservice GmbH & Co. KG, 
Cottaer Straße 2–4, 01159 Dresden, 
für Los(e) 1

 ■ S+K Services GmbH, Olper Hütte 
5 f, 57462 Olpe, für Los(e) 2
entsprechend Vergabevorschlag.
Vergabenummer: 2021-4012-00015, 
Unterhalts-, Grund- und Glas-
reinigung, 96. Grundschule „Am 
Froschtunnel“, Liebstädter Straße 
37, 01277 Dresden, V0964/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung erhält 
die Firma KLUGE Clean-Gartenland-
schaftsbau GmbH, Stuttgarter Straße 
25, 01189 Dresden, entsprechend 
Vergabevorschlag.
Vergabenummer: 2021-4012-00013, 
Unterhalts-, Grund- und Glasreini-
gung, Gymnasium Dresden Plau-
en, Kantstraße 2, 01187 Dresden, 
V0974/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung erhält 
die Firma Gegenbauer Services GmbH, 
Paul-Robeson-Straße 37, 10439 Berlin, 
entsprechend Vergabevorschlag.
Vergabenummer: 2021-1042-00020, 
Abholung, Beförderung und Zustel-
lung von Standard- und Kompakt-
briefen für die Landeshauptstadt 
Dresden innerhalb des Zustell-
gebietes PLZ-Bereich 01., V0970/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung er-
hält die Firma Media Logistik GmbH, 
Meinholdstraße 2, 01129 Dresden, 
entsprechend Vergabevorschlag.

 ■ Beschlussvorlagen zu Bauvergaben
Vergabenummer: 2021-6615-00004, 
Fahrbahnerneuerung S81, Wilsch-
dorfer Landstraße, Süd- und Nord-
seite zwischen AS Dresden-Flug-
hafen und Knappsdorfer Straße, 
V0962/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung er-
hält die Firma Wolff & Müller Tief- 
und Straßenbau GmbH & Co. KG, 
Drescherhäuser 5 c, 01159 Dresden, 
entsprechend Vergabevorschlag.
Vergabenummer: 2020-GB111-00105, 
76. Oberschule, Umbau und Moder-
nisierung, Merbitzer Straße 9 in 
01157 Dresden, Fachlos 05 – Roh-
bau-1-Verbinder, V0957/21
1. Der Beschluss vom 20. Januar 2021 
mit der Vorlagennummer V0759/21 
wird aufgehoben.

2. Den Zuschlag für o. g. Leistung 
erhält die Firma Uwe Riße, Hoch- 
und Tiefbau GmbH, Ortsteil Sora, 
Dorfstraße 5 A, 01665 Klipphausen, 
entsprechend Vergabevorschlag.
Vergabenummer: 2020-GB111-
00126, 76. Oberschule Umbau und 
Modernisierung, Merbitzer Straße 9 
in 01157 Dresden, Los 06 – Rohbau 
Haus 1, V0969/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung erhält 
die Firma Uwe Riße, Hoch- und Tief-
bau GmbH, Ortsteil Sora, Dorfstraße  
5 A, 01665 Klipphausen, entsprechend 
Vergabevorschlag.
Vergabenummer: 2021-65-00041, 
Neubau Schulgebäude mit Zwei-
feld-Sporthalle, 151. Oberschule, 
Königsbrücker Straße 115, 01099 
Dresden, Fachlos 309 – Trockenbau, 
V0958/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung erhält 
die Firma Baierl & Demmelhuber 
Hoch- und Ausbau GmbH, Cranach-
straße 3, 84513 Töging am Inn, ent-
sprechend Vergabevorschlag.
Vergabenummer: 2021-65-00052, 
Modernisierung und Umbau Kin-
dertageseinrichtung Lommatzscher 
Straße 83/85, 01139 Dresden, Fachlos 
08 – Tiefbautechnische Erschlie-
ßung, V0959/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung erhält 
die Firma Döhler Tief- und Straßen-
bau, Am Sonnenhang 1 a, 01328 Dres-
den, entsprechend Vergabevorschlag.
Vergabenummer: 2021-65-00057, 
113. Grundschule, Ersatzneubau 
Zweifeld-Sporthalle, Georg-Ner-
lich-Straße 1, 01307 Dresden, Fach-
los 03 – Rohbauarbeiten, V0960/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung erhält 
die Firma Swietelsky Baugesellschaft 
m.b.H., Leipziger Straße 40, 01662 
Meißen, entsprechend Vergabevor-
schlag.
Vergabenummer: 2021-65-00055, 
Gymnasium Klotzsche, Ersatzneu-
bau und Herstellung von Freiflä-
chen, Karl-Marx-Straße 44, 01109 
Dresden, Fachlos 54 – Ausstattung 
Fachkabinette Biologie, Physik, 
Chemie, V0971/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung erhält 
die Firma Hohenloher Spezialmöbel-
werk Schaffitzel GmbH & Co. KG, 
Brechdarrweg 22, 74613 Öhringen, 
entsprechend Vergabevorschlag.
Vergabenummer: 2021-65-00070, 
Gymnasium Dresden-Plauen, Ersatz-
neubau Doppelsporthalle, Kant-
straße 2, 01187 Dresden, Fachlos 02 
– Erd- und Verbauarbeiten, V0972/21
Den Zuschlag für o. g. Leistung erhält 
die Firma A.R.D. Abbruch & Recycling 
Dresden GmbH, Alttorna 7, 01239 
Dresden, entsprechend Vergabevor-
schlag.

Beschlüsse von Ausschüssen des Stadtrates
Am Mittwoch, 23. Juni 2021, 17.30 
Uhr, tagt der Stadtbezirksbeirat 
Blasewitz im Stadtbezirksamt 
Loschwitz, Foyer, Grundstraße 3. Zu 
beachten sind vor Ort die geltenden 
Hygienevorschriften.
Aus der Tagesordnung in öffentli-
cher Sitzung:

 ■ Informationen zur Radvorrang-
route Tolkewitz durch den Bei-
geordneten für Stadtentwicklung, 
Bau, Verkehr und Liegenschaften

 ■ Vorstellung des Beteiligungs-
konzeptes Augsburger Straße

 ■ Förderung von Projekten durch 
den Stadtbezirksbeirat Blasewitz, 
hier: Ausstellung und Videodoku-
mentation Jüdischer Frauenverein 
Dresden

 ■ Förderung von Projekten durch 
den Stadtbezirksbeirat Blasewitz, 
hier: Symposium Klimawandel im 
Rahmen des 13. Umundu-Festivals

 ■ Beschlussfassung über beson-
dere regionale Ereignisse im Jahr 
2021 und 2022 gemäß § 8 Abs. 2 
SächsLadÖffG

 Übertragung: www.dresden.de/
stream

Stadtbezirksbeirat  
Blasewitz tagt

Die nächste öffentliche Verbandsver-
sammlung des Abwasserverbandes 
Rödertal findet am Freitag, 25. Juni 
2021, 9.30 Uhr im Rathaus der 
Gemeinde Ottendorf-Okrilla, Rade-
burger Straße 34 in Ottendorf-Okril-
la im Ratssaal statt.
Tagesordnung:
1. Feststellung der Beschlussfähig-
keit
2. Bestätigung der Tagesordnung
3. Bestätigung des Protokolls der  
1. öffentlichen Verbandsversamm-
lung 2021 vom 12. März 2021
4. Vorschau Halbjahresbericht
5. Vorstellung Gewässerschutz-
bericht
6. Stand Maßnahme Schlamment-
wässerung
7. Stand IKZ Verband/SEDD 
8. Informationen/Anfragen/Sonstiges

Ottendorf-Okrilla, 9. Juni 2021

Rico Pfeiffer, Verbandsvorsitzender
Abwasserverband Rödertal

Abwasserverband  
Rödertal tagt

Wegen Verlustes bzw. Diebstahls 
wird folgender Dienstausweis der 
Landeshauptstadt Dresden für 
kraftlos erklärt: DA-Nr. H074861.

Kraftloserklärung eines 
Dienstausweises

A M T L I C H E S



28 A M T L I C H E S
24|2021

Donnerstag, 17. Juni

Dresdner Amtsblattwww.dresden.de/amtsblatt

Baumaßnahme: Neubau Orang-Utan-Anlage im Zoo Dresden
Nationale Ausschreibung nach VOB, Öffentliche Ausschreibung (VOB/A § 12)

a) Name, Anschrift, Telefon-, Fax-
nummer sowie E-Mail-Adresse des 
Auftraggebers (Vergabestelle): 
Zoo Dresden GmbH
Tiergartenstraße 1
01219 Dresden
Telefon: (03 51) 47 80 60
Telefax: (03 51) 4 78 06 60
E-Mail: info@zoo-dresden.de
b) Gewähltes Vergabeverfahren: 
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
d) Art des Auftrags: 
Ausführung von Bauleistungen – 
Rohbauarbeiten
e) Ort der Ausführung: 
Zoo Dresden
Tiergartenstraße 1
01219 Dresden
f) Art und Umfang der Leistung:
Der Zoo Dresden beabsichtigt eine 
neue Anlage für Orang-Utans zu 
errichten.
Die neue Orang-Utan-Anlage 
wird im Bereich der jetzigen 
Flamingo-Anlage, südwestlich 
vom bestehenden Orang-Utan-
Haus errichtet und besteht aus 
einem kreisrunden Gebäude mit 
einem offenen, ebenfalls kreis-
förmigen Innenhof. Im Gebäude 
werden neben Orang-Utans auch 
Schildkröten, Glattotter und 
Binturongs untergebracht. Am 
östlichen und westlichen Zugang 
des Hauses bef inden sich die 
Außengehege der Schildkröten 
und Binturongs. 
Das neue Orang-Utan-Haus ist 
dreigeschossig, wobei sich das 
Keller- und Obergeschoss nicht 
über das gesamte Haus erstrecken. 
Boden- und Deckenplatten werden 
aus Stahlbeton hergestellt, die 
Wände aus Stahlbeton und Kalk-
sandstein-Mauerwerk. Der Innen-
hof wird mit einer selbsttragenden 
Netzkonstruktion aus Edelstahl 
und 5 Pylonen überspannt.

 ■ Sondierungsbohrungen für 
Rammpfähle und Verbauträger – 
4.230 m

 ■ Stahlrammpfähle HEA 300 und 
HEB 320 – 1.136 m

 ■ Verbaue mit Rückverankerungen 

– 365 m²
 ■ Boden Baugrube lösen, abfahren 

und entsorgen, bis Z2 – 12.500 m³
 ■ Bodenaustausch/Gründungspols-

ter/Verfüllung Baugrube – 5.000 m³
 ■ Ortbeton Sauberkeitsschicht 

C12/15 – 2.400 m²
 ■ Ortbeton der Streifenfundamen-

te – 67 m³
 ■ Ortbeton der Bodenplatten, 

d = 30–40 cm – 865 m³
 ■ Ortbeton der Außenwände, 

d = 24–30 cm, gerundet 
R = 16,5–30,5 m – 2.500 m²

 ■ Ortbeton der Innenwände, 
d = 20–24 cm, tlw. gerundet 
R = 16,5-30,5 m – 770 m²

 ■ Ortbeton der Innenstützen, 
20 x 20 cm–40 x 40 cm – 160 m

 ■ Ortbeton der Unter- und Über-
züge – 300 m

 ■ Ortbeton der Deckenplatte 
C25/30, d = 25 cm – 3.950 m²

 ■ Ortbeton der Attiken, 
bis 20 x 55 cm – 500 m

 ■ Spritzbetonwand C25/30 XC4 
XF1 – 500 m²

 ■ Betonstabstahl BSt 500 S (Rippen-
stahl) – 325 t

 ■ Betonstahlmatten BSt 500 M 
(Lagermatten) – 80 t

 ■ Mauerwerk KS, 
d = 24 cm, tragend – 2.190 m²

 ■ Vertikale Abdichtung nach DIN 
18533 – 320 m²

 ■ Vertikale Perimeterdämmung, 
Dicke 120mm – 1.250 m²

 ■ Horizontale Perimeterdämmung 
unter Bodenplatten – 2.300 m²

 ■ Verbundestrich CT-C40-F5-V95 
– 1.135 m²

 ■ Teilleistungen für haustechni-
sche Installationen: Erschließung, 
Blitzschutz/Erdung, Sanitär, Wär-
meversorgung, Starkstromanlagen, 
Baustelleneinrichtung
g) Angaben über den Zweck der 
baulichen Anlage oder des Auftrags, 
wenn auch Planungsleistungen ge-
fordert werden: Gebäude für Tierhal-
tung mit für Besucher zugänglichen 
Teilbereichen (Versammlungsstätte)
h) Falls die bauliche Anlage oder der 
Auftrag in mehrere Lose aufgeteilt 

ist, Art und Umfang der einzelnen 
Lose und Möglichkeit, Angebote 
für eines, mehrere oder alle Lose 
einzureichen: nein
i) Zeitpunkt, bis zu dem die Bau-
leistung beendet werden soll oder 
die Dauer des Bauleistungsauftrages; 
sofern möglich, Zeitpunkt, zu dem 
die Bauleistung begonnen werden 
muss:
Beginn der Ausführung: 13. Sep-
tember 2021
Ende der Ausführung: 11. August 
2023
j) Angaben nach § 8 Abs. 2 Nr. 3 
VOB/A zur Zulässigkeit von Neben-
angeboten: zugelassen
k) Angaben nach § 8 Abs. 2 Nr. 
4 VOB/A zur Zulässigkeit von 
mehreren Hauptangeboten: nicht 
zugelassen
l) Name und Anschrift, Telefon- und 
Faxnummer, E-Mailadresse der 
Stelle, bei der die Vergabeunter-
lagen und zusätzliche Unterlagen 
angefordert und eingesehen werden 
können: 
Heinle, Wischer und Partner
Altmarkt 25
01067 Dresden
Telefon: (03 51) 47 77 00
Telefax: (03 51) 4 77 70 11
E-Mail: 206-OUZD@heinlewischer-
partner.de
m) Gegebenenfalls Höhe und Be-
dingungen für die Zahlung des 
Betrages, der für die Unterlagen zu 
entrichten ist:
LVZ inkl. Anlagen digital: kostenfrei
LVZ inkl. Anlagen in Papierform: 
20 Euro
Zahlungsweise: bar
Empfänger: Heinle, Wischer und 
Partner
o) Frist für den Eingang der Angebo-
te: 16. Juli 2021 um 11 Uhr
p) Anschrift, an die die Angebote zu 
richten sind, ggf. auch Anschrift, 
an die Angebote elektronisch zu 
übermitteln sind: Vergabestelle 
siehe Punkt a)
q) Sprache, in der die Angebote ab-
gefasst sein müssen: Deutsch
r) Zuschlagskriterien: Preis 

s) Datum, Uhrzeit und Ort des Er-
öffnungstermins sowie Angabe, 
welche Personen bei der Eröffnung 
der Angebote anwesend sein dürfen: 
16. Juli 2021 um 11.10 Uhr, Verga-
bestelle siehe Punkt a), Bieter und 
ihre Bevollmächtigten
t) Gegebenenfalls geforderte Sicher-
heiten: siehe Vergabeunterlagen
u) Wesentliche Finanzierungs- und 
Zahlungsbedingungen und/oder 
Hinweise auf die maßgeblichen 
Vorschriften, in denen sie enthalten 
sind: siehe Weitere Besondere Ver-
tragsbedingungen
v) Gegebenenfalls Rechtsform, die 
die Bietergemeinschaft nach der 
Auftragsvergabe haben muss: 
gesamtschuldnerisch haftend mit 
bevollmächtigtem Vertreter
w) Verlangte Nachweise für die Be-
urteilung der Eignung des Bewerbers 
oder Bieters: 

 ■ Präqualifikation gemäß Verein 
für Präqualifikation von Bauunter-
nehmen

 ■ Eigenerklärung zur Eignung 
(Formular 124)

 ■ mindestens 3 Referenznachweise 
aus den letzten 5 Kalenderjahren, 
die mit der ausgeschriebenen Leis-
tung gemäß Pkt. f) in Art vergleich-
bar sind, wobei für die wichtigsten 
Bauleistungen Bescheinigungen 
über die ordnungsgemäße Aus-
führung und das Ergebnis beizu-
fügen sind

 ■ davon mindestens 1 Referenz 
über Erfahrungen bei der Errichtung 
zoologischer Anlagen oder Gebäude
  innerhalb von Zoos

 ■ davon mindestens eine Referenz 
mit einem Auftragswert von min-
destens 1.500.000 Euro netto
x) Name und Anschrift der Stelle, 
an die sich der Bewerber oder Bieter 
zur Nachprüfung behaupteter Ver-
stöße gegen Vergabebestimmungen 
wenden kann: 
1. Vergabekammer des Freistaates 
Sachsen bei der 
Landesdirektion Sachsen
PF 10 13 64
04013 Leipzig

Der Stadtrat hat am 10. und 11. Juni 
folgende Beschlüsse gefasst:
Corona-Bewältigungsfonds 2021 
für Kultur und Tourismus und 
Änderung der Förderrichtli-
nie Großveranstaltungen vom  
21. März 2013
V0807/21

1. Der Stadtrat beschließt in Konkre-
tisierung des Beschlusses zur Haus-
haltssatzung 2021/22 (V0561/20) und 
des Haushaltsbegleitbeschlusses 
(Anlage 2 zur Beschlussausfertigung 
V0561/20) die Einrichtung eines 
Corona-Bewältigungsfonds 2021/22 
zur Unterstützung der Dresdner 

Veranstaltungs- und Eventwirtschaft 
sowie zur Unterstützung von Kunst, 
Kultur und Kreativwirtschaft und 
zur Beförderung des Tourismus, des 
innerstädtischen Einzelhandels und 
der Gastronomie gemäß Anlage 1 
mit folgenden Änderungen wieder-
zubeleben:

a. Die Gesamtsumme beträgt 850.000 
Euro. Die zusätzliche Finanzierung 
in Höhe von 250.000 Euro erfolgt 
aus dem Corona-Fonds (Mittelbereit-
stellung für Mehraufwendungen/
Mehrauszahlungen im Zusammen-
hang mit der Corona-Pandemie im 
Haushaltsvollzug 2021, V0945/21).

Beschlüsse des Stadtrates vom 10. und 11. Juni (Teil 1)
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In der Landeshauptstadt Dresden 
sind die folgenden Stellen zu 
besetzen. Jede einzelne der dort 
beschriebenen Aufgaben trägt 
ihren Teil zur Gestaltung einer 
funktionierenden und lebenswer-
ten Stadt und Stadtgesellschaft bei. 
Wir, die Landeshauptstadt Dresden, 
laden Sie ein, daran mitzuwirken. 
Dresden ist eine von hoher Lebens-
qualität, sozialer und kultureller 
Vielfalt geprägte Landeshauptstadt 
mit mehr als 560.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern. Wir 
bieten Ihnen familienfreundliche 
flexible Arbeitszeiten und vielfäl-
tige Fortbildungsmöglichkeiten, 
eine betriebliche Altersversorgung 
sowie ein ermäßigtes Ticket für den 
Personennahverkehr („Jobticket“). 
Die Gleichbehandlung aller sich 
bewerbenden Personen ist uns nicht 
nur gesetzlicher Auftrag, sondern 
eine Selbstverständlichkeit.
Ist Ihr Interesse geweckt? Erfüllen 
Sie die Anforderungen? Dann freu-
en wir uns über Ihre Bewerbung. 
Wie uns die Bewerbung erreicht, 
erfahren Sie unter der jeweiligen 
Stellenausschreibung.

	■ Im Eigenbetrieb Kindertages-
einrichtungen sind mehrere 
Stellen

Sprachfachkraft Bundes-
programm „Sprach-Kitas: Weil 
Sprache der Schlüssel zur Welt 

ist.“ (m/w/d)
Entgeltgruppe S 08 b TVöD-V

Chiffre: EB 55/755

ab sofor t bef r i stet bis zum  
31. Dezember 2022 zu besetzen. Dies 
betrifft die Einrichtungen Diesel-

straße 50 und Laibacher Straße 25 
in Dresden.
Voraussetzungen
Abschluss als Staatlich anerkannter 
Erzieher
Die Arbeitszeit beträgt 20 Stunden 
pro Woche.
Bewerbungsfrist: 23. Juni 2021
Bewerbungen sind schriftlich oder 
per E-Mail mit Angabe der Chiff-
re-Nr. zu richten an: 
Landeshauptstadt Dresden
Eigenbetrieb Kindertageseinrich-
tungen Dresden 
Postfach 12 00 20
01001 Dresden
E-Mail: kindertageseinrichtungen@
dresden.de

	■ Im Sozialamt, Abteilung In-
terner Service/Grundsatz/Sozial-
planung, ist die Stelle

Sachbearbeiter 
Vertragsmanagement (m/w/d) 

Entgeltgruppe 9 b
Chiffre-Nr. 50210604

ab sofort unbefristet zu besetzen.
Voraussetzungen
erfolgreich abgeschlossene Hoch-
schulbildung, Diplom (FH, BA), 
Bachelor (FH, BA oder Uni), Fachwirt 
(VWA, BA), Angestelltenlehrgang II
Die wöchentliche Arbeitszeit be-
trägt 40 Stunden.
Bewerbungsfrist: 24. Juni 2021

 bewerberportal.dresden.de

	■ Im Sozialamt ist die Stelle

Sachbearbeiter Sonderaufgaben 
(m/w/d) 

Entgeltgruppe 11
Chiffre-Nr. 50210602

ab sofort unbefristet zu besetzen.
Voraussetzungen
abgeschlossene Hochschulbildung, 
Diplom (FH, BA), Bachelor (FH, BA 
oder Uni), Fachwirt (VWA, BA), 
Angestelltenlehrgang II 
Die wöchentliche Arbeitszeit be-
trägt 40 Stunden.
Bewerbungsfrist: 25. Juni 2021

 bewerberportal.dresden.de

	■ Im Eigenbetrieb Sportstätten 
ist die Stelle

Sachbearbeiter 
Planung/Controlling (m/w/d)

Entgeltgruppe 9 c
Chiffre-Nr. EB5221006

ab 1. Januar 2022 unbefristet zu 
besetzen.
Voraussetzungen
abgeschlossene Hochschulausbil-
dung, zum Beispiel Diplom (FH, 
BA), Bachelor (FH, BA oder Uni), 
Fachwirt (VWA, BA) auf dem Gebiet 
Finanz-/Steuerwesen
Die wöchentliche Arbeitszeit be-
trägt 40 Stunden.
Bewerbungsfrist: 25. Juni 2021

 bewerberportal.dresden.de

	■ In den Museen der Stadt Dres-
den ist die Stelle

Digitalmanager (m/w/d) 
Entgeltgruppe 13

Chiffre-Nr. 43210601

ab 1. August 2021 unbefristet zu 
besetzen.
Voraussetzungen
abgeschlossene wissenschaftliche 
Hochschulbildung, Diplom (Uni), 
Magister (Uni), Master (FH und Uni) 

in der Fachrichtung Kultur- oder 
Medienwissenschaften oder Digital 
Humanities 
Die wöchentliche Arbeitszeit be-
trägt 40 Stunden.
Bewerbungsfrist: 28. Juni 2021

 bewerberportal.dresden.de

	■ In den Museen der Stadt Dres-
den, Leonhardi-Museum Dres-
den, ist die Stelle

Sachbearbeiter 
Ausstellungsgestaltung und 

-organisation (m/w/d) 
Entgeltgruppe 9 a

Chiffre-Nr. 43210603

ab sofort unbefristet zu besetzen.
Voraussetzungen
abgeschlossene Ausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungs-
beruf mit einer Ausbildungsdau-
er von mindestens drei Jahren 
vorzugsweise als Fachkraft für 
Veranstaltungstechnik, Tischler, 
Raumausstatter oder vergleichbare 
oder gleichwertige Ausbildung
Die wöchentliche Arbeitszeit be-
trägt 40 Stunden.
Bewerbungsfrist: 28. Juni 2021

 bewerberportal.dresden.de

	■ Im Sozialamt, Abteilung In-
klusion/Eingliederung, ist die 
Stelle

Sozialarbeiter 
in der Offenen Altenhilfe 

(m/w/d) 
Entgeltgruppe S 12

Chiffre-Nr. 50210603

Stellenausschreibungen der Landeshauptstadt Dresden

b. Das Budget für das Projekt Förde-
rung Großveranstaltungen beträgt 
555.000 Euro, der Zeitraum umfasst 
Juni 2021 bis Dezember 2022. Das 
Budget dient der Unterstützung von 
eintrittsfreien und nicht eintritts-
freien Großveranstaltungen, die 
hauptsächlich unter freiem Himmel 
im öffentlichen Raum und in priva-
ten Veranstaltungsorten stattfinden. 
Nicht verbrauchte Mittel aus 2021 
können (aufgrund der Laufzeit bis 
Ende 2022) ins Folgejahr übertragen 
werden.
2. Analog zum Vorschlag der Ver-
waltung werden für die Aufstockung 
der Projektförderung 2. Halbjahr mit 
dem Schwerpunkt öffentlich zu-
gänglicher Projekte zur Verstärkung 

der Dresdner Sommerbespielung 
100.000 Euro, für die Aufstockung 
der Kleinprojekteförderung (auch 
hier Vergabeschwerpunkt Projekte, 
welche die Dresdner Sommerbe-
spielung unterstützen) 45.000 Euro, 
für einen Corona-Matching Fonds 
40.000 Euro und das Vorhaben 
„Schaufenster Kunst und Kultur“ 
110.000 Euro bereitgestellt. Alle 
vier Positionen bilden auch einen 
Deckungsring für den notwendigen 
Eigenanteil bei der Beantragung 
von möglichen Fördermitteln für 
den Dresdner Kultursommer.
3. Zur Umsetzung des Corona-Be-
wältigungsfonds gemäß Beschluss-
punkt 1 beschließt der Stadtrat 
die von der Verwaltung in ihrer 
Vorlage vorgeschlagene Änderung 
der Förderrichtlinie Großveranstal-

tungen vom 21. März 2013 gemäß 
Anlage zur Beschlussausfetrtigung 
mit folgenden Änderungen für die 
Jahre 2021/2022: 
a. Anträge auf Förderung von Groß-
veranstaltungen, die im Sommer 
2021 stattfinden, können bis zum 
25. Juni 2021 eingereicht werden. 
Über diese Anträge entscheidet der 
Kulturausschuss auf seiner Sitzung 
am 6. Juli 2021.
b. Anträge auf Förderung ande-
rer Großveranstaltungen, die in 
2021 stattfinden, können bis zum  
31. Juli 2021 eingereicht werden. 
Über diese Anträge entscheidet der 
Kulturausschuss auf seiner Sitzung 
am 7. September 2021.
c. Die Frist für die Einreichung von 
Förderanträgen für Veranstaltun-
gen im 1. Halbjahr 2022 endet am 

31. Oktober 2021, für Veranstal-
tungen im 2. Halbjahr 2022 endet 
die Frist am 30.April 2022.
d. Bei der Prüfung der Zuwendungs-
voraussetzungen soll die Bereiche-
rung der sonstigen Angebote unter 
freiem Himmel neben denen im 
öffentlichen Raum berücksichtigt 
werden (Förderrichtlinie Großver-
anstaltungen Abschnitt 4 Abs. 3).
e. Zu den zuwendungsfähigen 
Ausgaben zählen auch Aufwen-
dungen für die Entwicklung und 
Umsetzung von Hygienekonzepten 
und -maßnahmen (Förderrichtlinie 
Großveranstaltungen Abschnitt 
5.4 Abs. 2).
Die Änderungen Förderrichtlinie 
Großveranstaltungen treten am 
Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft. (siehe ab Seite 30)
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ab sofort befristet bis 31. Dezember 
2022 zu besetzen.
Voraussetzungen
abgeschlossene Hochschulbildung, 
Diplom (FH, BA), Bachelor (FH, 
BA oder Uni) in der Fachrichtung 
Sozialpädagogik/Soziale Arbeit 
mit staatlicher Anerkennung oder 
vergleichbar
Die wöchentliche Arbeitszeit be-
trägt 30 Stunden.
Bewerbungsfrist: 29. Juni 2021

 bewerberportal.dresden.de

	■ Im Haupt- und Personalamt, 
Abteilung Personalabrechnung, 
sind mehrere Stellen

Bezügerechner (m/w/d) 
Entgeltgruppe 9 a

Chiffre-Nr. 10210601

zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
unbefristet besetzen.
Voraussetzungen
abgeschlossene Ausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungs-
beruf mit einer Ausbildungsdau-
er von mindestens drei Jahren 
oder gleichwertig, vorzugsweise 
als Steuerfachangestellter, Ver-
waltungsfachangestellter oder 
vergleichbar
Die wöchentliche Arbeitszeit be-
trägt 40 Stunden.
Bewerbungsfrist: 30. Juni 2021

 bewerberportal.dresden.de

	■ Im Amt für Kultur und Denk-
malschutz, Dresdner Philharmo-
nie, ist die Stelle

Sachbearbeiter für  
Kommunikation (m/w/d) 

Entgeltgruppe 7
Chiffre-Nr. 41210603

ab sofort unbefristet zu besetzen.
Voraussetzungen
abgeschlossene Ausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungs-
beruf mit einer Ausbildungsdauer 
von mindestens drei Jahren oder 
gleichwertig im Bereich Medien 
bzw. Kommunikation 
Die wöchentliche Arbeitszeit be-
trägt 20 Stunden.
Bewerbungsfrist: 30. Juni 2021

 bewerberportal.dresden.de

	■ Im Straßen- und Tiefbauamt, 
Abteilung Verwaltung, ist die 
Stelle

Sachbearbeiter Telekommuni-
kation-Breitband (m/w/d) 

Entgeltgruppe 10
Chiffre-Nr. 66210402

ab sofort befristet bis 31. Dezember 
2022 zu besetzen.
Voraussetzungen
abgeschlossene technisch-ingenieur-
wissenschaftliche Hochschulbil-
dung, Diplom (FH, BA), Bachelor (FH, 
BA oder Uni) in der Fachrichtung 
Straßen- und Tiefbau, Kommuni-

kationstechnik oder vergleichbar 
Die wöchentliche Arbeitszeit be-
trägt 40 Stunden.
Bewerbungsfrist: 30. Juni 2021 
(Verlängerung)

 bewerberportal.dresden.de

	■ In den Museen der Stadt Dres-
den, Kunsthaus Dresden, ist die 
Stelle

Sachbearbeiter Presse- und  
Öffentlichkeitsarbeit (m/w/d) 

Entgeltgruppe 9 a
Chiffre-Nr. 43210602

ab 1. September 2021 unbefristet 
zu besetzen.
Voraussetzungen
abgeschlossene Ausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungs-
beruf mit einer Ausbildungsdauer 
von mindestens drei Jahren oder 
gleichwertig 
Die wöchentliche Arbeitszeit be-
trägt 32 Stunden.
Bewerbungsfrist: 1. Juli 2021

 bewerberportal.dresden.de

	■ Im Amt für Kultur und Denk-
malschutz, Theater Junge Gene-
ration, ist die Stelle

Sachbearbeiter Grafik/Öffent-
lichkeitsarbeit (m/w/d) 

Entgeltgruppe 8
Chiffre-Nr. 41210602

ab sofort unbefristet zu besetzen.

Voraussetzungen
abgeschlossene Ausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungsbe-
ruf mit einer Ausbildungsdauer von 
mindestens drei Jahren oder gleich-
wertig, vorzugsweise Grafikdesign, 
Kommunikationstechnologie, 
Werbefachmann oder vergleichbar
Die wöchentliche Arbeitszeit be-
trägt 40 Stunden.
Bewerbungsfrist: 4. Juli 2021

 bewerberportal.dresden.de

	■ Im Bauaufsichtsamt, Abtei-
lung Sondervorhaben/Werbung, 
ist die Stelle

Sachbearbeiter Wiederkehren-
de Prüfungen – Hochbauinge-
nieur bzw. Architekt (m/w/d) 

Entgeltgruppe 11
Chiffre-Nr. 63210601

ab sofort unbefristet zu besetzen.
Voraussetzungen
abgeschlossene technisch-inge-
nieurwissenschaftliche Hoch-
schulbildung, Diplom (FH, BA), 
Bachelor (FH, BA oder Uni) in der 
Fachrichtung Bauingenieurwesen 
(vorzugsweise im Bereich Hochbau) 
oder Architektur
Die wöchentliche Arbeitszeit be-
trägt 40 Stunden.
Bewerbungsfrist: 6. Juli 2021

 bewerberportal.dresden.de

www.dresden.de/stellen
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7.4 Verwendungsnachweisverfahren
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8 Inkrafttreten
Anlagen:
Anlage 1 Allgemeine Nebenbestim-
mungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung durch die Landes-
hauptstadt Dresden (ANBest-P LHD) 
(steht im Internet unter: ratsinfo.
dresden.de und unter www.dresden.
de/kulturfoerderung)
1 Zuwendungszweck, Rechts-
grundlage
(1) Die Landeshauptstadt Dresden 
gewährt nach Maßgabe dieser Richt-
linie Zuwendungen für die Durch-
führung von Großveranstaltungen.
(2) Es gelten die Allgemeinen Neben-
bestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung durch die 
Landeshauptstadt Dresden (ANBest-P 

LHD, Anlage 1).
(3) Die Höhe der jährlich zur Ver-
fügung stehenden Fördermittel 
bestimmt der Stadtrat im Rahmen 
seines Beschlusses zum Haushalts-
plan. Die Zuwendungen werden 
nach pflichtgemäßem Ermessen, 
nach Maßgabe der verfügbaren 
Haushaltsmittel und der Rahmen-
richtlinie zur Gewährung von 
Zuwendungen aus dem Haushalt 
der Landeshauptstadt Dresden 
vom 21. Juni 2000, geändert am  
1. August 2001 in der jeweils gülti-
gen Fassung, gewährt. Ein Rechts-
anspruch auf die Gewährung einer 
Zuwendung besteht nicht.
2 Gegenstand der Förderung
Gefördert werden Großveranstal-
tungen (Freiluftveranstaltungen 
über 500 Besucher) in der Stadt Dres-

den von überregionaler Bedeutung.
3 Zuwendungsempfängerinnen/
Zuwendungsempfänger
(1) Die Gewährung einer Zuwendung 
setzt eine Arbeit der Zuwendungs-
empfängerin bzw. des Zuwendungs-
empfängers in hoher Qualität, 
Innovation und Kreativität voraus.
(2) Die Zuwendungsempfängerin 
bzw. der Zuwendungsempfänger 
muss die Gewähr für eine ordnungs-
gemäße Durchführung, Kontrolle 
und Abrechnung des Vorhabens 
bieten und über entsprechende 
fachliche Befähigung verfügen.
(3) Zuwendungsempfängerin bzw. 
Zuwendungsempfänger sind na-
türliche und juristische Personen, 
die beabsichtigen, eine Großver-
anstaltung in der Stadt Dresden 
durchzuführen.

Richtlinie der Landeshauptstadt Dresden über die Gewährung von  
Zuwendungen zur Förderung von Großveranstaltungen 
Förderrichtlinie Großveranstaltungen vom 21. März 2013
Änderungen vom 10. Juni 2021
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4 Zuwendungsvoraussetzungen
(1) Die zu fördernde Großveranstal-
tung muss für jede Bürgerin und 
jeden Bürger zugänglich sein und 
eine stadtweite bzw. überregionale 
öffentliche Resonanz erwarten 
lassen.
(2) Die Gewährung der Zuwendung 
setzt eine Gewährleistung der 
barrierefreien, gleichwertigen und 
selbstbestimmten Nutzbarkeit, ohne 
Qualitäts- und Informationsverluste 
für Menschen mit Behinderungen, 
durch die Zuwendungsempfängerin 
bzw. den Zuwendungsempfänger 
voraus. Die Bewilligung ist ab-
hängig davon, dass sich die Ver-
anstalterin bzw. der Veranstalter 
der noch nicht stattgefundenen 
Großveranstaltung vor der Durch-
führung der Großveranstaltung 
mit der Behindertenbeauftragten 
bzw. dem Behindertenbeauftragten 
der Landeshauptstadt Dresden ins 
Benehmen setzt.
(3) Die Förderung muss in erheb-
lichem Interesse der Landeshaupt-
stadt Dresden liegen. Dabei gelten 
insbesondere folgende Kriterien:

 ■ überregionale, mindestens stadt-
weite Bedeutung,

 ■ Förderung des Tourismus,
 ■ Breitenwirksamkeit und Fami-

lienfreundlichkeit,
 ■ Förderung der regionalen Iden-

tität,
 ■ Bereicherung der sonstigen An-

gebote unter freiem Himmel neben 
denen im öffentlichen Raum.
(4) Eine Förderung setzt voraus, dass 
ein ausgeglichener Kosten- und 
Finanzierungsplan vorliegt. Eine 
Zuwendung wird nur bewilligt, 
wenn die Gesamtfinanzierung des 
Vorhabens gesichert ist.
(5) Finanziert werden nur Vorhaben, 
mit denen noch nicht begonnen 
wurde. Als Beginn eines Vorhabens 
ist grundsätzlich der Abschluss 
eines der Ausführung zuzurech-
nenden Lieferungs-, Leistungs- oder 
Arbeitsvertrages anzusehen. Eine 
Nachfinanzierung eines bereits 
begonnenen oder durchgeführten 
Vorhabens ist grundsätzlich nicht 
möglich.
(6) Eine Förderung folgt dem Nach-
rangprinzip. Die Zuwendungsemp-
fängerin bzw. der Zuwendungsemp-
fänger hat im Rahmen ihrer bzw. 
seiner Möglichkeiten die Ausgaben 
durch eigene Einnahmen oder 
durch Drittmittel zu decken. Die 
Gewährung einer Zuwendung setzt 
einen angemessenen Eigenanteil 
der Zuwendungsempfängerin bzw. 
des Zuwendungsempfängers voraus. 
Der Eigenanteil kann in geeigneten 
Fällen auch in Form einer angemes-
senen Eigenleistung erbracht wer-
den. Die Eigenleistungen können 

in Form von Arbeits- und Sachleis-
tungen erbracht werden und sind 
in geeigneter Weise nachzuweisen.
(7) Zuwendungen werden nur an 
solche Antragsteller/Veranstalter 
ausgereicht, die die Gewähr für eine 
zweckentsprechende, wirtschaft-
liche und sparsame Verwendung 
der Mittel bieten (Prinzip der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit).
(8) Die Gewährung einer Zuwen-
dung ist ausgeschlossen, wenn der 
Antragsteller/Veranstalter nicht die 
Gewähr für eine ordnungsgemäße 
und rechtskonforme Durchführung 
der Veranstaltung bietet. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn 
bei einer oder mehreren voran-
gegangenen Veranstaltungen des 
Antragstellers/Veranstalters Ver-
stöße gegen Rechtsvorschriften oder 
behördliche Auflagen festgestellt 
wurden.
5 Art, Umfang und Höhe der Zu-
wendung
5.1 Zuwendungsart
Die Zuwendungen werden als Pro-
jektförderung gewährt.
5.2 Finanzierungsart, Zuwen-
dungshöhe
Die Zuwendung wird grundsätzlich 
nur als Teilfinanzierung im Wege 
der Fehlbetragsfinanzierung be-
willigt und dabei auf einen Höchst-
betrag begrenzt.  
5.3 Form der Zuwendung
Die Zuwendungen werden als nicht 
rückzahlbarer Zuschuss gewährt.
5.4 Bemessungsgrundlage
(1) Zuschüsse werden für die unmit-
telbar projektbezogenen Ausgaben 
gewährt.
(2) Zu den zuwendungsfähigen Aus-
gaben gehören:

 ■ Honorare,
 ■ Vergütungen für geringfügig 

Beschäftigte,
 ■ Fahrt- und Übernachtungs-

kosten,
 ■ Material-, Transport-, Betriebs-, 

Werbungs- und Druckkosten,
 ■ Erstattungen an künstlerische 

Verwertungsgesellschaften und
 ■ Aufwendungen für die Entwick-

lung und Umsetzung von Hygiene-
konzepten und -maßnahmen.
(3) Folgende Kosten können nicht 
berücksichtigt werden und sind 
grundsätzlich nicht zuwendungs-
fähig:

 ■ Repräsentationskosten,
 ■ Aufwendungen für Speisen und 

Getränke und
 ■ Personalausgaben.

(4) Zuwendungsfähig sind nur 
im Bewilligungszeitraum fällige 
Ausgaben. Insbesondere stellen 
Rückstellungen bzw. Rücklagen 
und Eigenleistungen (kassenmäßig 
nicht nachgewiesene Leistungen) 
grundsätzlich keine zuwendungs-

fähigen Ausgaben im Sinne dieser 
Richtlinie dar.
(5) Die Abrechnung von Reisekosten 
erfolgt gemäß den Bestimmungen 
des Sächsischen Reisekostengeset-
zes. In begründeten Einzelfällen 
sind Ausnahmen möglich.
6 Sonstige Zuwendungsbestim-
mungen
(1) Plakate, Programme und sons-
tige im Zusammenhang mit dem 
geförderten Vorhaben erstellte Ver-
öffentlichungen und Werbemittel 
sind der Landeshauptstadt Dresden, 
Amt für Kultur und Denkmal-
schutz, mindestens in zweifacher 
Ausführung mit Abschluss des 
Vorhabens bzw. bei Vorlage des 
Verwendungsnachweises kostenlos 
zur Verfügung zu stellen.
(2) Die Zuschüsse werden nur 
gewährt, wenn gegen die Zu-
wendungsempfängerin bzw. den 
Zuwendungsempfänger keine 
finanziellen Forderungen seitens 
der Landeshauptstadt Dresden 
vorliegen.
(3) Eine gleichzeitige Förderung 
durch andere Zuwendungsgeber 
als die Landeshauptstadt Dresden 
ist generell anzugeben.
(4) Bei allen Veröffentlichungen und 
Werbemaßnahmen, die im Zusam-
menhang mit dem geförderten Vor-
haben stehen, ist auf die Förderung 
mit dem Hinweis „Gefördert durch 
die Landeshauptstadt Dresden, Amt 
für Kultur und Denkmalschutz“ zu 
verweisen.
(5) Eine Weiterleitung von Zu-
wendungen an Dritte ist ohne 
Zustimmung der Landeshaupt-
stadt Dresden, Amt für Kultur und 
Denkmalschutz, nicht gestattet.
7 Verfahren
7.1 Antragsverfahren
(1) Förderanträge sind unter Nut-
zung des Fördermittelportals der 
Landeshauptstadt Dresden digital 
und schriftlich mit rechtsverbind-
licher Unterschrift bei der 
Landeshauptstadt Dresden
Amt für Kultur und Denkmalschutz
Postfach 12 00 20
01001 Dresden
als Bewilligungsbehörde einzu-
reichen. Im Kosten- und Finanzie-
rungsplan sind alle zu erwartenden 
Einnahmen und Ausgaben anzu-
geben. Das Fördermittelportal ist 
im Internet unter folgendem Link 
abrufbar:
https://www.dresden.de/de/rathaus/
dienstleistungen/foerdermittel-
portal.php
(2) Anträge auf Förderung von Groß-
veranstaltungen sind bis spätestens

 ■ 25. Juni 2021 für Vorhaben, 
welche im Sommer 2021 stattfinden

 ■ 31. Juli 2021 für Vorhaben des 
Jahres 2021

 ■ 31. Oktober 2021 für Vorhaben 
des 1. Halbjahres 2022 und

 ■ 30. April 2022 für Vorhaben des 
2. Halbjahres 2022
zu stellen.
Anträge auf Förderung von Groß-
veranstaltungen ab dem Jahr 2023 
sind bis spätestens

 ■ 30. September des Vorjahres
zu stellen.
(3) Es ist zu erklären, inwieweit eine 
Vorsteuerabzugsmöglichkeit nach 
§ 15 UStG besteht.
Bei Vorsteuerabzugsmöglichkeit 
sind im Antrag Nettobeträge aus-
zuweisen.
7.2 Bewilligungsverfahren 
(1) Über die Anträge nach dieser 
Richtlinie entscheidet der Aus-
schuss für Kultur und Tourismus 
auf Vorschlag des Amtes für Kul-
tur und Denkmalschutz unter 
Berücksichtigung der fachlichen 
Stellungnahme des Amtes für 
Wirtschaftsförderung sowie des 
Eigenbetriebes Sportstätten- und 
Bäderbetrieb Dresden.
(2) Die Bewilligung ist grundsätz-
lich abhängig von der aktuellen 
Haushalts- und Finanzlage der 
Landeshauptstadt Dresden.
(3) Die Entscheidung über die Ge-
währung von kommunalen Förder-
mitteln erfolgt durch das Amt für 
Kultur und Denkmalschutz durch 
einen schriftlichen Bescheid.
7.3 Anforderungs- und Auszah-
lungsverfahren
(1) Die Zuwendung erfolgt, wenn 
der Zuwendungsbescheid bestands-
kräftig geworden ist. Die Zu-
wendungsempfängerin bzw. der 
Zuwendungsempfänger kann die 
Bestandskraft des Zuwendungsbe-
scheides herbeiführen und damit 
die Auszahlung beschleunigen, 
wenn ein Rechtsbehelfsverzicht 
eingereicht wird.
(2) Der Zuschuss wird nach Vorlage 
des Auszahlungsantrages in einer 
Summe oder auch in Teilbeträgen 
ausgezahlt. Die Fördersumme kann 
auf Antrag ganz oder teilweise vor 
Beginn der Maßnahme ausgezahlt 
werden.
(3) Die Zuwendung darf nur inso-
weit und nicht eher zur Auszah-
lung angefordert werden, als sie 
voraussichtlich innerhalb von zwei 
Monaten für fällige Zahlungen/
Ausgaben im Rahmen des Zuwen-
dungszweckes benötigt werden.
(4) Die Auszahlung richtet sich nach 
den Auflagen im Zuwendungsbe-
scheid und den Allgemeinen Neben-
bestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung durch die 
Landeshauptstadt Dresden (AN-
Best-P LHD), soweit nicht in der 
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Förderrichtlinie Abweichungen 
zugelassen werden.
(5) Die Auszahlung wird grundsätz-
lich von der Vorlage des ordnungs-
gemäßen Verwendungsnachweises 
über die Zuwendungen aus Vor-
jahren abhängig gemacht.
(6) Über eine Rückforderung ent-
scheidet die Landeshauptstadt 
Dresden, Amt für Kultur und 
Denkmalschutz, im Einzelfall.
7.4 Verwendungsnachweisver-
fahren
(1) Ist eine städtische Förderung 
gewährt worden, hat die Zu-
wendungsempfängerin bzw. der 
Zuwendungsempfänger über die 
Verwendung der Mittel einen 
Nachweis zu führen. Den Nach-
weis der Verwendung hat die Zu-
wendungsempfängerin bzw. der 
Zuwendungsempfänger spätestens 
vier Monate nach Beendigung des 
Bewilligungszeitraums, soweit 
nicht anders geregelt, vollständig 
und prüffähig gegenüber der 
Landeshauptstadt Dresden, Amt 
für Kultur und Denkmalschutz, 
zu erbringen. Es gelten die Allge-
meinen Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförde-
rung durch die Landeshauptstadt 
Dresden.
(2) Bei Zweckentfremdung der 
bewilligten Zuwendung kann die 
Landeshauptstadt Dresden die 
Rückgabe der Zuwendungen ver-
langen. Die Zuwendungsgeberin 
ist berechtigt, die erforderlichen 
Unterlagen der Antragsteller ein-
zusehen.
(3) Die Empfängerin bzw. der 
Empfänger einer Zuwendung ist 
verpflichtet, der Zuwendungsge-
berin unverzüglich den Wegfall 
des Zuwendungszweckes und Än-
derungen zum Projekt mitzuteilen.
7.5 Zu beachtende Vorschriften
(1) Für die Bewilligung, Auszahlung 
und Abrechnung der Zuwendung 
sowie für den Nachweis und die 
Prüfung der Verwendung und 
die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbe-
scheides und die Rückforderung 
der gewährten Zuwendung gelten 
die vorläufige VwV zu § 44 SäHO, 
soweit nicht in dieser Förderricht-
linie Abweichungen zugelassen 
worden sind.
(2) Die Zuwendung ist zu erstatten, 
soweit ein Zuwendungsbescheid 
nach Verwaltungsverfahrensrecht 
(§§ 48,49 VwVfG), nach Haushalts-
recht oder nach anderen Rechts-
vorschriften unwirksam oder mit 
Wirkung für die Vergangenheit 
zurückgenommen oder wider-
rufen wird.

8 Inkrafttreten
(1) Diese Richtlinie ist eine Fach-
förderrichtlinie entsprechend der 
Rahmenrichtlinie zur Gewährung 
von Zuwendungen aus dem Haus-
halt der Landeshauptstadt Dresden 
(Richtlinie Städtische Zuschüsse) 
vom 21. Juni 2000, geändert am  
1. August 2001 in der jeweils gül-
tigen Fassung.
(2) Die Änderung der Richtlinie der 
Landeshauptstadt Dresden zur För-
derung von Großveranstaltungen 
tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft.

Dresden, 16. Juni 2021

Dirk Hilbert 
Oberbürgermeister
der Landeshauptstadt Dresden

in Vertretung
Detlef Sittel
Erster Bürgermeister

Hinweis gemäß § 4 Abs. 4 Satz 4 
SächsGemO
Sollte diese Richtlinie unter Ver-
letzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften zustande gekommen 
sein, gilt sie ein Jahr nach ihrer 
Bekanntmachung als von Anfang 
an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Richtlinie 
nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlich-
keit der Sitzungen, die Genehmi-
gung oder die Bekanntmachung 
der Richtlinie verletzt worden sind,
3. der Bürgermeister dem Beschluss 
nach § 52 Abs. 2 wegen Gesetzwid-
rigkeit widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in Satz 1 genann-
ten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den 
Beschluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- 
oder Formvorschrift gegenüber der 
Gemeinde unter Bezeichnung des 
Sachverhalts, der die Verletzung 
begründen soll, schriftlich geltend 
gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach vor-
stehender Nr. 3 oder 4 geltend 
gemacht worden, so kann auch 
nach Ablauf der in Satz 1 des 
Hinweises genannten Jahresfrist 
jedermann die Verletzung geltend 
machen.

Dresden, 16. Juni 2021

Dirk Hilbert
Oberbürgermeister
der Landeshauptstadt Dresden

in Vertretung
Detlef Sittel
Erster Bürgermeister

Anlage 1 
Allgemeine Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen zur Projektför-
derung durch die Landeshaupt-
stadt Dresden (ANBest-P LHD) 

Die Allgemeinen Nebenbestim-
mungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung enthalten Be-
dingungen und Auflagen im Sinne 
des § 36 Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (VwVfG) in Verbindung mit 
§ 1 Gesetz zur Regelung des Ver-
waltungsverfahrens- und des Ver-
waltungszustellungsrechts für den 
Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) 
sowie notwendige Erläuterun-
gen. Sie sind Bestandteil des Zu-
wendungsbescheides, soweit dort 
nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt ist. 
Inhaltsübersicht
1. Anforderung und Verwendung 
der Zuwendung 
2. Nachträgliche Ermäßigung 
der Ausgaben oder Änderung der 
Finanzierung 
3. Vergabe von Aufträgen 
4. Zur Erfüllung des Zuwendungs-
zwecks beschaffte Gegenstände 
5. Mitteilungspflichten der Zuwen-
dungsempfänger/-innen 
6. Nachweis der Verwendung 
7. Prüfung der Verwendung 
8. Erstattung der Zuwendung, 
Verzinsung

1 Anforderung und Verwendung 
der Zuwendung
1.1 Die Zuwendung darf nur zur 
Erfüllung des im Zuwendungs-
bescheid bestimmten Zweckes 
verwendet werden. Die Zuwendung 
ist wirtschaftlich und sparsam zu 
verwenden.
1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck 
zusammenhängenden Einnahmen 
(Zuwendungen, Leistungen Dritter, 
Spenden, sonstige Finanzierungs-
quellen) und der Eigenanteil (Eigen-
mittel sowie Eigenleistungen, soweit 
zulässig) der Zuwendungsempfän-
ger/-innen sind als Deckungsmittel 
für alle mit dem Zuwendungszweck 
zusammenhängenden Ausgaben 
einzusetzen.
1.2.1 Der Kosten- und Finanzierungs-
plan (aufgegliederte Berechnung der 
mit dem Zuwendungszweck zusam-
menhängenden Ausgaben mit einer 
Übersicht über die beabsichtigte 
Finanzierung mittels Einnahmen) 
ist hinsichtlich der Gesamtfinan-
zierung verbindlich. Die einzelnen 
Ausgabeansätze dürfen um bis zu 20 
von Hundert überschritten werden, 
soweit die Überschreitungen durch 
entsprechende Einsparungen bei 
anderen Ausgabeansätzen ausge-
glichen werden.
1.2.2 Beruht die Überschreitung 

eines Ausgabeansatzes auf behörd-
lichen Bedingungen oder Auflagen, 
insbesondere im Rahmen des bau-
rechtlichen Verfahrens, sind inner-
halb des Gesamtergebnisses des 
Kosten- und Finanzierungsplanes 
auch weitergehende Abweichungen 
zulässig.
1.2.3 Im Übrigen sind Überschrei-
tungen zulässig, wenn sie die Zu-
wendungsempfänger/-innen voll 
aus eigenen Mitteln tragen. Die 
Punkte 1.2.1 und 1.2.2 finden bei 
der Festbetragsfinanzierung keine 
Anwendung.
1.3 Geförderte Personalstellen dür-
fen höchstens so wie eine vergleich-
bare Stelle für tariflich Beschäftigte 
der Landeshauptstadt Dresden 
bewertet werden (Besserstellungs-
verbot). Dies ist durch Einreichung 
eines auf das jeweils zu fördernde 
Projekt beziehungsweise auf die 
zu fördernde Institution bezogenen 
Stellenplanes zu belegen, der Quali-
fikationsnachweise und Einstufung 
der Mitarbeiter/-innen sowie die 
dazugehörigen Stellenbeschrei-
bungen enthält. Darüber hinaus 
gehende Ausgaben werden bei der 
Festlegung der Zuwendungshöhe 
unberücksichtigt gelassen. Diese 
Einschränkung für die Zuwendungs-
gewährung gilt auch dann, wenn 
die Zuwendungsempfänger/-innen 
für die Aufgabenerledigung mehr 
Beschäftigte einsetzen als dies die 
Landeshauptstadt Dresden vorneh-
men würde. 
1.4 Soweit aus der Zuwendung 
Auszahlungen für Personalauf-
wendungen geleistet werden und 
die Gesamtausgaben des Zuwen-
dungsempfängers überwiegend 
aus Zuwendungen der öffentlichen 
Mittel finanziert werden, dürfen die 
Zuwendungsempfänger/-innen ihre 
Beschäftigten finanziell nicht besser-
stellen als vergleichbare Beschäftigte 
nach TVöD (Besserstellungsverbot). 
Höhere Vergütungen als im jeweils 
gültigen Tarifvertrag TVöD sowie 
sonstige über- und außertarifliche 
Leistungen dürfen nicht gewährt 
werden. 
1.5 Die Zuwendung darf nur inso-
weit und nicht eher angefordert 
werden, als sie innerhalb von zwei 
Monaten nach der Auszahlung für 
fällige Zahlungen benötigt wird. 
Die Anforderung jedes Teilbetrages 
muss die zur Beurteilung des Mit-
telbedarfs erforderlichen Angaben 
enthalten. Im Übrigen dürfen die 
Zuwendungen wie folgt in Anspruch 
genommen werden: 
1.5.1 bei Anteils- oder Festbetrags-
finanzierung jeweils anteilig mit 
etwaigen Zuwendungen anderer 
Zuwendungsgeber/-innen und den 
vorgesehenen eigenen und sonstigen 
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Mitteln der Zuwendungsempfän-
ger/-innen, 
1.5.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung, 
wenn die vorgesehenen eigenen und 
sonstigen Mittel der Zuwendungs-
empfänger/-innen verbraucht sind. 
Wird ein im Haushaltsjahr zu de-
ckender Fehlbedarf anteilig durch 
mehrere Zuwendungsgeber/-innen 
finanziert, so darf die Zuwendung 
jeweils nur anteilig mit den Zuwen-
dungen der anderen Zuwendungs-
geber/-innen angefordert werden. 
1.6 Der Zuwendungsbescheid kann 
mit Wirkung für die Zukunft wider-
rufen werden, wenn sich heraus-
stellt, dass der Zuwendungszweck 
mit der bewilligten Zuwendung 
nicht zu erreichen ist. 
1.7 Werden Zuwendungen für zu-
wendungsfähige Einzelmaßnah-
men durch die Zuwendungsempfän-
ger/-innen an Dritte weitergeleitet, 
so muss die zweckentsprechende 
Verwendung durch den Dritten 
sichergestellt werden. 
2 Nachträgliche Ermäßigung der 
Ausgaben oder Änderung der 
Finanzierung 
2.1 Ermäßigen sich nach der Be-
willigung die im Kosten- und 
Finanzierungsplan veranschlagten 
zuwendungsfähigen Ausgaben, er-
höhen sich die Deckungsmittel oder 
treten neue Deckungsmittel hinzu, 
so ermäßigt sich die Zuwendung: 

 ■ bei Anteilsfinanzierung an-
teilig mit etwaigen Zuwendungen 
anderer Zuwendungsgeber/-innen 
und den vorgesehenen eigenen und 
sonstigen Mitteln der Zuwendungs-
empfänger/-innen, 

 ■ bei Fehlbedarfsfinanzierung 
um den vollen in Betracht kom-
menden Betrag. Wird derselbe 
Zuwendungszweck sowohl von 
der Landeshauptstadt Dresden, 
dem Freistaat Sachsen, vom Bund, 
als auch der Europäischen Union 
und/oder einem anderen Land 
gefördert, wird der Betrag im 
Verhältnis der von diesen Zuwen-
dungsgebern/-innen gewährten 
Zuwendungen aufgeteilt. 
2.2 Die Bestimmung unter Punkt 
2.1 gilt nicht bei Vollfinanzierungen. 
3 Vergabe von Aufträgen 
3.1 Bei der Vergabe von Aufträgen 
zur Erfüllung des Zuwendungs-
zwecks sind folgende Vorschriften 
zu beachten: 
3.1.1 Bei der Vergabe von Aufträgen 
für Bauleistungen und der Vergabe 
von Lieferungen und Leistungen 
ist die Vergabeverordnung (Ver-
ordnung über die Vergabe öffentli-
cher Aufträge (VgV)) in der jeweils 
gültigen Fassung anzuwenden. 
Verpflichtungen, nach denen die 
Zuwendungsempfänger/-innen die 
Bestimmungen aus anderen Grün-

den uneingeschränkt anzuwenden 
haben, bleiben dabei unberührt. 
3.1.2 Die jeweiligen vergaberecht-
lich relevanten Schwellenwerte 
können bei dem für die Zuwendung 
jeweils zuständigen Fachamt der 
Landeshauptstadt Dresden nach-
gefragt werden. 
3.2 Verpf l ichtungen der Zu-
wendungsempfänger/-innen als 
Auftraggeber/-innen gemäß den  
§§ 98 ff. des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen (GWB) bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge, 
deren geschätzter Auftragswert 
ohne Umsatzsteuer die durch  
§ 106 GWB in Bezug genommenen 
Schwellenwerte erreicht oder über-
schreitet, richten sich nach Teil 4 
des GWB und der VgV in der jeweils 
gültigen Fassung. 
3.3 Sofern die Zuwendungsemp-
fänger/-innen verpflichtet sind, 
Veröffentlichungen nach VgV 
vorzunehmen, sind diese nach 
den dort geltenden Regelungen 
vorzunehmen. 
3.4 Für die Landeshauptstadt 
Dresden besteht jederzeit die Be-
rechtigung, Vergabeprüfungen 
durchzuführen oder durch Be-
auftragte durchführen zu lassen. 
4 Zur Erfüllung des Zuwendungs-
zwecks beschaffte Gegenstände 
4.1 Gegenstände, die zur Erfüllung 
des Zuwendungszwecks erworben 
oder hergestellt werden, sind für 
den Zuwendungszweck zu verwen-
den und sorgfältig zu behandeln. 
Die Zuwendungsempfänger/-innen 
dürfen über sie vor Ablauf der im 
Zuwendungsbescheid festgelegten 
zeitlichen Bindung nicht ander-
weitig verfügen. 
4.2 Die Landeshauptstadt Dresden 
behält sich vor, mit städtischen 
Mitteln erworbene Gegenstände 
nach Beendigung der Maßnahme 
zurückzufordern. Die Zuwendungs-
empfänger/-innen können nach 
Ablauf der Nutzungsdauer einen 
Antrag auf Nachnutzung der be-
weglichen Gegenstände stellen. 
Die Entscheidung über die weitere 
Nutzung dieser Gegenstände trifft 
die Landeshauptstadt Dresden. 
4.3 Die Zuwendungsempfänger/-in-
nen haben die zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks beschafften 
Gegenstände, deren Anschaffungs- 
oder Herstellungswert 800,00 Euro 
übersteigt, zu inventarisieren. So-
weit aus besonderen Gründen die 
Landeshauptstadt Dresden Eigen-
tümer ist oder wird, sind die Gegen-
stände in dem Inventar besonders 
zu kennzeichnen. Verbindliche 
Grundlage sind die jeweils gelten-
den Inventarisierungsregelungen 
der Landeshauptstadt Dresden. 
4.4 Bei Vollfinanzierung von ange-

schafften beweglichen Vermögens-
gegenständen/Ausrüstungen bleibt 
die Landeshauptstadt Dresden für 
die Zeit der Zweckbindungsfrist 
beziehungsweise bis zur vollstän-
digen Abschreibung Eigentümerin 
dieser Vermögensgegenstände. 
4.5 Hinsichtlich der Dauer der zeit-
lichen Bindung – Zweckbindungs-
frist – für die mit Zuwendungen 
erworbenen beziehungsweise 
hergestellten Grundstücke und 
baulichen Anlagen, Ausstattungen, 
Maschinen, Geräte und sonstigen 
Gegenstände sowie Materialien 
wird auf die Nutzungsdauer für 
Abschreibungszeiträume von 
Anlagevermögen (in der Regel 
amtlich, steuerrechtlich geltende 
Abschreibungstabelle für allge-
mein verwendbare Anlagegüter 
(AfA-Tabellen Anlagevermögen 
(AV)) in der jeweils aktuellen Fas-
sung) verwiesen. 
5 Mitteilungspflichten der Zu-
wendungsempfänger/-innen 
Die Zuwendungsempfänger/-innen 
sind verpflichtet, unverzüglich 
der Bewilligungsbehörde in der 
Landeshauptstadt Dresden anzu-
zeigen, wenn: 
5.1 sich nach Vorlage des Kosten- 
und Finanzierungsplanes eine Er-
mäßigung der zuwendungsfähigen 
Ausgaben um mehr als 7,5 vom 
Hundert oder mehr als 10.000,00 
Euro ergibt; sie sind ferner ver-
pf lichtet anzuzeigen, wenn sie 
nach Vorlage Finanzierungsplanes 
– auch unmittelbar nach Vorlage 
des Verwendungsnachweises – 
weitere Zuwendungen bei anderen 
öffentlichen Stellen beantragt oder 
von ihnen erhält oder wenn er 
gegebenenfalls weitere Mittel von 
Dritten erhalten, 
5.2 der Verwendungszweck oder 
sonstige für die Bewilligung der 
Zuwendung maßgeblichen Um-
stände sich ändern oder wegfallen, 
5.3 sich herausstellt, dass der Zu-
wendungszweck nicht oder mit der 
bewilligten Zuwendung nicht zu 
erreichen ist, 
5.4 die abgerufenen oder ausgezahl-
ten Beträge nicht innerhalb von 
zwei Monaten nach Auszahlung 
verbraucht werden können, 
5.5 zu inventarisierende Gegen-
stände innerhalb der zeitlichen 
Bindung nicht mehr entsprechend 
dem Zuwendungszweck verwendet 
oder nicht mehr benötigt werden, 
5.6 sich Angaben der Zuwendungs-
empfänger/-innen (Anschrift, 
Unternehmens- oder Gesellschafts-
struktur, Organisationsstruktur 
wie zum Beispiel Vereinsfusionen, 
Statutenänderung, Auflösung des 
Vereins) ändern, 
5.7 ein Gesamtvollstreckungs-, Ver-

gleichs- oder Insolvenzverfahren 
gegen sie beantragt oder eröffnet 
wurde. 
6 Nachweis der Verwendung 
6.1 Die Verwendung der Zuwen-
dung ist innerhalb von sechs 
Monaten nach Erfüllung des 
Zuwendungszwecks, spätestens 
jedoch mit Ablauf des sechsten 
auf den Bewilligungszeitraum 
folgenden Monats, auf Verlangen 
der Bewilligungsbehörde nachzu-
weisen (Verwendungsnachweis). Ist 
der Verwendungszweck nicht bis 
zum Ablauf des Haushaltsjahres 
erfüllt, ist binnen vier Monaten 
nach Ablauf des Haushaltsjahres 
über die in diesem Jahr erhaltenen 
Beträge ein Zwischennachweis zu 
führen. 
6.2 Der Verwendungsnachweis be-
steht aus einem Sachbericht und 
einem zahlenmäßigen Nachweis. 
6.3 In dem Sachbericht sind die 
Verwendung der Zuwendung sowie 
das erzielte Ergebnis im Einzelnen 
darzustellen. 
6.4 In dem zahlenmäßigen Nach-
weis sind die Einnahmen und Aus-
gaben in zeitlicher Folge und von-
einander getrennt entsprechend 
der Gliederung des Kosten- und 
Finanzierungsplanes auszuweisen. 
Der Nachweis muss alle mit dem 
Zuwendungszweck zusammenhän-
genden Einnahmen (Zuwendungen, 
Leistungen Dritter, eigene Mittel) 
und Ausgaben enthalten. Aus dem 
Nachweis müssen Rechnungs- und 
Zahlungsdatum, Empfänger/-in, 
Einzahler/-in sowie Grund und 
Einzelbetrag jeder Zahlung ersicht-
lich sein. Soweit die Zuwendungs-
empfänger/-innen die Möglichkeit 
zum Vorsteuerabzug nach § 15 
des Umsatzsteuergesetzes (UStG) 
haben, dürfen nur die Ausgaben 
als Nettobetrag (Preise ohne Um-
satzsteuer) berücksichtigt werden. 
Skonti sind bei der Abrechnung von 
den zuwendungsfähigen Ausgaben 
grundsätzlich abzuziehen. 
6.5 Im Verwendungsnachweis 
ist von den Zuwendungsempfän-
gern/-innen zu bestätigen, dass 
die Ausgaben notwendig waren, 
dass wirtschaftlich und sparsam 
verfahren worden ist, die Angaben 
mit den Büchern und den Belegen 
übereinstimmen und die Echtheit 
der Herkunft und Unversehrtheit 
des Inhalts der Belege gewähr-
leistet ist. 
6.6 Mit dem Nachweis sind auf Ver-
langen die Originalbelege (Einnah-
me- und Ausgabebelege, Kontoaus-
züge) über die Einzelzahlungen, die 
Verträge und Unterlagen über die 
Vergabe von Aufträgen vorzulegen. 
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Einem Originalbeleg gleichgestellt 
sind unter bestimmten Vorausset-
zungen elektronische Belege sowie 
Belege, deren Echtheit der Herkunft 
und Unversehrtheit des Inhalts ge-
währleistet werden können. 
Die Echtheit der Herkunft und die 
Unversehrtheit des Inhalts gelten 
als gewährleistet: 
a) bei Belegen in Papierform und bei 
elektronischen Belegen durch ein 
innerbetriebliches Kontrollverfahren 
(IKV) (§ 14 Abs. 1 Satz 5 und 6 UStG) 
oder 
b) bei elektronischen Belegen auch 
durch: 

 ■ eine qualifizierte elektronische 
Signatur oder 

 ■ einen elektronischen Daten-
austausch (EDI) nach Artikel 2 
der Empfehlung 94/820/EG der 
Kommission vom 19. Oktober 1994 
über die rechtlichen Aspekte des 
elektronischen Datenaustausches 
(ABl. L 338 vom 28. Dezember 1994, 
S. 98), wenn in der Vereinbarung 
über diesen Datenaustausch der 
Einsatz von Verfahren vorgesehen 
ist, die die Echtheit der Herkunft 
und die Unversehrtheit der Daten 
gewährleisten. 
oder 
c) bei der Reproduktion von Belegen/
elektronischen Belegen auf Bild- 
oder Datenträger, wenn deren Auf-
nahme- und Wiedergabeverfahren 
den Grundsätzen ordnungsgemäßer 
DV-gestützter Buchführungssys-
teme (GoBS) oder einer anderen 
allgemein zugelassenen Regelung 
entsprechen. 
6.7 Die Belege müssen die im Ge-
schäftsverkehr üblichen Angaben 
und Anlagen enthalten, die Aus-
gabebelege insbesondere die Zu-
wendungsempfänger/-innen, den 
Grund und das Rechnungs- und 
Zahlungsdatum, den Zahlungs-
beweis und bei Gegenständen den 
Verwendungszweck. Außerdem 
müssen die Belege ein eindeuti-
ges Zuordnungsmerkmal zu dem 
Projekt (zum Beispiel die Projekt-
nummer) enthalten. Das gilt ent-
sprechend für den Nachweis von 
Eigenleistungen. 
6.8 Dürfen die Zuwendungsemp-
fänger/-innen zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks Mittel an Dritte 
weiterleiten, sind die von den emp-
fangenden Stellen ihnen gegenüber 
zu erbringenden Zwischen- und 
Verwendungsnachweise dem Ver-
wendungs- oder Zwischennachweis 
nach Punkt 6.1 beizufügen. 
6.9 Sofern ein einfacher Verwen-
dungsnachweis zugelassen ist, 
besteht dieser aus dem Sachbericht 
und einem zahlenmäßigen Nach-

weis ohne Vorlage von Belegen, in 
dem Einnahmen und Ausgaben 
entsprechend der Gliederung des 
Kosten- und Finanzierungsplanes 
summarisch zusammengefasst sind. 
6.10 Die Zuwendungsempfän-
ger/-innen haben die in Punkt 6.6 
benannten Belege und Verträge 
sowie alle sonst mit der Zuwendung 
zusammenhängenden Unterlagen 
(Vergleiche Punkt 7.1 Satz 1) für 
fünf Jahre ab Vorlage des Verwen-
dungsnachweises aufzubewahren, 
sofern nicht nach steuerrechtlichen 
oder anderen Vorschriften oder 
aufgrund der Zweckbindungsfrist 
eine längere Aufbewahrungsfrist 
bestimmt ist. Zur Aufbewahrung 
können auch Bild- und Datenträger 
verwendet werden. Die Aufnahme- 
und Wiedergabeverfahren müssen 
den Grundsätzen ordnungsgemäßer 
Buchführung entsprechen. 
7 Prüfung der Verwendung 
7.1 Das Rechnungsprüfungsamt 
sowie die jeweiligen Bewilligungs-
behörden in der Landeshauptstadt 
Dresden sind berechtigt, im Zu-
sammenhang mit dem jeweiligen 
Zuwendungsverfahren Bücher, 
Belege (Einnahme- und Ausgabe-
belege, Kontoauszüge) und sonstige 
Geschäftsunterlagen anzufordern 
und einzusehen (bei elektroni-
scher Dokumentenführung und/
oder Auf bewahrung auch die 
entsprechenden DV-Systeme und 
Dokumentationen) sowie die Ver-
wendung der Zuwendung durch 
örtliche Erhebungen zu prüfen oder 
durch Beauftragte prüfen zu lassen. 
Die Zuwendungsempfänger/-innen 
haben die erforderlichen Unterlagen 
bereitzuhalten und die notwendigen 
Auskünfte zu erteilen. In den Fällen 
des Punktes 6.8 sind diese Rechte 
der Bewilligungsbehörde auch dem 
Dritten gegenüber sicherzustellen. 
7.2 Unterhalten die Zuwendungs-
empfänger/-innen eine eigene 
Prüfungseinrichtung, ist von dieser 
der Verwendungsnachweis vorher 
zu prüfen und die Prüfung unter 
Angabe ihres Ergebnisses zu be-
scheinigen. 
7.3 Ergibt die Prüfung des Ver-
wendungsnachweises, dass die 
Zuwendung ganz oder teilweise 
zweckentfremdet verwendet wor-
den ist oder die der Bewilligung 
zugrundeliegenden Angaben nicht 
den tatsächlichen Gegebenheiten 
entsprechen, so sind die aufgrund 
der Bewilligung ausgezahlten 
(Teil-) Beträge ganz oder teilweise 
zuzüglich der vorgeschriebenen Ver-
zinsung zurückzuzahlen. Gleiches 
gilt bei Verwendungsnachweisen, 
die nicht den vorgeschriebenen 
Anforderungen entsprechen sowie 
bei fahrlässigem zeitlichem Verzug. 

7.4 Das Rechnungsprüfungsamt ist 
auf Grundlage der Sächsischen Ge-
meindeordnung (SächsGemO), der 
Sächsischen Kommunalprüfungs-
verordnung (SächsKomPrüfVO) 
sowie auf Grundlage der Rechnungs-
prüfungsordnung der Landeshaupt-
stadt Dresden berechtigt, bei den 
Zuwendungsempfängern/-innen 
zu prüfen. Bei Mitteln von der 
Europäischen Union, des Bundes 
oder des Freistaates Sachsen ist 
der Bundesrechnungshof oder 
Sächsische Rechnungshof ebenfalls 
berechtigt zu prüfen (§ 91 SäHO). 
7.5 Das Rechnungsprüfungsamt 
der Landeshauptstadt Dresden 
ist unabhängig von der Prüfung 
der Bewilligungsbehörde im Zu-
sammenhang mit dem jeweiligen 
Zu-wendungsverfahren zur Prü-
fung bei den Zuwendungsempfän-
gern/-innen berechtigt. Es kann 
hierzu Bücher und Belege anfordern 
sowie (gegebenenfalls testierte) 
Jahresabschlüsse (einschließlich 
Gewinn- und Verlustrechnung 
(GuV) und Bilanz) anfordern und 
einsehen sowie eigene Erhebungen 
vornehmen, die zur Erfüllung der 
Aufgaben notwendig sind. 
8 Erstattung der Zuwendung, 
Verzinsung 
8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, 
soweit ein Zuwendungsbescheid 
nach §§ 43, 44, 48, 49 VwVfG in 
Verbindung mit § 1 SächsVwVfZG 
oder anderen Rechtsvorschriften 
mit Wirkung für die Vergangenheit 
zurückgenommen oder widerrufen 
oder sonst unwirksam wird. 
8.2 Die Bestimmung unter Nr. 8.1 
gilt insbesondere, wenn: 

 ■ eine auf lösende Bedingung 
eingetreten ist (zum Beispiel nach-
trägliche Ermäßigung der Ausgaben 
oder Änderung der Finanzierung 
nach Punkt 2), 

 ■ die Zuwendung durch unrichtige 
oder unvollständige Angaben er-
wirkt worden ist, 

 ■ die Zuwendung nicht oder nicht 
mehr für den vorgesehenen Zweck 
verwendet wird. 
8.3 Ein (Teil-) Widerruf mit Wir-
kung für die Vergangenheit kann 
auch in Betracht kommen, soweit 
die Zuwendungsempfänger/-innen: 

 ■ die Zuwendung nicht alsbald 
nach Auszahlung für fällige Zah-
lungen verwendet 
oder 

 ■ Auflagen nicht oder nicht inner-
halb einer gesetzten Frist erfüllt, 
insbesondere den vorgeschriebe-
nen Verwendungsnachweis nicht 
rechtzeitig vorlegt sowie Mittei-
lungspflichten nach Punkt 5 nicht 
rechtzeitig nachkommt. Dies gilt 
auch dann, wenn ein Verfahren 
nach der Insolvenzordnung be-

antragt oder eröffnet wird oder 
die Bewilligungsbehörde in der 
Landeshauptstadt Dresden sich den 
Widerruf im Zuwendungsbescheid 
ausdrücklich vorbehalten hat. 
8.4 Der Erstattungsbetrag ist nach 
Maßgabe des § 49a VwVfG in Ver-
bindung mit § 1 SächsVwVfZG, 
in der jeweils geltenden Fassung, 
jährlich zu verzinsen. 
Werden Zuwendungen nicht alsbald 
(vergleiche Punkt 1.4 Satz 1 und 
Punkt 8.3) nach der Auszahlung 
zur Erfüllung des Zuwendungs-
zwecks verwendet und wird der 
Zuwendungsbescheid nicht zu-
rückgenommen oder widerrufen, 
so werden regelmäßig für die 
Zeit von der Auszahlung bis zur 
zweckentsprechenden Verwendung 
ebenfalls Zinsen nach Maßgabe des 
§ 49a Abs. 3 und Abs. 4 VwVfG in 
Verbindung mit § 1 SächsVwVfZG, 
in der jeweils geltenden Fassung, 
jährlich verlangt.

Hinweis gemäß § 4 Abs. 4 Satz 4 
SächsGemO
Sollte diese Richtlinie unter Ver-
letzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften zustande gekommen 
sein, gilt sie ein Jahr nach ihrer 
Bekanntmachung als von Anfang 
an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Richtlinie 
nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlich-
keit der Sitzungen, die Genehmi-
gung oder die Bekanntmachung 
der Richtlinie verletzt worden sind,
3. der Bürgermeister dem Beschluss 
nach § 52 Abs. 2 wegen Gesetzwid-
rigkeit widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in Satz 1 genann-
ten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den 
Beschluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- 
oder Formvorschrift gegenüber der 
Gemeinde unter Bezeichnung des 
Sachverhalts, der die Verletzung 
begründen soll, schriftlich geltend 
gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach vor-
stehender Nr. 3 oder 4 geltend 
gemacht worden, so kann auch 
nach Ablauf der in Satz 1 des 
Hinweises genannten Jahresfrist 
jedermann die Verletzung geltend 
machen.

Dresden, 16. Juni 2021

Dirk Hilbert
Oberbürgermeister
der Landeshauptstadt Dresden 

in Vertretung
Detlef Sittel
Erster Bürgermeister
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Der Ausschuss für Stadtentwick-
lung, Bau, Verkehr und Liegen-
schaften hat in seiner Sitzung am 
19. Mai 2021 nach § 2 Absatz 1  
i. V. m. § 12 Absatz 2 Baugesetz-
buch (BauGB) mit Beschluss zu 
V0631/20 die Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 6050, Dresden-Altstadt 
I, Verwaltungsquartier Kleine 
Packhofstraße, beschlossen.
Der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan dient der Wiedernutzbarma-
chung von Flächen, demzufolge 
wird er im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13 a BauGB ohne 
Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB, 
ohne Aufstellung eines Umwelt-
berichtes (§ 2 a BauGB), ohne die 
Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 2 
BauGB, welche Arten umweltbe-
zogener Informationen verfügbar 
sind und ohne zusammenfassende 
Erklärung nach § 10 a Absatz 1 
BauGB aufgestellt.
Der Vorentwurf des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes hat 
nach § 3 Absatz 1 BauGB in der 
Fassung vom 20. März 2020 im 
Rahmen der frühzeitigen Be-
teiligung der Öffentlichkeit in 
der Zeit vom 27. April 2020 bis 
einschließlich 12. Juni 2020 in 
der Stadtverwaltung der Landes-
hauptstadt Dresden, World Trade 
Center, 4. Obergeschoss, Raum 
4358, Freiberger Straße 39, 01067 
Dresden, öffentlich ausgelegen. 
Im Amtsblatt 16/2020 erfolgte die 
entsprechende Bekanntmachung. 
Während dieser Frist konnten 
Äußerungen vorgebracht werden. 
Sie wurden im Rahmen der Aus-
wertung aller Äußerungen über-
prüft und flossen in den Entwurf 
des Bebauungsplanes ein.
Der Ausschuss für Stadtentwick-
lung, Bau, Verkehr und Liegen-
schaften hat am 19. Mai 2021 
mit Beschluss zu V0631/20 den 
Entwurf des o. g. vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes gebilligt 
und zur öffentlichen Auslegung 
nach § 13 a Absatz 2 Nr. 1 i. V. m. 
§ 13 Absatz 2 Nr. 2 Alternative 2  
i. V. m. § 3 Absatz 2 BauGB bestimmt. 
Im Bebauungsplan soll eine Größe 
der Grundfläche von insgesamt 
weniger als 20 000 m² festgesetzt 
werden. Der Schwellenwert der zu-
lässigen Grundfläche i. S. des § 19 

Absatz 2 Baunutzungsverordnung 
von insgesamt 20 000 m² (§ 13 a 
Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB) wird 
nicht erreicht. Des Weiteren wird 
durch den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan die Zulässigkeit 
von Vorhaben nicht begründet, die 
einer Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeits-
prüfung nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder nach Landesrecht unter-
liegen. Eine Beeinträchtigung 
der in § 1 Absatz 6 Nr. 7 b BauGB 
genannten Schutzgüter besteht 
nicht.
Der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan hat die Errichtung eines Büro- 
und Verwaltungsstandortes mit 
Integration von kulturellen und 
sonstigen ergänzenden Nutzungen 
zum Gegenstand.
Die Grenze des räumlichen Gel-
tungsbereiches ist in dem fol-
genden Übersichtsplan (siehe 
Seite 36) zeichnerisch dargestellt. 
Maßgebend für den Geltungsbe-
reich ist allein die zeichnerische 
Festsetzung im Bebauungsplan.
Der Geltungsbereich des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes  
Nr. 6050 wird begrenzt:

 ■ im Nordosten – durch die 
Devrientstraße (Straßenmitte bzw. 
Parallele im Abstand von 12 m 
zum westlichen Fahrbahnrand),

 ■ im Südosten – durch die Kleine 
Packhofstraße (südlicher Fahr-
bahnrand) im Südosten,

 ■ im Westen – die nordöstliche 
Gebäudeseite auf den Flurstücken 
Nr. 2225/5 und 2225/19 sowie

 ■ im Nordwesten – die Verlän-
gerung der nördlichen Grund-
stücksgrenzen der Flurstücke  
Nr. 2224/15, 2225/20 und 2225/19.
Der Entwurf des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes Nr. 6050 
liegt mit seiner Begründung 
und den wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen vom 28. Juni bis 
einschließlich 30. Juli 2021 in der 
Stadtverwaltung der Landeshaupt-
stadt Dresden, World Trade Center, 
Erdgeschoss, Ausstellungsraum 
des Stadtmodells, Ammonstraße 
70, 01067 Dresden, während fol-
gender Sprechzeiten aus:
Montag, Freitag 9 bis 12 Uhr
Dienstag, Donnerstag 9 bis 18 Uhr
Mittwoch geschlossen.

Die kompletten Planungsunter-
lagen können während des o. g. 
Auslegungszeitraums auch auf der 
Internetseite der Landeshauptstadt 
Dresden unter www.dresden.de/
offenlagen eingesehen werden. 
Zusätzlich sind die kompletten 
Planungsunterlagen auch auf dem 
zentralen Landesportal Bauleitpla-
nung unter www.bauleitplanung.
sachsen.de einsehbar.
Folgendes Gutachten liegt vor:

 ■ Akustik Bureau Dresden Inge-
nieurgesellschaft mbH, Schall-
immissionsprognose ABD 43172-
01/20 zum VB-Plan Nr. 6050, 
Dresden, Mai 2021.
Folgende wesentliche umwelt-
bezogenen Stellungnahmen der 
Behörden und Träger öffentlicher 
Belange liegen vor:

 ■ Regionaler Planungsverband 
Oberes Elbtal /Osterzgebirge, 
Schreiben vom 23. April 2020, The-
menbereich: Hochwasserschutz

 ■ Landeshauptstadt Dresden, Um-
weltamt, Schreiben vom 26. Juni 
2020, Themenbereiche: Altlasten, 
Hochwasserschutz, Grundwasser-
schutz, Stadtklima, Schallschutz, 
Gehölze

 ■ Stadtentwässerung Dresden 
GmbH, Schreiben vom 14. Mai 
2020, Themenbereich: Regenwas-
serbewirtschaftung.
Das Gutachten kann während 
der Sprechzeiten im World Trade 
Center, Stadtplanungsamt, Frei-
berger Straße 39, 01067 Dresden, 
Zimmer 4365 (4. Obergeschoss) 
nach vorheriger Anmeldung bei 
der zuständigen Bearbeiterin, Frau 
Holz, telefonisch unter (03 51) 4 
88 34 64 oder per E-Mail: sholz@
dresden.de, eingesehen werden.
Während der öffentlichen Ausle-
gung hat jedermann die Möglich-
keit, Einsicht in den Entwurf des 
vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes zu nehmen, sich über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke 
sowie wesentlichen Auswirkungen 
der Planung zu unterrichten und 
Stellungnahmen an das Stadtpla-
nungsamt der Landeshauptstadt 
Dresden, Postfach 12 00 20, 01001 
Dresden, zu senden oder während 
der Sprechzeiten im World Trade 
Center, Stadtplanungsamt, Frei-
berger Straße 39, 01067 Dresden, 
Zimmer 4365 (4. Obergeschoss), 
nach vorheriger Anmeldung bei 

der zuständigen Bearbeiterin, zur 
Niederschrift vorzubringen oder 
abzugeben.
Stellungnahmen, die nicht wäh-
rend der Beteiligungsfrist ab-
gegeben werden, können bei der 
weiteren Bearbeitung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes 
unberücksichtigt bleiben (§ 3 
Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB).

Dresden, 8. Juni 2021

Dirk Hilbert
Oberbürgermeister

Hinweis:
Im gleichen Zeitraum ist eine 
Einsichtnahme in eine Kopie des 
vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 6050 im Stadtbezirks-
amt Altstadt, 3. Obergeschoss, 
Zimmer 347, Theaterstraße 11, 
01067 Dresden, während o. g. 
Sprechzeiten nach vorheriger 
Anmeldung, telefonisch unter 
(03 51) 4 88 60 01 oder per E-Mail 
unter stadtbezirksamt-altstadt@
dresden.de möglich. Etwaige Än-
derungen der Sprechzeiten werden 
im Internet unter www.dresden.
de veröffentlicht.

Dresden, 8. Juni 2021

Dirk Hilbert
Oberbürgermeister

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 6050, Dresden-Altstadt I,  
Verwaltungsquartier Kleine Packhofstraße
Aufstellungsbeschluss, Durchführung eines beschleunigten Verfahrens, Öffentliche Auslegung

Öffentliche Bekanntmachung der Landeshauptstadt Dresden

Gute Schule?

dresden.de/schule
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1. Der Erörterungstermin findet 
am 24. Juni 2021, Beginn 10 Uhr 
(Einlass 9.30 Uhr), in der Landes-
direktion Sachsen, Raum 4004 
(Saal), Stauffenbergallee 2, 01099 
Dresden, statt.
2. Im Termin werden die rechtzeitig 
erhobenen Einwendungen und 
Stellungnahmen erörtert. Die Teil-
nahme am Termin ist jedermann, 
dessen Belange durch das Bauvor-
haben berührt werden, freigestellt. 
Die Vertretung durch einen Bevoll-

mächtigten ist möglich. Dieser hat 
seine Bevollmächtigung durch eine 
schriftliche Vollmacht nachzuwei-
sen und diese zu den Akten der 
Anhörungsbehörde zu geben. Es 
wird darauf hingewiesen, dass bei 
Ausbleiben eines Beteiligten auch 
ohne ihn verhandelt werden kann, 
dass verspätete Einwendungen für 
dieses Verwaltungsverfahren aus-
geschlossen sind, die Verhandlung 
endet, wenn kein Erörterungs-
bedarf mehr besteht und dass das 

Anhörungsverfahren mit Schluss 
der Verhandlung beendet ist.
3. Durch die Teilnahme am Erörte-
rungstermin oder durch Vertreter-
bestellung entstehenden Kosten 
werden nicht erstattet.
4. Der Erörterungstermin ist nicht 
öffentlich.
Hinweis: Es wird darauf hingewie-
sen, dass durch die Umsetzung der 
Sächsischen Corona-Schutz-Ver-
ordnung in der dann aktuellen 
Form die Beachtung spezifischer 

Zugangs- und Hygieneregelungen 
erforderlich sein kann. Aufgrund 
der derzeitigen Verordnungslage 
bitten wir darum, eine Mund-Na-
sen-Bedeckung mit sich zu führen.

Dresden, 6. Mai 2021

Landesdirektion Sachsen

Holger Keune
Referatsleiter Planfeststellung

Planfeststellung für das Bauvorhaben „Grundhafte Erneuerung  
der Gleisschleife Kleinzschachwitz inklusive barrierefreier  
Haltestelle für Bus und Bahn“
Anhörungsverfahren

Bekanntmachung

A M T L I C H E S
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Im Rahmen des Projektes Elektri-
fizierung und bedarfsgerechter 
Streckenausbau Dresden–Gör-
litz–Landesgrenze Deutschland/
Polen plant die Deutsche Bahn 
AG den Neubau der Oberleitungs-
anlage mit einer Spannung von 
15 kV und einer Frequenz von 
16,7 Hz. Ziel des Projektes ist der 
Lückenschluss des elektrischen 
Streckennetzes zwischen Dresden 
und Görlitz-Grenze Deutschland/
Polen. Dies stellt eine wesentliche 
infrastrukturelle Voraussetzung im 
Schienenpersonenverkehr zwischen 
den Ballungszentren Dresden und 
Wrocław dar. Der Freistaat Sachsen 
unterstützt dieses Projekt in be-
sonderem Maße. Es wurde daher 
als Maßnahme unter lfd. Nr. 20 
in das Investitionsgesetz Kohle-
regionen (InvKG, Anlage 4 zu § 21) 
aufgenommen.
Derzeit ist die Strecke 6212 (Gör-
litz–Dresden) vom Bahnhof Dres-
den-Neustadt bis zum Bahnhof 
Dresden-Klotzsche elektrifiziert. 
Die Speisung der neuen Ober-
leitungsanlage (ca. 100 km) soll 
über zwei neue zusätzliche Ein-
speisepunkte bei Arnsdorf und bei 
Pommritz erfolgen. 
Die Versorgung der Einspeisepunk-
te soll aus dem zentralen Bahn-
stromnetz erfolgen. Das Unterwerk 
(UW) Arnsdorf soll dabei über die 
bestehende Bahnstromleitung 311 
(UW Niedersedlitz–UW Böhla) 
gespeist werden. Die Energiever-
sorgung des Unterwerkes Pommritz 
soll durch eine ca. 60 km lange 110 
kV-Bahnstromleitung vom Unter-
werk Arnsdorf zum Unterwerk 
Pommritz erfolgen. Dafür hat die 
Deutsche Bahn AG Unterlagen 
für ein Raumordnungsverfahren 
erarbeitet, so dass nach den Maß-
stäben der Raumordnung die 
raumverträglichste Trassierung 
gefunden werden soll.
Die Landesdirektion Sachsen führt 
als zuständige Behörde auf Antrag 
der Deutschen Bahn AG ein Raum-
ordnungsverfahren mit der o. g. 
Zielstellung und Ermittlung der 
raumverträglichsten Trassenvarian-

te. Dazu ist die Öffentlichkeit nach 
§ 15 Abs. 3 Satz 1 Raumordnungs-
gesetz (ROG) im Raumordnungs-
verfahren zu beteiligen.
Die Unterlagen für das Raumord-
nungsverfahren, bestehend aus der 
Raumwiderstandsanalyse inklusive 
Anhängen sowie einer kurzen tech-
nischen Beschreibung werden im 
Bekanntmachungsportal der Lan-
desdirektion Sachsen (www.lds.
sachsen.de/bekanntmachung/) 
unter der Rubrik Infrastruktur im 
Abschnitt Raumordnung veröffent-
licht und sind dort mindestens 
im Zeitraum vom 28. Juni bis 
einschließlich 9. August 2021 
öffentlich einsehbar. 
Zusätzlich liegen die Unterlagen im 
selben Zeitraum zur allgemeinen 
Einsichtnahme in der Stadtverwal-
tung der Landeshauptstadt Dresden, 
World Trade Center, Erdgeschoss, 
Ausstellungsraum des Stadtmodells, 
Ammonstraße 70, 01067 Dresden 
während folgender Sprechzeiten 
aus:
Montag, Freitag 9 bis 12 Uhr
Dienstag, Donnerstag 9 bis 18 Uhr
Mittwoch geschlossen
Auf der Internetseite der Landes-
hauptstadt Dresden unter www.
dresden.de/offenlagen wird die Be-
kanntmachung der Landesdirektion 
Sachsen ebenfalls veröffentlicht.
Stellungnahmen, Anregungen und 
Hinweise können bis eine Woche 
nach Ende der Auslegungsfrist, 
also bis einschließlich 16. Au-
gust 2021 bei der Landesdirektion 
Sachsen brief lich, elektronisch 
oder zur Niederschrift vorgebracht 
werden. Verwenden Sie dazu bitte 
die folgenden Adressen jeweils mit 
dem Betreff  
„Stellungnahme zum ROV 110 
kV-Bahnstromleitung Arnsdorf–
Pommritz“:
Landesdirektion Sachsen
Referat 34, Raumordnung, Stadt-
entwicklung
Stauffenbergallee 2
01099 Dresden
E-Mail: post@lds.sachsen.de
Darüber hinaus besteht die Möglich-
keit, Stellungnahmen, Anregungen 

und Hinweise schriftlich bei der
Landeshauptstadt Dresden
Stadtplanungsamt
Freiberger Straße 39
01067 Dresden 
oder per E-Mail: stadtplanungs-
amt@dresden.de einzureichen 
bzw. während der Sprechzeiten 
im World Trade Center, Stadt-
planungsamt, Freiberger Straße 
39, 01067 Dresden, Zimmer 6304  
(6. Obergeschoss), nach vorheriger 
Anmeldung telefonisch unter  
(03 51) 4 88 35 41 oder per E-Mail: 
stadtent wicklungsplanung@ 
dresden.de zur Niederschrift vor-
zubringen oder abzugeben.
Es wird darauf hingewiesen, dass 
keine Eingangsbestätigung erfolgt. 
Durch Einsichtnahme in die Unter-
lagen und Abgabe einer Stellung-
nahme entstehende Kosten werden 
nicht erstattet.
Hinweise zur Abgrenzung des 
Raumordnungsverfahrens zum 
nachfolgenden Planfeststellungs-
verfahren:
Es ist zu beachten, dass im Raum-
ordnungsverfahren nach § 15 
ROG die Raumverträglichkeit des 
Vorhabens unter überörtlichen 
Gesichtspunkten geprüft wird. Das 
Raumordnungsverfahren schließt 
nicht mit der Genehmigung der 
Baumaßnahme ab. Das Raumord-
nungsverfahren dient der Vorberei-
tung eines noch zu beantragenden 
Planfeststellungsverfahrens zur 
Herstellung des Baurechts für die 
beabsichtigte Baumaßnahme.
Sofern im Rahmen der Öffentlich-
keitsbeteiligung im Raumordnungs-
verfahren Anregungen vorgebracht 
werden, haben diese keinen recht-
lichen Bezug auf das nachfolgende, 
vom Vorhabenträger erst noch zu 
beantragende Planfeststellungsver-
fahren. Es wird daher ausdrücklich 
darauf hingewiesen, dass bereits 
im Raumordnungsverfahren er-
hobene Einwendungen gegen die 
Baumaßnahme nicht im Planfest-
stellungsverfahren berücksichtigt 
werden. Einwendungen gegen die 
Baumaßnahme sind ausschließ-
lich im Rahmen der Anhörung 

im Planfeststellungsverfahren zu 
erheben. Sofern bereits im Raum-
ordnungsverfahren Einwendungen 
oder Forderungen erhoben worden 
sind, müssen diese im nachfolgen-
den Planfeststellungsverfahren 
daher erneut erhoben werden, um 
berücksichtigt werden zu können. 
Die Anhörung zum nachfolgenden 
Planfeststellungsverfahren erfolgt 
nach den fachgesetzlichen Regelun-
gen einschließlich der Verweise auf 
das Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG). Danach erfolgt nach An-
tragstellung auf Durchführung 
des Planfeststellungsverfahrens 
in den betroffenen Kommunen 
eine Auslegung der Planunterlagen 
für einen Monat zur allgemeinen 
Einsichtnahme. Ort und Zeit der 
Auslegung sowie Hinweise zum 
Verfahren und zur Einhaltung 
von Fristen bei der Erhebung von 
Einwendungen werden vorher orts-
üblich bekanntgemacht.

Dresden, 28. Mai 2021

Dirk Hilbert
Oberbürgermeister

Öffentliche Auslegung der Unterlagen zur Beteiligung der Öffentlichkeit  
im Raumordnungsverfahren für das Vorhaben „Elektrifizierung und  
bedarfsgerechter Ausbau der Eisenbahnstrecke Dresden–Görlitz– 
Landesgrenze Deutschland/Polen“, Teilprojekt „Errichtung einer  
110 kV-Bahnstromleitung zur Energieversorgung vom Unterwerk  
Arnsdorf zum Unterwerk Pommritz“ auf Antrag der DB Netz AG

Bekanntmachung der Landesdirektion Sachsen über die 

Geplant?

dresden.de/offenlagen
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Das Amt für Geodaten und Kataster 
hat Daten des Liegenschaftskatas-
ters geändert:
Art der Änderung: 1. Berichti-
gung der Flächenangabe
Betroffene Flurstücke
Gemarkung: Altstadt I
Flurstücke: 1307/5, 3039/1, 3039/2, 
3047
Gemarkung: Altstadt II
Flurstücke: 80b, 288/5, 313p
Gemarkung: Dresdner Heide
Flurstück: 110
Gemarkung: Friedrichstadt
Flurstücke: 78a, 257/11, 432/26
Gemarkung: Klotzsche
Flurstücke: 100f, 232/8, 307/11, 
316/58
Gemarkung: Mockritz
Flurstück: 306/11
Gemarkung: Neustadt
Flurstücke: 1647/2, 1960/10
Gemarkung: Seidnitz
Flurstück: 448
Gemarkung: Zschertnitz
Flurstück: 38/34
Art der Änderung: 2. Verände-
rung von Gebäudedaten
Betroffene Flurstücke
Gemarkung: Altstadt I
Flurstücke: 1075c, 1134/3, 1134/5, 
1138/23, 1822/1, 1948/5, 1948/7, 
1948/9, 2170/1, 2234/2, 2994/16
Gemarkung: Altstadt II
Flurstücke: 21/3, 32/10, 76, 76s, 76/3, 
80h, 81v, 94/4, 104, 112, 125a, 125/5, 
288/7, 288/32, 289/12, 306l, 311/8, 
313/11, 317c, 317f, 320p, 383i, 383k, 
436/4, 441/6, 495/9, 500/2, 509o, 
509/2, 510h, 511/1, 527/15, 527/20, 
622/16, 639, 640, 813t, 1189/1
Gemarkung: Cotta
Flurstücke: 111, 127/3, 160a, 162/3, 
171/5, 172, 283/3, 283/4, 284, 287, 
294, 295b, 295c, 309b, 313g, 313h
Gemarkung: Friedrichstadt
Flurstücke: 87a, 107, 139, 140/1, 
147, 148, 149, 150/1, 216/4, 223/3, 
223/39, 254a, 277, 280, 292, 293, 
294a, 297, 298, 303, 305k, 405/9
Gemarkung: Gostritz
Flurstücke: 106/4, 263r, 263/30, 
263/67
Gemarkung: Kaitz
Flurstücke: 43a, 44, 91a, 171/1
Gemarkung: Klotzsche
Flurstücke: 217e, 217o, 217r, 217/4, 
217/7, 218g, 218i, 218l, 218m, 218o, 
218p, 218/3, 218/13, 219/3, 224/2, 
226c, 226g, 227a, 227e, 235b, 235e, 
235u, 235w, 235/3, 235/4, 235/8,0 
235/9, 236/12, 236/37, 236/130, 241b, 
241c, 241h, 241n, 241p, 251n, 251r, 
251t, 251/1, 253/3, 254m, 254/2, 
259k, 259p, 259r, 259/2, 260/5, 
260/7, 261/23, 261/35, 261/44, 262a, 

262k, 262r, 267g, 267m, 267o, 267t, 
267y, 275q, 277/3, 293/2, 295d, 
295h, 295/2, 296/6, 483/8, 483/11, 
487b, 494/2, 494/3, 495/2, 496/1, 
497/6, 497/8, 497/10, 498/13, 498/26, 
498/27, 498/42, 498/34, 508o, 508v, 
508/2, 512b, 512c, 512d, 512/3, 
512/14, 524, 559, 618, 650, 556, 565, 
568/1, 593, 593a, 594, 606, 822/1, 
851/4, 938, 943, 946/1, 952, 971/3
Gemarkung: Leuben
Flurstück: 286/3
Gemarkung: Leubnitz-Neuostra
Flurstücke: 73/2, 122, 153/3, 192a, 
221a, 221d, 304/6, 304/7, 344/4, 
345/5, 346/4, 350/10, 350/16, 358k, 
358l, 372/18, 409m, 510, 510a, 
535a, 648/3, 652/15, 654/5, 654/6, 
664, 959/3
Gemarkung: Mockritz
Flurstücke: 1/4, 42/20, 76v, 88x, 
98f, 98/2, 114/31, 140a, 160, 167/18, 
167/38, 188, 192, 192a, 314
Gemarkung: Neustadt
Flurstücke: 95/3, 110/2, 110/3, 117b, 
118, 331, 333, 335/3, 337, 340/4, 
343/2, 384f, 397/3, 400/2, 408/2, 
409, 438/5, 445/4, 486l, 493, 522, 
542, 545/2, 643/2, 747, 749, 752/10, 
813, 816, 823, 1640/5, 1641, 1641k, 
1643c, 1643d, 1960/11, 2059, 2456/1, 
2632
Gemarkung: Plauen
Flurstück: 581/13
Gemarkung: Räcknitz
Flurstücke: 23/4, 106/11, 106/14
Gemarkung: Strehlen
Flurstücke: 4/5, 6b, 42q, 69n, 69/3, 
91/3, 91/4, 92g, 285/7, 322/1, 357/8, 
436/6, 460/4, 570, 584 
Gemarkung: Seidnitz
Flurstücke: 112z, 113/11, 285/1, 290, 
299, 305/2, 307, 311, 316, 337/1, 446
Gemarkung: Tolkewitz
Flurstücke: 64, 65, 66, 100a, 101/29, 
101/39, 101/40, 101/42, 101/43, 
101/44, 101/45, 101/46, 101/47, 
101/49, 101/50, 101/53, 101/54, 
101/55, 101/56, 101/57, 101/59, 
101/61, 101/62, 104/24, 104/25, 
115/22, 115/23, 117/2, 117/5, 117/6, 
117d, 117/7, 117/8, 122/3, 145, 228/1, 
133d, 136/2, 136/3
Gemarkung: Zschertnitz
Flurstück: 88/9
Art der Änderung: 3. Verände-
rung der tatsächlichen Nutzung 
mit Änderung der Wirtschaftsart
Betroffene Flurstücke
Gemarkung: Cotta
Flurstücke: 111, 123/1, 124, 125/2, 
129/3, 130/4, 139, 139a, 162/3, 
162/13, 162/16, 168/2, 172, 172/1, 
173/1, 174/1, 175a, 175b, 175c, 175d, 
282a, 282b, 283h, 291a, 292/2, 292/3, 
293, 293a, 293b, 293f, 293/1, 294b, 

295, 295c, 298, 298d, 299, 300, 301, 
302, 303, 303a, 304, 304a, 304b, 
305, 305a, 305b, 306, 306a, 307, 
307b, 310b, 311, 313, 313b, 313c, 
313g, 315, 475/2, 494/2, 495, 496, 
497, 498, 499, 544
Gemarkung: Dobritz
Flurstück: 174/8
Gemarkung: Dresdner Heide
Flurstück: 107/7
Gemarkung: Friedrichstadt
Flurstück: 445b
Gemarkung: Gostritz
Flurstück: 263r
Gemarkung: Klotzsche
Flurstücke: 217x, 227b, 227e, 218/6, 
219h, 219/22, 221/1, 225/5, 226/1, 
226g, 226i, 235w, 236/12, 236/37, 
236/130, 241g, 241h, 251/3, 251o, 
251x, 253/1, 253/2, 253/3, 254, 259/2, 
259/4, 259i, 259u, 260/5, 260/9, 262a, 
267p, 267x, 293, 293/2, 293/5, 295h, 
486e, 496/1, 498/12, 498/26, 498/42, 
508o, 508z, 512d, 526/1, 546/2, 549, 
550, 551, 561, 573, 579, 584a, 585, 
593a, 595/1, 614, 618, 934, 942, 945, 
951, 997, 1088/5, 1088/6
Gemarkung: Leubnitz-Neuostra
Flurstücke: 122, 704
Gemarkung: Mockritz
Flurstücke: 167/38, 188
Gemarkung: Seidnitz
Flurstücke: 61/8, 68/2, 68/3, 68/4, 
72/9, 72/10, 113/16, 113/22, 301, 
453, 447
Gemarkung: Tolkewitz
Flurstücke: 59/2, 100a, 110, 115/17, 
115/33, 117/2, 136/3, 159a, 159d, 
159e, 168/4, 236/1
Art der Änderung: 4. Verände-
rung der tatsächlichen Nutzung 
ohne Änderung der Wirtschafts-
art
Betroffene Flurstücke
Gemarkung: Altstadt II
Flurstücke: 125/5, 500/2
Gemarkung: Cotta
Flurstücke: 112, 126, 136, 141, 
152/1, 152/2, 162/12, 171/5, 292/1, 
313a, 313h
Gemarkung: Kaitz
Flurstück: 44
Gemarkung: Klotzsche
Flurstücke: 218l, 218o, 218/3, 218/14, 
219/3, 219/23, 219/81, 220, 236/12, 
236/22, 236/87, 236/130, 237, 253/1, 
253/2, 253/3, 259k, 260/5, 260/11, 
261/8, 262r, 267m, 270/13, 294/5, 
497/6, 580a, 595/1, 592, 606, 929, 
946/1, 984, 1014/1, 1014/8, 1042, 
1088/7
Gemarkung: Leubnitz-Neuostra
Flurstücke: 350/10
Gemarkung: Neustadt
Flurstück: 522
Gemarkung: Seidnitz

Flurstücke: 72c, 446
Gemarkung: Tolkewitz
Flurstücke: 59/2, 61/1, 61/2, 70/c, 
105/6, 105/7, 108c, 108d, 109/1, 
115/38, 136/2, 145, 247
Allen Betroffenen wird die Ände-
rung der Daten des Liegenschafts-
katasters durch Offenlegung be-
kannt gemacht. Die Ermächtigung 
zur Bekanntgabe auf diesem Wege 
ergibt sich aus § 14 Abs. 6 Sächs-
VermKatG.
Die Bekanntgabe der Offenlegung 
ist im Internet unter www.dresden.
de/bekanntmachungen, dort unter 
Amt für Geodaten und Kataster 
einzusehen.
Das Amt für Geodaten und Katas-
ter ist nach § 2 des Gesetzes über 
das amtliche Vermessungswesen 
und das Liegenschaftskataster 
im Freistaat Sachsen (Sächsisches 
Vermessungs- und Katastergesetz 
– SächsVermKatG) vom 29. Januar 
2008 (SächsGVBl. S.138, Artikel 9 
des Gesetzes zur Neuordnung der 
Sächsischen Verwaltung (Sächsi-
sches Verwaltungsneuordnungs-
gesetz – SächsVwNG)), in der 
jeweils geltenden Fassung, für die 
Führung des Liegenschaftskatas-
ters zuständig. Der Änderung der 
Daten des Liegenschaftskatasters 
liegen die Vorschriften des § 14 
SächsVermKatG zugrunde.
Die Unterlagen liegen ab dem 18. 
Juni 2021 bis zum 19. Juli 2021 im 
Geoservice des Amtes für Geodaten 
und Kataster, Ammonstraße 74, 6. 
Etage, in der Zeit
Montag und Freitag von 9 bis 12 
Uhr und
Dienstag von 9 bis 18 Uhr und
Donnerstag von 9 bis 16 Uhr
zur Einsichtnahme bereit. Nach 
§ 14 Abs. 6 Satz 5 SächsVermKatG 
gilt die Änderung der Daten des 
Liegenschaftskatasters sieben Tage 
nach Ablauf der Offenlegungsfrist 
als bekannt gegeben.
Die Einsichtnahme ist nur nach 
vorheriger Terminvereinbarung 
unter der Telefonnummer (03 51) 
4 88 41 16 oder über E-Mail: geo-
service@dresden.de möglich. 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen 
unter der Telefonnummer (03 51)  
4 88 41 16 oder über E-Mail: liegen-
schaftskataster@dresden.de zur 
Verfügung.

Dresden, 7. Juni 2021

Klara Töpfer
Leiterin des Amtes für Geodaten 
und Kataster

Offenlegung der Änderung von Daten des Liegenschaftskatasters
nach § 14 Abs. 6 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz
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Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bau-
ordnung (SächsBO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. Mai 
2016 (SächsGVBl. S. 186), die zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom  
11. Dezember 2018 (SächsGVBl. 
S. 706) geändert worden ist, wird 
Folgendes bekannt gemacht: 
Das Bauaufsichtsamt der Landes-
hauptstadt Dresden als untere Bau-
aufsichtsbehörde hat mit Bescheid 
vom 27. Mai 2021 eine Baugeneh-
migung mit dem Aktenzeichen 63/7/
BV/00954/21 im Genehmigungs-
verfahren nach § 63 SächsBO mit 
folgendem verfügenden Teil erteilt: 
(1) Die Baugenehmigung für das 
Vorhaben: 
Errichtung eines Geräteschuppens 
(ca. 10 m²) auf dem südöstlichen 
Grundstücksteil
auf dem Grundstück: Kaitzbachweg 
Gemarkung Strehlen, Flurstück 84/2
wird mit Nebenbestimmungen 
erteilt. 
(2) Die Baugenehmigung enthält 

Auflagen 
(3) Bestandteil der Genehmigung 
sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Geneh-
migung ausgefertigten Bauvorlagen. 
Der Genehmigungsbescheid enthält 
folgende Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann inner-
halb eines Monats ab Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der 
Widerspruch ist bei der Landes-
hauptstadt Dresden zu erheben. Der 
Hauptsitz befindet sich im Rathaus, 
Dr.-Külz-Ring 19, 01067 Dresden. 
Hinweise: Die Zustellung der Bau-
genehmigung an die Eigentümer 
benachbarter Grundstücke (Nach-
barn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 
SächsBO wird aufgrund der großen 
Anzahl von Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, 
durch diese Bekanntmachung er-
setzt, § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO. 
Die Zustellung der Baugenehmigung 
an Nachbarn gilt mit dem Tag der 
Veröffentlichung dieser Bekannt-

machung als bewirkt. Die oben 
genannte Rechtsbehelfsbelehrung 
gilt auch gegenüber den Nachbarn. 
Die vollständige Baugenehmigung 
und die Verfahrensakte können 
im Bauaufsichtsamt der Landes-
hauptstadt Dresden, Maternistraße 
15, 01067 Dresden, Zimmer 5005, 
während der Sprechzeiten eingese-
hen werden. 
Sprechzeiten: 
montags und freitags 9 bis 12 Uhr, 
dienstags und donnerstags 9 bis 
18 Uhr 
Es wird eine vorherige telefonische 
Terminvereinbarung, Telefon (03 51) 
4 88 36 27, empfohlen. Bitte infor-
mieren Sie sich auf www.dresden.
de/erreichbar über die bestehenden, 
coronabedingten Einschränkungen 
des Dienstbetriebs.

Dresden, 17. Juni 2021 

Ursula Beckmann
Leiterin des Bauaufsichtsamtes

Erteilung einer Baugenehmigung für das Vorhaben  
„Errichtung eines Geräteschuppens (ca. 10 m²) auf  
dem südöstlichen Grundstücksteil“
Kaitzbachweg, Gemarkung Strehlen, Flurstück 84/2 

Bekanntmachung der Landeshauptstadt Dresden nach § 70 Abs. 3 Satz 3 der Sächsischen 

Bauordnung über die
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